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VOR~ 
Das hatten wir uns nicht vorgestellt, als wir mit der RADI-AKTIV begannen: Daß wir 
mal eine Ausgabe zum Thema ,,Zensur" würden herausgeben müssen. Lieber würden 
wir das weitermachen, was wir bisher auch versucht haben: Authentisch und konti· 
nuierlich über den Widerstand gegen die WAA zu berichten, ein Forum für die ver· 
schiedeneo Strömungen des Widerstands zu sein, Hintergrundinformationen zu liefern. 

Aber genau das ist bestimmten Leuten ein Dorn im Auge. Nachdem sie gemerkt ha­
ben, daß sich der Widerstand gegen die WAA nicht mit dem altbewährten Zusammen­
spiel von Betrug und Knüppel einfach vom Tisch wischen läßt, werden jetzt härtere Ge­
schütze aufgefahren. Das war schon immer so, wenn die Untertanen zu widerspenstig 
wurden: Wenn sich auch die subversiven Gedanken nicht verbieten ließen, so wollte 
man wenigstens ihre Verbreitung verhindern. 

Die Verfolgung der RADI-AKTIV oder beispielsweise das Verbot der Bundeskonfe­
renz der Anti-AKW·Bis (Ende November '86 in Regensburg) stellen damit zentrale An· 
griffe gegen die gesamte Anti-WAA·Bewegung dar: Wer aufmerksam die Anklagepunk· 
te und die Begründungen für die Beschlagnahmungen liest, kann feststellen, daß es der 
Justiz gar nicht um diesen oder jenen Satz geht, sondern um den geistigen Zusammen­
hang, in dem dieser Satz auftaucht. Wenn z. B. die Frankfurter Allgemeine eine "Chro· 
nologie des Terrors" veröffentlicht und darunter sämtliche Anschläge der letz1en Zeit 
auflistet, ist das etwas völlig anderes, als wenn die RADI-AKTIV dasselbe macht. Im 
zweiten Fall macht der Staatsanwalt willkürlich daraus eine "Erfolgsbilanz", die wie­
derum -weil sie in der RADI-AKTIV steht- eine Aufforderung zur Gewalt darstellt. 

Diese Gesinnungs-Bewertung führt manchmal auch zu unfreiwilliger Komik, zu Real­
Satire ganz besonderer Art: zum Beispiel die Begründung des Richters für die Beschlag­
nahmung von RADI-AKTIV Nr. 6. Die Karikatur auf der Titelseite vermittele den Ein­
druck, als wolle der bayerische Staat seine Politik mithilfe von Polizei-Gewalt durchset­
zen, so sein Schriftsatz. Gott bewahre, wer könnte denn auf so einen Gedanken kom· 
men? Und um zu beweisen, daß dieser Eindruck völlig aus der Luft gegriffen ist, klin· 
gelt im Morgengrauen die Polizei und beschlagnahmt ..• 

Das sind die Geschichten, die das Leben schrieb. Um den Leser/inne/n der RADI· 
AKTIV einen Oberblick zu geben, was inzwischen alles verboten ist, haben wir einen 
ausführlichen Dokumentationsteil gemacht. Sämtliche inkriminierten Seiten sind dort 
wiedergegeben. 

Für diejenigen, die nach dem Lesen der zensierten Stellen gar nicht mehr wissen, was 
daran strafbar sein soll, haben wir die verschiedenen Anklageschriften, Beschlagnahme· 
verfügungen u. ä. aufgearbeitet. Wörtlich wiedergeben dürfen wir sie nicht, das wäre ein 
Verstoß gegen Paragraph 353d und würde uns garantiert wieder eine Beschlagnahmung 
einhandeln. Aber auch so wird hoffentlich verständlich, was da verfolgt und kriminali· 
siert werden soll: Nicht was in der Zeitung steht, sondern was nicht drinsteht. Das be­
rühmte Zwischen-den-Zeilen-Lesen ist zur Hauptbeschäftigung des Staatsanwalts ge­
worden. 

Was in den bestehenden Anklageschriften noch als mühsame Konstruktion zu erken· 
nen ist, soll in Zukunft vielleichter werden: Seit 1. Januar '87 gelten die neuen Geset· 
ze 129a, 130a u. a. Mit diesen Gesetzen wurde ein viel größeres und gefährlicheres In­
strumentarium geschaffen, als bisher in der Öffentlichkeit wahrgenommen worden ist: 
Die Neu-Definition des "Terrorismus" beinhaltet die Anwendungsmöglichkeit einer 



VORT 
breiten Palette von politischen und polizeilichen Maßnahmen, die, konsequent ange­
wendet, jede außerparlamentarische Bewegung unter einen ungeheuren Druck setzen 
würde. Wir haben in einem Artikel diesen Aspekt besonders herausgearbeitet. 

Was aus den seit etwa einem Jahr in Bayern laufenden Angriffen und aus den neuen 
Gesetzen, die ja sozusagen der Versuch sind, bayerische Verhältnisse bundesweit ein­
zuführen, für Konsequenzen zu ziehen sind, muß erst noch diskutiert werden. Wenn es 
wirklich das Ziel der Atom-Mafia in den Chefetagen der Konzerne und Regierungen ist, 
jeden legalen Widerstand gegen die WAA unmöglich zu machen, wäre das ein qualitati· 
ver Schritt, der grundsätzliche Erwägungen über die Methoden weiteren Widerstands 
notwendig machen würde. Schließlich wollen wir weiter in der Lage sein, die Opposi­
tion gegen die WAA-Politik zu organisieren. Wahrscheinlicher ist, daß der derzeit per­
manent eingesetzte Verbotshammer das Ziel hat, die radikalen Teile des Widerstands 
zu zermürben und zu kriminalisieren. Aber auch daraus erfolgen sorgfältige und verant­
wortungsvolle Oberlegungen über die weitere Arbeit. Eine solche Debatte steht noch 
aus. 

Daß es auch unter schwersten Bedingungen der Zensur immer wieder möglich war, 
die wichtigen Inhalte trotzdem zu transportieren und den Zensoren ein Schnippchen 
zu schlagen, zeigt unser Rückblick in die Geschichte der Zensur. Aus den Beispielen ist 
zu ersehen, daß immer auch der Protest gegen Zensur, der öffentliche Hinweis auf Zen­
sur kriminalisiert worden ist, ein Widerspruch, der staatlichen Stellen oft schwer zu 
schaffen gemacht hat. Die Gründe und Hintergründe gleichen sich frappierend - man 
vergleiche nur mal die Preußische Zensurinstruktion mit den Begründungen für die 
RADI-AKTIV-Beschlagnahmungen. Der Unterschied besteht eigentlich nur im Straf­
maß, das war damals viel milder. 

Am Schluß noch ein Appell: Die Angriffe gegen diese Zeitung finden zwar noch un­
ter den Bedingungen der alten Gesetzgebung statt. Sie sind aber gleichzeitig ein Test­
lauf für die gesellschaftliche Akzeptanz der neuen. Wenn es gelänge, die RADI-AKTIV 
so zu kriminalisieren, wie sich das die CSU undihre Staatsanwälte wünschen, wäre das 
eine empfindliche Niederlage nicht nur der Anti-WAA-Bewegung sondern überhaupt 
des demokratischen Teils dieser Gesellschaft. Dafür und für unsere vier ehemals presse­
rechtlich Verantwortlichen (Anita Aschenbrenner, Christian Bothe, Wolfgang Köpf, 
Christoph Reck) brauchen wir Eure Unterstützung. Sammelt Unterschriften gegen den 
Prozeß, sammelt Geld für den Prozeß, bittet prominente Persönlichkeiten um Solidari· 
tät. Helft uns dabei, diesen Anschlag auf die Meinungs- und Pressefreiheit zurückzuwei· 
sen. 

Keine WAA in Bayern und auch nicht anderswo! 

Keine Einschränkung der Presse- und Versammlungsfreiheit! 

Ersatzlose Streichung der Paragraphen 129a und 130a! 

Mit solidarischen Grüßen 
Eure RADI-AKTIV-Redaktion 
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INFO·BORO 
FREIES WACKERLAND 
Altenschwand 91 ~ 
8465 Bodenwöhr 
Tel. 09434/3368 

Unter dieser Telefonnummer 
erreicht ihr auch den ERMITT· 
l UNGSAUSSCHUSS. 

Bestellungen: 

RADI-AKTIV 
Rothenburger Str. 105 
8500 Nürnberg 70 
Mo-Do 18-19 Uhr 
Tel. (0911) 28 89 46 

Ein Jahresabo (5 Ausgaberd kostet 
incl. Porto 25,- DM. Ein Förderabo 
kostet 30,- DM. Ab 5 Exemplaren 
kostet 1 E:l\emplar 3,00 DM zu· 
züglich Porto. 

Einzelpreis: 4,- DM 

Konto: Postscheckkonto Nürnberg 
Anita Aschenbrenner 
!Sonderkontot 
Kto.·Nr.: 11l237·85U 



Dokumentation 
Auf den folgenden Seiten geben wir eine chronolo­
gische Darstellung der RADI-Kriminalisierung, da­
bei werden die verschiedenen Anklageschriften und 
Beschlagnahme-Verfügungen dargestellt. Parallel 
dazu dokumentieren wir die inkriminierten Seiten 
aus den alten Ausgaben der RADI-AKTIV. Di:e 
"heißen 11 Abschnitte oder Sätze haben wir, soweit 
möglich, besonders hervorgehoben. Wir hoffen, daß 
Ihr Euch durchfindet! 

PROZESS-TERMIN 
gegen das Radi Aktiv ist bekannt: 

MITTWOCH 21. 1. 1987 1330 uhr 

Nürnberg, Amtsgericht, Fürtherstr. 
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30. April 1986: 

Beschlagnahmung 
von 

RADI-AKTIV Nr. 7 

Chronologie Dokumentation 
Am 30. 4. werden die Wohnungen der 

presserechtlich Verantwortlichen des 
RADI-AKTIV durchsucht. Dabei be­
schlagnahmen die Beamten ca. 1 200 
Exemplare der Ausgabe Nr. 7, einen 
Rechnungsblock und eine Abonennten­
liste. Bei einer Redakteurin wurde die 
Wohnungstür aufgebrochen, obwohl der 
richterliche Beschluß zur Durchsuchung 
vom 22. 4. stammte. Die Polizisten woll­
ten wohl ungestört suchen, anders läßt 
sich dieses Warten und der Zeitpunkt 
der Durchsuchung (früher Nachmittag) 
nicht erklären. 

Als ,Begründung' für die Beschlagnah­
mung diente die ,;Aufforderung zu straf­
baren Handlungen" in zwei Fällen. 

Der erste Fall (Aufforderung zur Ver­
letzung des Dienstgeheimnisses) war ein 
Aufruf an alle WAA-Gegner/innen, die 
an wichtigen Informationsquellen in Po­
lizei-, Justiz- und Regierungsapparaten 
sitzen, geheime Planungen und wichtige 
Dokumente an die RADI-AKTIV wei­
terzugeben. 

In die wenigen Monate danach fielen 
die Enthüllungen über den Bombenan­
schlag des Verfassungsschutzes auf das 
Celler Gefängnis, die Veröffentlichung 
der SOl-Papiere im "Kötner Express", 
der Einsatz der GSG 9 gegen Demon­
stranten, die Amtshilfe der Bundeswehr 
im Zusammenhang mit Demonstratio­
nen in Wackersdorf, die Neuigkeiten im 
Schmücker-Prozeß usw. usf. 

Schon diese Vorkommnisse machen 
deutlich, wie wichtig und berechtigt ein 
solcher Aufruf und wie abhängig die Öf· 
fentlichkeit von einigen couragierten Be­
amten ist, die die Aufdeckung solcher 
Gesetzesverstöße erst ermöglichen. 
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Das Anti·WAA·Büro in Schwan- =~tr:W'!nctort 
dorfist umgezogen. NM Adresse: Tel. 09431/1029 

Aufgrund des großt:n umtangs der 
letzten Ausgabe waren wir aus Ze1t· Nachruf 
grvnd1m nicl\1 mehr in dar Uge. zu je· 
dem Foto den Fotografen da:uzuliCiw"ei· luf den 
ben. • 

dan~~~:s:~~~~~~~~~~~eoF~~51 ;!,N be- Taxöldener Forst 
dieserStelle bei: 

Reg~ne Heidenteich. Herbert Sl;hreg, 
Horst Schäfer, Wolfgang Gast, Andreas 
8eer. BeJnhard Greipet, Uli Magull, Willi 
Wat:kHsdod und Hefbert Baumgjrum-. 

• 

Es mutet einen wie ein schlechter 
Senerz an, wenn man den von der Ober· 
fotstditektion Regensburg encellten 
Walctfunttiomplan für 1Jen Regierungs­
bezirk Oberpfalz Nord lint. 0. steht 
namlich: ,.Oie großen geschlossenen 
Waldlc.omplexe erfüllen als ökologisch 
intakle Fläche regional witk5ame Aus· 
gleichifunktionen (Klima, lmmiHion· 
nen)." Weiter heißt •~ •• Daruber hina.s 
sind sie narumllhe. groSflächige Ert\o· 
lungsraume fUr die Bevillkerung und be­
reichem die Landschaft. Sie tollen auf 
Dau1r erhalten und von allen störenden 
Einthissen verschont bl1iben. Insbeson­
dere gilt diues flir den TaJCöldenfl' 
Forst." 

Oiesen Plan konnte man im Januar 
1986 m von Schwandorf einsehen, w 
einem Zeitpunkt, wo sieh der TalCÖide­
ner Forst zu einem Font ohne Wald ent­
wichltMne. 
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Chronologie Dokumentation 
Der 2.Vorwurf ist eine Konstruktion von 
mehreren Artikeln, die zusammenge­
nommen zu einer strafbaren Handlung 
(Aufforderung zu Brandanschlägen und 
Sachbeschädigungen) auffordern sollen. 
Auf S. 73 befand sich die sog. "Schwar­
ze Liste", in welcher die am WAA-Bau 
beteiligten Firmen aufgeführt sind. Auf 
der gleichen Seite wurde ein Bekenner­
schreiben zu einem Anschlag auf die Fir­
ma Hochtief dokumentiert. 

V•.rl.t:auac da t>iaut&c:horima.iJa.ö Wild. C"ion baoa.donfll GtiMI.mlui­
'""I'Pnlchr RIStBV 211. 2U 

353 b 1 Ww •ia C.IMinmh. du ibm ab 
I. Amtstricw. 
l . für daa ötrcatli~heo Oi•o.M lMtoaötn Vcrpnlebtataa odtcr 
l . Penoe. dJ. Aufpbeo od"' &.fuplue nacb dem P~nalvcrtre-

Clul .. nc:ht ........aruimmt. 
aove:rcnut wordn odn 1010.1 bckanacccwordea h t. uabefucc ofTcnb.,c 
UD4 dadurch. widtti .. öfüo.tlid.w lattor«IM'n acfihtcb:t. witd mit Fre.t. 
hdcuua(e bbi a.u rdaiJabtaa odn mit Gtldunfc bnt,..n ... Hat du rac.u 
dwch dM Tat fahrliuia wid.dae ötreodk.M lntft"n.Mo &cfahtdct. •o 
wild • mlc Ftritwlt:M.tn(e bla •• ciocm Jahr oder mit (icld.J.tnft be­
atnlt. 

0 Wu • • .,...,..._von dna Fillfll da Abtauen l , ua.be("f" clf\ftl G.,. 
a•utaod ockr elo. Nadw1cbt. &U dcna GeiMimhaltv~tc n 
1. aul Grvod dn Bftc:hJUSM.t e.iMt Geuu.acbunporae.ftt du Bundn 

ocicr efan L.aodn odu e-inn Millln' Awu.hünc vupOiC'htct iu oda 
1. voo eiJMr cncht-eo amdidiJH~ Stelle unt"' Hiowclt • uf die Stnfbar• 

kcit dft' Vnkt:&UAJ 4« C.lwimbahuappOic::bt (Ormlic:b vnpOjc::btH 
'WOl'd«-n iu . 

.. cl:oe:n and...-ea a•l•n.-en lä.lt od..,. ~entlieh bekaantmacht und ct..­
d!lff.b widuJc• ö«cad iciM bttcte1MQ ad'th.td•t. wird mit frcihchtstn· 
f•lPi• aa dniJabree odef mit Gc14t.tßf• bot1-trd\. 

liDOHVa"Uat:histttnJ'l:t,u, 

tv DM Tat wird DW' mit Errnächti&uaa vcrfol(t. Oie .ErrNchtiJunc 
wltd uteilt 

1. •oo ckm Prüidca.te-n dct G•·••te:zccbua.porp.tU 
•) ia dco Rllea dt• AbMtut 1. wenn. d.cm Tat•r da1 GelMimnil wiib­

rnwl Minu Ti.tiabit bel cl ocm. od.u fiir .-in Cctetzaekaa:.orp-aa 
dn 81uadn odn eiMI t..Ddn bdaanta••ordf.n i1t, 

b) ia dco Fill«a dn Abu.u .. z Nr. 1: 
l . voa d«t oberneo 8u.ndcsbeh3rc:N 

• ) Ia dftl fiUm da Atr.ra:n 1. ••no d.m Tit•r ctu Gth.tmnis 'fd:h· 
r«od MiDft' Tidakeic tOftiC: bei cmft' o<la rt.Lt cia• Behötdc oder 
bcl c:lau anckra. -.nuJichal Stelle d.s Ba:Dda oda- fd.t e-in• 10ldN 
Stelle bt.bootrwOfdea ht., 

b) i.o du f"jJJc:a des Abutut l Nr.l. Wfllftdct Tatet' • oo einer amt· 
liebee Srel'* da Buadct vupOichC4't wotdca b&;· 

J . •oa dn oWntm Laodabcbörd• Ia alln ilbriJee Fillea du Atn•rae 1 
u.od 1 Nr. l. 

6 

Schwarze Liste: - Firmen aktiv für die WAA 
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Nr. Jd<'f 1<4. SrX.G (I tu f~l. greift sysrc-m.uis.:h in.kn AT turi.ick. skcrgln.tt 

:;J!,~,:J: ~~:~~~ ~~~7~~~~~ d~~r~h"~: ~;~~~=~~~~~~~~~.CTo:1~; 
ist in.sowC"tC J-~tnkcn G<t'Jhrdun_gscklikc tB(;H 29, .21'1?; lK·v 8ubnotf .S), 
Srn(grunJ in die- Gcfjhrllchkdl, dtC' indC"r qu~lifil)(f<o."1'1 ,\ utTordnung Jll un~ 
nimmc viele Mt'11Kh<"n lie-gt. ~ui Jic Jer Tlcc-r tdM ""l'h dcr Ttt k:C1n.cn Ein0u8 
me-hr hu. Zum C.anJ:tn J)r~:hcr, Ci.alln·FS )1)7: RQ1t.aJt CA 79, U: Finckc. D·u 
Vcrh:ilcnis J« AT zum OT d..-.. Sru(rcthrJ, 1?7i, "s. 75;. Schrotd«, Stutt~rm 
12. 20:J.tkc:tbs ZStW 91. n.-; N.tutkc t 6 11. 

Z) T•thaD-dhnsa tSt 

1 A .. die Au.ß'or-4.-ru.nc. Jh c-tnc b..-snmmte. Ubcr d nc blolk B<furwortung 
hiluw~ch<n~< (tiGH 28. Jl4; J1. JIO: KG StV 81. ;~~: Köln MOR 13. 
JJ8), i t<h •us ckr Schri(c c-rgcbmJc.- (LC ß<rlin ~cV 82 • .&72) Erldirung 
(möglichc-rwci.st durch schiWiigc H .andhmg. RG i7, Ul), ~.bß lndc:rc ct· 
~v-u 1un oJcc unletl~ssc.:n 'Olim (v~t R~ 6J. 173}: wird lediglich eine 
fre-mde Äußerung, d1e e1nt AutTotdtrur.g tS dc-\ t J ll <1Hhllc, veröffent· 
lt\'ht, so grei(t I 111 nur c.-1n, wenn J<c Vctölf<"ndichcndc- s:i-e u:nmtßver· 
\Undli<h :u seine r eigenen m•chc-n will (FuntcrUn NJW 8J. 1207); d~ 
Aufford<rung mun irg~.-nd..,.•c-l<hc pott.-n•icllcn AJr~ur<n <rrckh<"n (wie 
J a.s FrhJ<n <"inn lhicluriusvorschritt, hiettu t..K 31 , zeigt; .aM RC SS. JCJit; 
.\1~yc-r in Erbs 0 187 2l bb zu § t 16 OWiG; hM} unJ sich n<htrn: 

8 . Jn anbctdmmc v1dc Mcnsch<n fP,(; 65. 1••1J; H:amm j.\181NW 6J. 

SachtH-Kbldipaa 

303 ~~d' ~~~'::.~~!:i .. ~~r:!•z!:~j=~:c:~:=!';; 
be.trran. 

0 On V•nuds i-.& .rnl'bu . 

B.....wlfrwa1 

308 ~·::;;r~~~ J~:.!."a::,::!.a:::;.:~ 
Wueovon-ice. we-kiMHl4an bet.dmmt.a 6ll'eaclkbeo Plinn. Laa...,., 
Vorrilca voo t.odwl~fdkbtm En.e"..U..o O+ILtr voo a.,.. od'"" 
B«u.macerialt.a. Friidt.taaaldnn Feld. Walchaaaca ocl.rTotf.moor.U. 
Btud. .-tat. w_. d"*"t ~ e.atw.....,. &.mdö .E.icentum tiöd 
ockt- nrar Ei.-hlm du Titen •iorl. jedocb ihr« .Bnchaß'ea.hdc und 
l.Ap ~ ,..-ipec alrwl. du P..." eb:let det ia t J06 Nr. I IM• J beuidl­
nttea Ri1Ufllidlbitea. od.ttf ftotm der YOntch•nd. b«uic:haetea (ttmdea 
Ge-~• mitzuki.la. 

•lD mio.der t<:hwer•a fillnt i.Jt dit Sen.(• Fulbeiuatnf• •on M<"hl 
Mo_.., bit n r...r 1""""-

Weldln, GtttCW~w&<lr.ft(lfw~ 

Wf.lHJ11+0F!ft....,. u. Ptut 
Tilfk.t \oM Sl;nlM 
w.t...-.3b ...., ...... _. 
T•l, ot&31n.l 

Ober Wt•h".e"''"' ct.m tnl,tfi'l t "" 
.--11 .. Hlintl'dOtl lol!'l6 """" J,~ 
W~Co\tllfi'ICI" ••<I No! ttOiem A.I.IW'fl.a 
....,.. -., OtlottCifi+Uw 8-tv61~ _..,.. 

N>!NNII I#INI " " \eUtiUt II• H Wfl 
f . .a.nu..- ~telh mit ~tt-r-.rn ...."tl. 
Kflen PoHttoM-.....eu tt•"""'-• wild 
w• NbM 4114 G~u. ""' Ro· 
~._.;,.".,.rc»rKwncr•~· 
tet. ~~ iu o.. Vldlto t lne C~· 
lool• *' f•...,_I,M.WirPlttlfn-..dl.,.,· 
wd'lt. ._I Olt ~,._.., • .,.M,~Ch, .ut 
Melflulm N ~ • ._,..,.. dlt Wldw• 
n..-.ct mh Ou Ao.ohe•IWII 1ft tnttbl.ct. 
rtiedlicl'w Wld ....,.tllidw .-lfnitltt 
Oemomtlllntwi.....,MUiw« . 

Eil\e.-ir..-e l.lr.l.,-• tttwM-tll.lf'I9 Wircf 
dlltdl dl. cioNw"* Pot:Nortpt ... N nlcl'\t 
,.,.... ~Mt~kft ..w.. Am r ,... u.t~t dl. 
,, ... : w.""..t..-1 
0.. VilttofiWt _fl T... Frtlet 

Wtei!MIW"d" ftt l"v bMWIIM :..,., die 
Mtcl~kiYft Ftri.... llclchMr. 
12•. Tel C»l1niiOU.I&OO NiiMibel'f. 
: Mirouun, Farbe, ,.,._, 111M 

VCTUrt&Hmpfu.aa d. Stuu. und MiMt Symbole IUStBV lGl:tr. 

90 a ~::~~n:c~ :: t::l~tnammJ-. odrc dwcJ. v.t..t, .. 
t. di• Budnc-~tpubHk Dcucxlalutd oder •iDft U..r Liedu oc&. ihn 

v crf.......,ac•m ä8i .. Ordouoc bet<laimp& odat b&wUIIc ••rildnUclli 
muhtode-r 

1. die Farbea. 4H F:aaa•. du W•ppca oder die Kyrnae dft- 8uadarl'p4l· 
bUk OeutKhleod ockr e inet ilucr l..i.Ddn Ytf"IIIIIUmJ!h. 

wird mit fTcliMiwfft(e bis au dni Jabna oder mlc Gcl4sttaf• bacntt. 
a EbeMO wird betc.nfi.. wrc •ine ölrf'ftdlcb ,-... ip FJ.u• du a.... 

4encpublik O...CKhland oder • inn lhrcr Uodw od« ala voo ai....- Je. 
hörd. 61f'cndlda •D&"cbraQtn HoMJuuJdt,n dtT .au.H:w.,.bllk 
0.-abc:blaDd odft" cia.. ih.r-a l.i.twl.et- •ntf..".c. untört, ~irc . ._. 
bnoc-h.bar odH Wlkf"Mclieh m.cM odet bftcbimplndn Ualua 4ana 
vcrUbt,, On Vcn1.1cb Ut ttraf'bu. 

m Oie Stre(e bt Fnlhl'ltsatnfc bb •• fDar Jahrna oclw Gtldtcnle. 
wmn dn- T4ccr dch durch die Te.c abticheUch ru.. Bacnbuocee 1 ....... 
den .Betcaad dH B~puhlllr: DeutM'hlaod ockf" 1•1n VuC..ucap-­
l rundt.itse •ift.Mt&C. 



Chronologie Dokumentation 
Diese Seite wurde nun mit einem ln· 

terview, das Anita Aschenbrenner der 
T AZ gegeben hatte, und dort auf der 
Debattenseite am 11. 3. 86 erschienen 
war und nun in Ausgabe 
Nr. 7 dokumentiert wurde, in Verbin­
dung gebracht. Darin heißt es: 

,,Sämtlichen Firmen, die glauben, sich 
an der WAA eine goldene Nase zu ver­
dienen, muß mit verschiedensten Mit· 
teln deutlich gemacht werden, daß lang· 
fristig ihre Verluste größer sind als ihre 
Gewinne." 

Dieser Satz stelle im Zusammenhang 
mit der "Schwarzen Liste" und dem do· 
kumentierten Bekennerschreiben eine 
"Aufforderung zu strafbaren Handlun· 
gen", gemeint sind Brandanschläge und 
Sachbeschädigungen, dar. Zu den "ver­
schiedensten Mitteln" durch die auf die 
Firmen eingewirkt werden solle, würden 
auch Brandanschläge und Sachbeschädi· 
gungen gehören. Dieses würde sich dem/ 
der Leser/in dadurch erhellen, daß sich 
neben der "Schwarzen Liste" eine Do­
kumentation eines Bekennerschreibens 
befände, das einen Brandanschlag auf 
die Firma Hochtief damit rechtfertige, 
die Firma sei Generalunternehmer beim 
Bau der WAA in Wackersdorf. 

Eine wahrlich abenteuerliche Kon­
struktion, die es verunmöglicht, über be­
stimmte Ereignisse zu berichten, einen 
Sachverhalt durch eine Dokumentation 
zu erhellen und einen öffentlichen Dis­
kussionsprozeß über Widerstandsformen 
zu führen. 

------tu DIENSTAG, 11.3.86'---------------

118M Schuterer 

Noch viele Demos 
Die Fehler, die mit der APO gemacht wurden, 
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Of(tdln8audei'Anlqtnacllln111Mr 

~ln!WIIIItlf• 
~M,wncM!~ 
~bllM'!Siudte 
~111\ddtll~ 
~btol-~ 
lltldl'IOtWindi;.um~ 
W""'J'J'IundumdleBflrvltundllif 
~tllbufordltm.llciiiUtngao 
glrnn.EintLtlul!gcllt~ 
llblrllftlcfii'U'IrnpoMIIctltftR.Ifll 
lllt~.Dubldlulll.dld•~~~» 
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Anlta Aschenbrenner 

t!Mdle-mitilmen~,.,.. 
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lillddll'f~gMCM-

"""' 

Die Politiker das Fürchten vor den 
aufgebrachten Bauern lehren 

Das HOttendorf entmyatlllzleren I Den politischen Preis fiir die Durcheelzung der WAA zu hoch schrauben 

fftlitMnUN;bewueti!I&CI'!tn,d$fiir 
Elmtnflutll« W'iOtmand btiJ:IIW. 
t.nmu!.umUII$nidltpiMztictllil'ltm 

"""""""""'­..... 
~~filcllil'l 

Ql'obtnllrlltiswlll!ldtlft~ 
flm~WMWJdtfllandlnBly­
tmandttiP!Inl1MFcrttdlritttfler· 
•us:btl&ti'V~del'kllillt• 
fiche!'IVtrtleflmtWlltdtr~ 

,",. 
-1H1wttlll2.000~aufli­

NrAnti-WA.f..Otmoin~. 
1MSinMilnctltnwmntstchonOO. 
50.000 
-1M2btltlliii'G~ 

ii!Sctwandod~lid\dltll 
$cl\wu&ldVO!ItiMII'I~ 
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6ttl!el!t!IW~. 

-lndetlleWen~;ab•wndtf 
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ntn'lritf'IW!iert!l,~ocler 
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lltnlf'liiiOI!dlm~\Mid 
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V_",.., der,_,.., 
UttMr~lat 

l'll*tlluplti0Citnkti1VCIII~ 
tdlCj)lttdnelgltf6!l!tnilldtrA\ogiOtl 
ntutllultltlclltstt..Stlbtllfl.klliMn 
06tftm.~v~ --Dit~~.im-. 
m«auc!ttlntbitOI~polili­
$dltnlntniStlindltf~ 
mviWOI'IIIIItliii'~Aufk!i. 

tv110911MD-*"·Oittlbtrllldlt 
l\lllmi:ldtl'!llitl,dtrCSUIII6gllclltl: 
~S!Immtn~.IO!'Idlrn 
•lldlumtlllßl.nltlftuilt&IHn,ll'l 
dtmwlrlllll:llfltll'll'ber1ctJtigtln 
Sktplit~dtn,.Mit.WAA"• 
PWilnnlr:ldll!nttnnBtlghdtn. 

l.ltntttlglllnoc!IVII'Itirlltbtlden 
B~'81,wolriraufpa­

Nft~,cldkt!MIIIIIIi0nell!l'" 
IC!IOnwtrdlndflrftniiiiiMIIIOI~ 
Mn~,dttdanodil 
WM~klpptllwilrdl,~ 
MINinlltdltWAAGu;KMddtrSPD 
llllddiiiGMinii'!Httmftabtntudl 
tdlongmlgl,od.llrtldtt~ 
notfliltllld!IIIM!IfiCtlf~ 

~--.OitWIIIIfndilt· 
tlflfOrvnti'IUI'*"tMitl.ti"*"&lldtttl'l 
MiniiMI'Irir"IIIÜQfltW'IfQJOMtlllf 
VlfMJie Wllldtn. dit WtNtn :um 
Dnlh-llliCIAn;lipunkllllmiCIIM­
tonltislfn.stu!ld~dttS.. --· OitBII~t!i$1-""· 
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~innoctt~ 
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~~ 
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15. Mai 1986 • • 

E rm ittl ungsverfahren 
gegen 

RADI-AKTIV Nr. 5 

Chronologie Dokumentation 
Die Staatsanwaltschaft leitet gegen die 

presserechtlich Verantwortlichen ein Er· 
mittlungsverfahren wegen Beleidigung 
ein. Als Begründung wurde die Veröf· 
fentlichung der Presseerklärung des Trä­
gerkreises vom 18. 10. 1985 zur Mün· 
chen-Demo angegeben. 

30.5.1986: 
Erweiterung der Anklage 
gegen RADI-AKTIV Nr. 6 und 7 

Der Vorwurf zur .,Aufforderung zu 
strafbaren Handlungen" in Bezug auf 
Nr. 7 wird von der Staatsanwaltschaft 
zur .,fortgesetzten Aufforderung zu 
strafbaren Handlungen" erweitert. 
Grund: Auch in Ausgabe Nr. 6 und auf 
einem Werbeblatt für Heft Nr. 6 und Nr. 
7 soll sich der Aufruf zur Verletzung des 
Dienstgeheimnisses befinden. 

Oie Ausgabe Nr. 6 und das Werbeblatt 
befanden sich allerdings logischerweise 
längst im Umlauf, als das Ermittlungs· 
verfahren gegen RADI·AKTIV Nr. 7 ein· 
geleitet wurde. 

3. 7. 1986: 
Anklageerhebung 

Gegen die presserechtlich Verantwort· 
Iichen von Ausgabe Nr. 7 wird Anklage 
erhoben. Die Begründung der Anklage 
folgt weitgehend der Argumentation, 
die der Durchsuchung und der Beschlag· 
nahmung am 30. 4. 1986 diente. 
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--------------------------------------------RuOOum~eMü~~ 
Presseerklärung 

des Trägerkreises vom 18. 10. 1985 
zur Münchner Demo 

An die Oberpfälzer Bevölkerung 

Die Großdemonstration gegen Atom· 
energie und Plutonium$Wirt!lehaft .. am 
12. 10. 1985 in München war mit ubef 
50 000 Teilnehmllfn ein voller Erfolg. 
Diese Tatsaehe kann auch nicht durch 
die überproportionale Berichterstattung 
ilber Pfiffe und angebliche Krewall m· 
redet werden. Wir haben die größte Oe· 
monstratioo der Ieuten Jahrzehnte in 
Bayern auf die Beine gestellt, die über­
wli1titJende Teilnahme der oberptätzer 
Bev<ilkerung und die bundesweite Soli· 
darltät haben erwiesen, daß der Wider· 
stand gegen die WAA lnit und lebendig 
ist. 

Die Behauptung der DWK, <~:u der Oe· 
monsuation kämen allenfalls 20 000 
Menschen, ist eindeutig widerlegt wor· 
den. Oaran kdnrnm auch nachträgliche 

lügen über die Teilnehmerzahlen nichts 
ändern.Die·Oemonltratiooisteingelun­
gener und vor allem erfolll\'ersprechen­
der Auftakt für die vielfältigen Wider· 
sundsaktionen, die nun notwl.lndig tind, 
um die WAA in Waeke!'$iorf und den 
Plutoniumst:aat gemeinsam zu verhin· 
dern. 

Schon im Vorfeld der Großdemon$tra· 
tion hat die CSU erkannt, daß eine ma5-
si'lt Beteiligung an der Oemoowation 
eine verheerende Niederlage für die 
DWK und ihre Handlanger in der CSU 
sein würde. Oen Erfolg der Börgerinitia· 
tiven konnten sie wedel' unterdrüdo:en 
noch leugnen. Deshalb hat die Staatste· 
gierung alles unternommen, um die 
weitgehend friedlich verlaufende Deo 
morntrationzuverteufeln. 

Durch aggrmiven Polizeieinsau wur· 
den Zwischenflille provmiert, um diese 
spliter gegen die Demonstration verwen· 
den zu können. Generalstablmäß:ig in· 
szenilrten Innenministerium und Polizei 
dle sog. .,Haidhauser KrawaUt", Ziel 
dieses Po!ileikrawall$ war n, die Bürger 
diWon abt.uschtecken, sich gegen den 
von der CSU geplanten AtomJtNt zu 
wenden und den breiten Widerstand ge­
gen die WAA zu spalten. Dabei hat der 
politisch verantwortlktle tnnenminilrter 
bewUßt, gewoltt und gezielt Recht und 
Geuugebrochen. 

W8hnmd der Großdemonstration hatte 
die Polizei mit mehrwen Hundeftschaf· 
ten eine Polizeifalle in der lsmanlger 
Straße 111.1fgebaut, um den gesamten soo. 
tehwarzen Block aus dem Oemonstra· 
tionszugabludrlngen. 

Diese versuchte Ampaltung war poli· 
uilk:he Strategie, wie bertlts aus den 
von der Polizei verteilten Flugblättern 
und aus einem der Demonstration vor-

ausgegangenen Gespräch zwischen Oe­
moteitung und Polizeieinsatzleitung her­
vorging.lediglichdembe$0flneneoVer­
halten der Demonstranten und der Zug· 
Ieitung ist es ru vardanken,dtßesnicht 
zu den von der Polizei erwünschten Aus· 
einandersettungengekommenist. 

ln dieser kritischen Phase kam es von 
den Mitgliedern des angebtich so gewalt· 
t<itlgenschwarzenBiockszukeinerleiGe· 
walttätigkeiten, wie Augenzeugen aus 
Schwandorf beWtigen kdnnen. 

Samstag abend fand in Haidhausen das 
angekündigte Straßenfest gegen die 
WAA statt. Das Fest verlief laut und 
fröhlich, es wurde Musik gemacht, Fil­
me gezeigt und Bier getrunken. A1l 22 
Uhr wurden dann fast sämttk:he Polizei· 
und BGS-Einheiten, die während der 
friedlich verlaufl!nen Großdemomtra· 
tion zum Einsatt kommen sollten, in 
dem Stadtteil Haidhausen zusammenge· 
zogen. 

Dadurch wurde ein Klima der Angrt, 
der Uosit:herheit und der ständigen Er· 
wartung von Polizeiübergriffen erzeugt. 
Jugendliche, die sich vom Straßenfell 
entfernen oder am nahegelegeneo Ost· 
bahnhofauf ihre Sonderzüge werteten, 

wurden willkürlich festgenommen. 
ln Haidhauwn zeichnete sich ein grö· . 

ßerer Polizeieinsau 8b. Gerechnet wur· 
de d~mit nach Ablauf der Genehmigung 
fürdas Fest. 

Kurz nach 21 Uhr wurde ein wie ein 
Punk auswhender junger Mann von drei 
Polizisten vetfotgt und zu Fall gebracht. 
Teilneh~mW dfl• Festes begabe~'~ si1:h zu 
dem Ort dfls Vorfalls. Ein betrunken 
wirkenclet'~licherwirftelneleere 
Bierflasc.he auf ein lan;wm vorbelfth­
rendes Polizeiauto, er wird unverztiglich 
voo ZiYilpol~inen, die $ich unter den 
Festtellnehmern befMden, umringt, 
geht dabei zu Boden und wird vom Ort 
des Gechehem entfefht. Spättr wird 
dieur angebli1:h betrunkene .i.lgendliche: 
.",Oachtet, wie er sieh stärldig bei Zivil· 
polizistenaufhält (offensichtlich einer 
von ihnen). 

Wtlnige Minuten später ist die Straße an 
twliden Enden von stll'ken Polizeiktäften, 

ausgerüstet mit Helm, Schildern und 
Knüppeln, abgeriegelt. Auch in den um­
liegender! Straßen marschiert Polizei 
auf, die Zeitetwa 21 Uhr. 

Vor den Aug~~n von Journalisten wird 
ein Jugendlicher ~cn cltr Polit•i v~· 
gelt, bis andere Polizisten fensteHen. 
daß es sich um alnen Zivilbeamten Nn· 
delt. Ein Fotoreporter erhälteinevolle 
Ladung TränengiS, in einer Kl'lllipe, in 
der Bürger am Starnmtiscll sitzen, wird 
einTrinengaseinsatzdurehgefiihrt. 

Viele Jugtndliche werden >nrlettt. 
zehn davon schw.r. Ein Durchgang 
durch die Straße direkt r>ach Abschluß 
der Polizeiaktion nigt, daß die Polizei 
ganze Arbeit geleistt:t hat. Die vielen 
zerbrochenen Fensten:chelben, von 
denen tags darauf im Polizeibericht zu 
lesen ist, sind tch&nwieder durch neue 
ersetzt. Oder gingen sie gar nicht zu 
Bruch? O<ls verwüstete Haus ist nicht 
auffindbar. 

Und so war auch tagS darauf im Fern· 
sehen nicht wirklich Martialisdles, mit 
Ausnahne des Polizeiaufgebou, zu se­
hen. Abge$ehen von-einer kleinen Axt­
und die gehörte einem Arbeiter. der ei· 
gentlieh die Silhne 01bbauen sollte. An 
diesem Abend wurden 112 Menschen 
fest9enommen. fünf davon sitzen immer 
noch in Einzelhaft. Wiewir inzwitchen 
durch vertraulic:hfl Mitteilun!IIWI aus Po­
lizei- und .kutizkreisen sicher wissen, 
war der geMmte Einsatz auf direkte An· 
wei&ung des Innenministers Hlllermeier 
von langer Hand geplant worden. Strate­
gitwares,dieeingekesselten.l.lgendli· 
chen l:Uf Gegenwehr zu bewegen und 
dies dann als Krawall dan:u~Uen. Dies 
gellflg jedoch eben$0Wenig wie am 15. 

Augun im Ta)lö1dener Fom. Die Leute 
wehrten sich nicht unter den Sc:hligen 
der Einsattkommandos, so konnte die 
Polizei die bereits Nf den Festnahme· 
grund .,Landfriedensbruch" autgeSUfl· 
tenForrnblättetoichtohne\Witeresver­
wenden. Ab 22 Uhr wurden die Festge­
nommenen nur noch in .,Gewlhmm" 
genommen. 
W'~r sehen durch die VorfiEle die 

Recht:ntaattichkeit mit Füllen getreten, 
die Betroffenen werdfm $ich gegen die 
Kriminalisierung euch mit rechtlichen 
Schritten wehren. 

lruwisc:h&n hat sogar die österreichl· 
sehe Regierung bei der bayerliehen 
Staatsrli)ierung Q1191n die Polizeikrawal· 
Je protestiert, 

Die SPD tmd leider der BUND sind der .. 



19. August 1986: 

Anklage 
gegen 

RADI-AKTIV Nr. 6 

Chronologie Dokumentation 
Nach Nr. 5 und Nr. 7 wird nun die 

Lücke geschlossen und Anklage gegen 
die Ausgabe Nr. 6 erhoben. Der Grund 
ist diesmal die Verächtlichmachung 
eines Bundeslandes der BRD und des 
Wappens eines Bundeslandes der BAD. 
Dieser Vorwurf bezieht sich auf das 
Titelblatt von Ausgabe Nr. 6. 

Durch diese Danteilung werde das 
Wappen des fNiltUtlll Bayern verächt· 
lieh gemacht und zum Auldruck ge­
bracht, Bayem sei ein brutaler Polizei­
staat, in dem atomare Projekte mit be· 
sonden bösartigen Polizeieinsätzen 
durchglletzt wOrden. 

Nach der Einschränkung der Pressefrei· 
heit und des Demonstrations· und Ver­
sammlungsrechts nun die Beschneidung 
der Freiheit der Kunst. Nichts anderes 
als eine künstlerisch, satirisch umgestal­
tete Form des Wappens des Freistaats 
stellt dieses Titelbild dar. Die Karikatur 
verleiht der Stimmung in der Oberpfalz 
Ausdruck. Oie Polizeieinsätze in 
Wackersdorf, das ignorante Verhalten 
der bayerischen Staatsregierung gegen 
den Willen der Bevölkerung, haben zu 
einem tiefen Einbruch im Bewußtsein 
dieser Menschen geführt. Ganz offen 
wird von Polizeistaat geredet. 

Daneben befindet sich in der Anklage­
schriftnochmal der Vorwurf " Aufforde· 
rung zur Verletzung des Dienstgeheim­
nisses". 

• 



13. Oktober 1986 

Beschlagnahmung 
von 

• 
• 

RADI-AKTIV Nr. 10 

Chronologie Dokumentation 

Am 13. 10. 1986 (kurz vor den 
Blockadetagen) durchsuchte die Polizei 
das Anti-WAA-Büro in Schwandorf und 
das Info-Büro Altenschwandt. Dabei 
wurden neben Megaphonen, Schreibma· 
schinen, Adressenlisten, Flugblättern 
und Broschüren auch ca. 500 Exemplare 
des RADI-AKTIV Nr. 10 beschlag­
nahmt. Die Kriminalpolizei Amberg er­
klärte gegenüber dem Rechtsanwalt des 
RADI-AKTIV, es läge ein Beschlagnah­
mebeschluß vor. Die RADI-AKTIV ist 
jedoch im vorgelegten Durchsuchungs­
befehl mit keiner Silbe erwähnt. Nun 
mußten die Behörden dieses unrecht· 
mäßige Vorgehen im nachhinein legiti­
mieren, was sie auch prompt taten. 

22. 10. 1986: 
Beschlagnahmung 
und Ermittlungsverfahren 
gegen RADI-AKTIV Nr. 10 

Oie Redaktionsräume und die Woh· 
nung der ehemalig ( I) presserechtlich 
Verantwortlichen werden durchsucht. 
Dabei fallen den staatlichen Fahndern 
jeweils zwei Hefte, also insgesamt vier 
(1), in die Hände. 

Wieder einmal muß der " Aufruf zu 
strafbaren Handlungen" herhalten, um 
die Beschlagnahmung zu rechtfertigen, 
doch diesmal übertreffen die Behörden 
alles bisher Oagewesene. 
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Chronologie Dokumentation 
Aus dem Abdruck (S. 46) der am 

WAA-Bau beteiligten Firmen (Gelbe Sei· 
te) werde deutlich, daß es dem/der Ver· 
fasser/in dieser Seite darauf ankäme, die 
Firmen u. a. durch direkte Sachbeschä· 
digungen von ihrer Arbeit abzuhalten. 

ln nicht ungeschickter, aber leicht 
durchschaubarer Weise werde vorge­
täuscht, daß es sich darum handele, et· 
wa durch persönlichen Einkaufsboy­
kott die jedermann zustehenden Grund­
rechte wahrzunehmen. Aus dem gesam­
ten Inhalt der Zeitschrift würde sich er­
geben, daß gewaltsames Vorgehen nicht 
nur gebilligt, sondern als Gebot für alle 
gleichgesinnten Leser angesehen 
werden würde. Zu fragen bleibt in die­
sem Zusammenhang, warum es denn der 
Staatsanwaltschaft nicht gelang, nur 
eine einzige konkrete Textpassage anzu­
geben, welche ihren Vorwurf stützen 
hätte können. 

Lapidar wird darauf verwiesen, bishe­
rige Vorkommnisse, wie z. B. das ln· 
brand-Setzen von Baumaschinen, würde 
zeigen, worauf es dem Verfasser dieser 
Rubrik ankomme. 

Als der zwischenzeitlich abgeschaffte 
und nun wieder geplante § 130a StGB, 
der die Anleitung zu Straftaten unter 
Strafe stellt, noch Gültigkeit hatte, ur­
teilte der Bundesgerichtshof: "Bei der 
Beurteilung ( ... )des Inhalts einer Schrift 
sind daher auch solche Gedanken zu be· 
rücksichtigen, die der verständige Leser 
erkennt, selbst wenn sie nur zwischen 
den Zeilen zu lesen sind. (BGH 16,53) 

Die richterliche Begründung für die Be­
schlagnahme lehnt sich. an eine solche 
Begründung an, obwohl dieser § 130a zu 
dieser Zeit noch gar keine Gültigkeit 
hatte. Die Beschlagnahmung des RADI· 
AKTIV Nr. 10 ist somit eine Vorweg­
nahme des neuen § 130a StGB. 

Deutlich wird diese neue Vorgehens· 
weise auch dadurch, daß die kommen· 
tarlose Dokumentation (S. 56 u. 57) 
über bisher stattgefundene Anschläge 
bewußt falsch als "Erfolgsübersicht" zi· 
tiert wird. 

Die zweite beanstandete Seite ist die 
Leserbriefseite, auf welcher eine Gruppe 
der Bessunger Knabenschule in Darm· 
stadt zu bundesweiten dezentralen Wi­
derstandstagen und zum Stromabschal­
ten unter dem Motto "Endlich einmal 
richtig abschalten" aufrief. 

5.8.: 
,,s&gtnde Zellen" sligl!ln zwei Strom· 

m1$ten der Preußischen Elekttizitia- 1 
werke AG (f'REAGI um. Mit dar bltrof· 
fenen 380 kV·Leitung wruilt die 
PREAG ihren Strom aus den AKWs 
Stade, Wiirgaaen.. Knlmmel etc.. Atom· 
strom also, den sie uns iibtr das riesig& 
VerbundMtz autzwingan kann. ,.weil 
sie II• Ziel des BRD·Anbletermonopols 
die Stromprodutttion und somit den ga­
samten Erllrglasektor kontrolliert. Ober 
Ihre Strompreispolitik und ihre einzig­
artige Machtstellung bestimmt sie lUdi 
weiterhin den Atomkur~ hier mit. Das 
hellt noch mehr Reaktoren, noch mehr 
AtommiiH, mehr Atomstut." Das 
PREAG.Jifoiekt Brokdorf soll dem· 
nächst .ns Netz gehen. 

18.8.: 
Eberdelis an dem AKW Brokdorf ba· 

teiligt m die Baufirma Bitfinger & 8•· 
ger in Hamburg. Dort hilben ,,die klei­
nen Strolche" einen Großkran. einen 
HauptSichlrung5kasten und die Budt 
der lbuleitung in BNind gesteckt. 

20.8.: 
.. Revolutionäre Handwerker" kappen 

in der Nähe der Stlrtblhn West einen 
220 kv-starkttrommuten der RWE. 

22.8.: 
Bei dem arendanschlag auf <1te Heidel· 

blfgtr Zement AG entstand ein s.:h· 
Khlden von 100 000 DM. Oun:h einen 
Molotow-Cocktail wurde dort ein Büro­
raum samt EDV-Terminal amört. Zu 
dem AnschSeg bekennt sich eine ,,proft· 
tlllische Aktionsgruppe", die .,damit 
den Kampf 1'911" die WAA dorthin" 
tritt. .. wo die aett.iber, Unterstütter 
und Profiteure in Ruhe sitzen und pt• 
nen". Heldeiberg Zement ist durch die 
Hentellung von Beton mlllgeblich an 
derWAAbeteiligt. 

28.8.: 
Ein Sprengstoffanschlag auf einen 80 

k11-Mist bei Grundremmingen, clln 
,,Edelweiß-Piraten" vorbereiteten, wird 
rechtaitig m.itett. Aber am 

30.1.: 
steht in BurglengenfeJd schon wieder 

die LegerNdie einer 8aufil'ml in Flem· 
men. Sachscheden: 400 OOD DM. Erst 
14 T.,e vorher steckten Unbetennte 
das Büro der Firme in Brend - 11 000 
DM . .. 

31.7: 
HDer Anschh1g zum Festlnt" - Eine 

Aktion ,.Brennt weg dit ScheiB" Vf!r· 
legt ihren Anti-WAA·Kampf von 
W.Cbndorf in • l.andesftluptmdt 
Miinl::hen und wrursedrt auf dem Plo­
nierflllnde dir Bundeswehr dutdl 
""""-e Brandsitze eil'*l Schaden von 
400 000 DM. Die Aktion soll damit 
einen Zunmmenhang herstellen 2WI· 
Iehen Aufnistung durch Plflhinp und 
Cruill missiln. SOl und der Kril(llvor­
bereitung durch die Plutoniumfebrik 
Weckersdort. ln derse1ben Nacht stattet 

3. 7.: 
Die ,,Mitttlbayerische Zeitung" z:iflht 

- n~eh Ansicht der Polizei eine nur un· 
lro41ständlge- BilanzderAnsc:hlägeauf 
die WAA-firma Elle.-t: 400 000 DM 
Sachschaden bei bisher 20 Anschlägen 
- doch Eifert macht weiter. Verstärkte 
ObsHrm:ionen des Betriflbs seitt'ns der 
Polizei blieben bi5her erfolgiOf. 

6. 7.: 
8aQ91r, Raupe und Bauwegen einar 

Sc:hw.,dorier WAA-Firma werden ein 
Raub der Flammen: 300 000 DM Sech· 
schadtn. 

7.7.: 
Ein umgesägter Star1cstromm•t zum 

AKW Grafenrheinfeld verursacht einen 
Schaden von einer Viertel Million. 

9.7.: 
.. ReotOfutionire Heimwerbt'' sigen 

bei Langenselbold den Hochspannungs­
mast Nr. 89 um ... Dieser Mast gmört 
Zllf' HM!ptstromvenorgung von NU· 
KEM, ALKEM und Oegusn. Setreiber 
der Trane ist die PAEAG. Oie PREAG 
ist über die Preußenelektre HauPtbt­
treibtr der AKW5 Brokdorf und Stade. 
Durch die Produktion von Bren11$lemen• 
ten ist die HUKEM Os Kernscück der 
wntdeutsehtn Atornmafia. Sie bezieht 
dafiir ihr Nßururan aus dem Ausisten· 
sys11m Südafrika. NUKEM, ALKEM, 
[)egURI und PREAG bilden als Zulie­
ferw/Betreiblr von AKWs ct.s Poten­
tial der Atmommafia." 

10.7.: 
Bei Hildlllhtim wird ein Umspannwer1c 

der PREAG ,.ßambiert''. ln deneitlen 
N8Cht s.,.-.ngt die • .ZOmiga .llgend 88" 
das HauptstrOmkabel zum Endlager 
Gorlllben. 

19, 7.: 
Anschlag auf einen Strommasten beim 

AKW Neckarwfttheim. Der S~ehscha· 
dM wird euf 100 000 DM geschlitzt . 

20. 7.: 
Dia Nichte sind ,.hti8", der Urlaub ist 

nlh - landeuf - landeb hemcht Hoch· 
betrieb. ln München wird ein Klowagen 
von DYWIDAG elngeischen. ln Baier· 
brunn schlägt das .. WAA nie Komman­
do F. J. S." zu: Dun:hdu Feuer lltrliert 
eine Baufifme 1 Kleinbus, Bauwagen 
und venchieclent Beumaschinen im 
Wert von 250.000 DM. 

Bei Nlbburt wird ein 20 kV-Mast an­
gesägt. Drei Woch~r~~ rpiter entdeckt ein 
Bauer das wackliiJI Teil, Anwohner er• 
innern sich jetzt auch wieder an den Ge­
sangder,,$ägefische''. 

21. 7.: 
Der bislang tchwerste Brandenschlag 

vernichtete Teile des Betonwerks der 
T~Geletlschaft (TBGI in 
Büchelkühn bei l3cbMndorf. Lastwl­
gan. Baumeschinen und die Computer­
Steuerungrenhlgl g~~hen in Fl~mn~en 
auf. Der S~ehscheden wird auf 2.5 Mit> 
!Ionen Merk btztffert. Obendrein 1teht 
der TBG eine Erhöhung der Venic:hl­
rungsbeitrige ins HMas. Mögllcherwei• 
wurde mit dem Ansehiat die Zahl der 
WAA·Arbaitsplilze weiter verringert. 

die Aktion ,.Momo'' der Holzmann AG 
einen 8ewch tb. HoJzmenn ist die grOB­
• westdeutsche Baufirme und an vielen 
AKWsbtteiNgt.sowiePderStarlbalm 
w.t. HoJzmam glhOrt zu 25 'I den 
..grauen I-IIFnn" 'IOn der Deutschen 
Bank und zu 20" der DYWIDAG, die 
auch in WICkendorf baut. 

10.8: 
l..ltZtl Metdung (n; 110 kV-Mest bei 

Dillingenumgetegt,_ 

BIDCKRDEN 
• 

Ein Kommentlr zum Blockldevorbereitungltreffen vam 8. 8. 1986 in Schwindort 

tes Projekt; sie ist konkreter AUidruck 
fiir die Funktioßl'l\leiJe unsere~ Staates 
und der Ökoi'IOmie. 

Die AtolntKhnoJoP 1st bestimmt von 
dlrmnitirisc:henNutzblrkeitihrerPto­
d&AI:tl (z. 8. Plutonium.). Ein St:Ht wie 
die BAD braucht milidriiChes Drottpo. 
tllntiel, um im Internetionelen Mecht· 
Umpf be$tehen zu k6nnen. Die Wirt­
ICMft braucht klpit81tric:htlgt IIWI­
stitionsmichte.. der Enqiftektor eigMt 
sich worziglk:h, weil es sozusegm ~n 
Risiko gibt: d'- Sal.llfZIIIjlf/innen. die 
Stromlbnefwnlr/inntn stehen filr eUes 
~ Wol._. wir 1111110 ditl WAA $dtt. 
die eine Sc:hliblelrolle lm atotnlren 
Kreislauf dlntfilt, denn kimpfen wir 
..,ensehr~StaltslntiHI­
sen. ErfoiWeich k6nnen wir nur sein, 
wenneinerbrtlten Besillce.ist.dal.es 
wtder tlnilrt. wilder einmel •• Hoff· 
nunoen IUf die Parteien zu setzen. und 
lieh vertreten zu leisen, noch, daß es 
siMvOII ist. an die Yemunft der Stuts­
vtnntet zu apptlliiNn. 

Die Blockeeie mu8 ello filr S11tt und 
Wir1ldllft tetsidllich Sc:Ndln bedeu· 
ttn. undfiiruns.dewirllllklineMir· 

tyrer sind, den SeMden m6glichs1 ... 
ring halten. 0. wiedarum bedeutet. 
daß wir einen guten gem~insamen Plan 
brauchen. und RGckhelt in der Bev61ke­
nang der Umgiburig- tchliellich spielt 
sich je elles vor ihrer Heustiir llb. Wenn 
sie Blockeden nicht wolen, nicht wr­
stehen.dlmwird<S~~ErttbnH;nurOi• 
sta'lzterwng 11in. Wir ,.triiumM" genz 
einfach von der Unregierberkeit einer 
VlfSChworlnen.ligenen Region, diesich 
etseig~~~~tinclighlndetndblgreiftundih· 
rt~glglflll'hlgeSolidarititderStrmgie 
dltGegnerstspelten.Betrieden, a.­
drohln, BllspiueJn, ~enderN• 
herumführen,. Beschwetzen, BISMChen, 
z. 8. mit mis«ebten, tödlictwn Arbeit.­
plltzen) ........... lh. Die IIPfanten 
Blockeden werden llto me.iven und 
hlrttn Poliniintatz und Kriminllisie-
1\11111 zur Folp hlben und zw- umso 
1tirktr, )etc:hlechterwirvortMreltet .... 

Auch nach dem lltnen 8loc:kadltNf. 
fen bJelbt w.ere Einschl1zung dewt­
be: Die Vorbereitung Ist miserabel. Die 
8etwitsdtlft miUumec:hen. itt bittwr .,. 
ring. VIII Enqie und Kref1 der mebtll\ 
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26. November 1986 • • 

Ermittlungsverfahren 
gegen 

RADI AKTIV Nr. 8 

Chronologie Dokumentation 
Kurz vor der Verjährungsfrist (beim 

Presserecht sechs Monate) wird nun 
noch ein Ermittlungsverfahren gegen die 
presserechtlich Verantwortlichen von 
Nr. 8 eingeleitet. 

Als Begründung diente den Behörden 
zum einen die nun schon bekannte Gel­
be Seite auf S. 63 (Aufforderung zu 
strafbaren Handlungen). 

Im zweiten Punkt wird dem RADI­
AKTIV. Beleidigung, üble Nachrede und 
Verleumdung von Polizeibeamten vorge­
worfen. 

Zusätzlich solle dem bayerischen Mini­
sterpräsidenten in dem Artikel "Bayerns 
Antwort auf Tschernobyl- Krieg gegen 
die Oberpfälzer" unterstellt worden 
sein, er würde es in der Oberpfalz auf 
einen Bürgerkrieg anlegen. 

Auch in diesem Verfahren wird nicht 
einmal der Versuch unternommen, diese 
Vorwürfe in irgendeiner Weise zu kon­
kretisieren bzw. sie auf bestimmte Text­
passagen zu beziehen. 

12 

W.il lia gemerkt haben. AB o ihnen 
nicht 11tano. den ,.hll't!tn K.-n" durch 
Verblhung und hycho-Foltar auf der 
w.he und Im Knan zu ...... ibln. 
und MtCh der Terror dureil Hubsch,_.. 
ber. Vet'ketll*ontrollln und PoiiZet­
".nulliM nicht fntehtatt_ glhen lie 
-.. iibcw, er .. l.eu1e am Gelinde, IUf 
dlt w.ct. und im Knast zu mllhancRin 
um unseie Moral zv zent6ten. Zu dtn 
Kn•leien am GalincM koml'*' im­
mer mehr KJIÜPIMIIIiln in Situationen, 
in -..., Lluttl altaine lind und lieh 
Richtwelmtnk6n-blnau. 

Schon an Ostern Ahen sicll einige 
nach einer Spontandemo in Schwan­
dorf brutalen ~heden in der JVA 
Amberg ausgesetzt. Sechl Märmer wur· 
den in eine Gemeinschaftszelle. in del' 
sich zwei Matretun befanden. gesperrt. 
Vorher hatte man ihnen jedoch Plastik· 
fesseln um die Handgelenke gaschnürt. 
die sie zwei Stu~ tr19tn mußten. 
Jegliche$8ith!n, diePlastikfesseln abZu­
nehmen, da sie das Blut ab5d'lnlkten, 
wurde mh: der Androhung von Prügel 
beantwortet. Einem Gefangenen wurden 
wil:lhtiglt Medikamente verweigert. die 
er regelmi8ig hitta m sidl nehmen 
müssen. At. die Gefangenen am nieh· 
nen Morgefl den Knut verlieBen, 
hatten sie immer noch ein taubes G• 
fühl in den Händen, manche nod'l Tage 
danach. 

Dieser Behandtung war ein brutaler 
Polizeieinsatz llorangegangen, itl dem 
eine Frw zusammengeschlagen wurde 
und andere Frauen sexuelle Belhtigun-
911'1 und Schimpfwörter in Kauf nehmen 
muBQn ISchleimWttel. Die Aktion 
wurde von MEK's oder SEK's in Zivil 
durchgeführt. 

Auch bei den Aktionen über du 
PfingstwOehenende gab es denlrtige 
Obergriffe der Polizei. Am Sonntag 
wurde arn Tor 1 ein 1&jähriger Junge 
unbeschadet verhaftet. Im Gelände wur· 
de ar dann entspm:hend behandelt, so 
da& ... blutige Prellungen und Platt• 
wunden am ganzen Körp8f hatte, als er 
an einem anderen Tor wieder rausge­
worfen wurde. 

ln der Nacht von Sonntag auf Montag 
wurde um 0.30 Uhr grundlos ein Mann 
verhaftet, seiner Freundin WU«fe gesagt, 
er h~ einen Stein geworfen und käme 
nun nach Amberg. Sodann durfte ar 
2 Stunden im Gelinde im Regen stahtn. 
Zwischendurch wurde er auch noch 
8\lfgafordert. sieh in den Schlamm zu 
setzen, wu er jedoch nicht tat. Ein 
Anflug von HumanismU$ muß die Bul­
len daran gehindert haben. ihn selbst 
in den Schlemm zu setzen. Um 4.00 
Uhr setzte sich die Wanne, in die er 
sich nach der Regendusche setzen durf. 
te, nach Ami»J'g in Bewegung. Nach 
einiger Zeit 6tfnete ein Bulle das Seiten­
fenster. Aufdie BeschwefiM, daBesihn 
in seinen nassen Kleidern fror. bekam 
der Galangene die Antwort: ,.du paßt 
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Ist das noch das Land, das Sie zu 
kennen glaubten? 

übergriffe, Repressionen 
und Mißhandlungen 

der Polizei 
schon so." Oie Polizei tauchte zusit:l­
lieh auch noch bei der Vermietetin auf. 
Der wurde gesagt, ihr Sohn hätte am 
Bauzaun mit einem Motorrad, mi1 Ii· 
nem Gewehr oder einer Pistole auf Po­
lizisten geschossen. Die Beamten er· 
kundigten sich nicht danach, ob die 
Frau,diesieso informierten.. überhaupt 
die Mutter des Gefangenen ist. Auch 
der Arbeitgeber wurde von dem .,krl· 
mlnellen" Varhalten seines Angestell· 
ten unterrichtet Als sich herausstellte, 
daß der Mann weder einen Führer· 
schein Klasse I, noch ein Motorrad und 
schon gar nicht eine Wafhl besitzt, wur­
de er wegen ,.Steinewerfen" angezeigt. 

Rtpl'essionen auch nach der Riu-
mung des Pflngstcamps; L•ute. cije 
nicht im Lager selbst, sondern auf der 
Flucht oder bei den 8ehinderungsak· 
tionen verhaftet wurden. bekamen die 
Staatsmacht auf eine subtile Art ~ 
monatriert. Ein WAA-Gegner belu•m 
von Oienstag 19.00 Uhr bis Mittwoch 
18.00 Uhr weder zu essen noch zu trin­
ken. DieSII' Gefangene trant dann aus 
der SdMisstl des 81heHsklos in der 
Zelle. Anderen Gefangenen wurde das 
Austreten verweigert. manchen mehrere 
Stundtnlltlfl. 

Besonders scttlimm etwisehte fl einen 
Wiener. Nachdem er in Amberg nach 
Hintarlegung einer Kaution erst einmal 
freigelassen wurde, suchte er draußen 

in den Wannen. in denen noch nicht al> 
gefertigte Gefangene . saßen. nach 8• 
kannteo. Auch seine Freundin w.­
schon frei und suchteo ihn. Plötzlich 
wurde er von BGS'I•m g~~griffen und in 
HandscheUen gelegt. Seide wurden an 
eine Wanne gnteltt. Zuerst wurde die 
Freundin verpriigelt, dann er. Nacfl der 
Prozedur wurde er auf den Boden ge­
drilckt und man nahm ihm die Hand­
schellen wieder ab. Er konnte seinen 
redrten Arm nur noch minimal bew.-
11111\ hatte eine Beule, Schürfwunden 
und Prellungen am ganzen Körper und 
ein•VerlettungimUnterleib. 

Auch An{lriffe von Zivis auf Einzelne 
oder kleine Griippchen hiufen sich. 
Am Mittwoch, dem 23. S. 86. wutden 
um Viertel nach fünf nicht weit vom 
Infobüro Freies Wackerland zwei Leute 
verprügelt. Sie wurden schon Mit ge­
raumer Zeit von ainlim weißen Golf 
lltlrfolgt. der in Taw.öldern, wo WAA· 
Gegner einquartiert waren, schon fast 
einen Mann überfahren und ihn foto­
grafiert hatten. Auszüge 11.11 den G• 
dik:htni5PI'otokollen: 

,.Er drückte mich zu Boden, padtte 
l'l'lieh am Arl'l'l und :lerrte mich mi~. 

Auf meinen Ruf: "Festn~htne". bekam 
ich einen Schlag auf den Hintvkopf." 

,.Mein Patsonalausweis wurde mir ab­
genommen, dann wurde das Auto 
durchsucht. in Iiner Tasche bef•nden 
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"Krieg 
gegen 

die 
Oberpfälzer 

mit Giftps zu btlctlillln. berlltl sc:hon 
pqktizieft. 
~IJ, t:wti :dei' Sln1tlllt;w'!J &ffilit' "Bai\(}. 
m.:i~", um ®.1; WAA·~~·~AIIlfl.Hn, 
wu ~lJit, ... r ~ F~ ~~ soo 
~m ;;tl;} ~u~~ l!fl<l~• .. w-~« t.'?· 
i:llt1 ·'F!cecl\t auf Üil:~lf•tknrtr!lhtlt 
w&r .Kfiift <:V $W"efi l.lftlf i:Mt t>t~ 
~V ~ Urt.i!'}ht ON !'h.H><.itriel'" 
{um~l~U filt oofl tmd nlciülg 
.tv ~~tri -.d:i.kt.at.:oritWM M.1W~f'fff>M 
JWßlt~l.>WV~f~o-~ 

Und dies alles. To-. Tauundl von 
VllfleUt~en und G~unQin, 
um einen lidMirliehen 8Minun tu tehüt· 
zen, hinttr dem lieh .uch in~ 
Zeit noch nichts~lbefin­
den wird, hinter dtm die a ... rbelt.n 
unter der Woche Ul'lllftt&t weit« llu­
fan und - alles in allem dalv dienen 
soll. dln Oblfpfilnm 1000 Arbeitt­
pJitazusc:henken1 

Einigt Fakten Jl$an die VarrnuNI'I(I 
IUftcomnwn. dl8 dlt Eskalation ,dlf 
Poliai..-tt nicht aus litultiombeo 
dingten sc:htinbaqn Sadllwlngen """ 
IUI JIIChlh. sondern dll IM u.U. bf. 
wu8t fiPI...t und IIWOitt w. Cent­
tpl'.chendl Fakten vertL Artitel ,.und 

•flbdoc:heinlnSchielbefehl ••• ,.. 
zieheEskal.liondlrPolinigaw81t'1. 

Im wttendichttt k6nnten zwti Gründe 
dlfiirspredlen. dl8 StrMII zilllll'ichtet 
dil Eilhiation dir PoliH_.,. .,. 
_, 

ZUmeJnengehtnftltilrfichpnzof. 
femichtlich deurm. die Llutll efnav. 
ICbiichtern. ihntn im wahrsten Sinnt da 
Wor1in endlich tinzubliuen. dll sie 
draulen 1111 WAA-Gdnde nicht~ zu-. 
otn hlbln. da8 • lieh hier tlktbch um 
ein Mllldrsperrvtbltt handth,. und Jt-

~td~~-lti,~it~~' 

~~~~::~ 
~~~!:iu.~~: 
vill grundllttlidllr und wtluldttitlt 
Min: Ginge .. tulldllitBik:h um die 
WAA. bitten poliuitlttitclh 1lilpmft 

MOglichkeiten tlllbln .... - ".. 
'leltYCWzugehln,wasnichthllllntol~ 
dl8 • eine sichert Btfrfldungsnratlgil 
hlttl lllNn k6nnlno Doch dlt ........ 
Str•blli• tllht und tina ziebtrtlbit und 
blwult lß eine Ridnunf: in die Esb .. 
tion dir GM* - 1PM11M Mit den 
von dir Poliui lnitiilrtln Halclhauslnlf 
~lln ist dill nchwlilblr. 

Und da Zill dilllr ...... wird.,. 
fort dlutllch. W1M INß sich dit lfttln 
Aullrungen dir blyerltctlen Politlklr 
nach dln PfiflllliUIIiU'Idll'lltZIIR(IIn 
tnsdtlut: Einfillrung von Diltlntwlf. 
hin. notfaii51Uch im b~Vefilchln Alieiß. 
OIRI. weitere VlnChlrfung du Demon­
stmionnchts (s. Artlklt) und Wildir­
einführung des 81ten I.Mdffildlnlbruch• 
PlfiQI'Iphan. 

NidtU MUM. tcHidlm litt Sttdttn­
phin:llvonFJS.die•ablrblthtr,~ 
l'l'llhrmlliger Anllufe. niCht durchsiUen 
konnte. Oal üs Glltlll mOgtiChlrwiiM 
fiPIInl-. winl wohii!Pitatensdlnln 
dludich. dl8 bmiu eir11 Ul Woct. .... 
111' lnn~nmini- HHIInnlilr dlm Mini­
stemt einln Entwurf zur bltchleunit" 
ttn Entwk:ttung und Einfiihruna wn 
Diftan:t-Wuffgtldlollln vorllgtl' und 

:: d!zulusli~: :.":'.: ~ 
notfllk im Alllinpngeinzufiitlrtn. 
Dd Stnu8 - IIIRII' Sicht nicht II) 

verklhrt liegt. nimlich ...tttftitia dll 
lll$llmtl fnstntll*ttrlum aum in 
Sc::Mch lullen dir IIVilfcenmt umfu. 
SIRd fiUSIUbiUin. algt doch die pllu. 
lieh durch TICMmobyf von einlm Mlf 
den anc11ran T., wrindlrte politildw 
Siwltioh. wo pl6atlch ln ...... Stll.ften. 
KlliMtlchen und D&fam Dtmomtr• 
tiaRIR ltlttfindln.N .._ st~tr. sich z.a. 

dtr, der in dit Niht kommt. ats pollln­
tleller Gewllttittr blhandlk winf, 
N8c:hdlmlichim...,......hllbln 
JW schon dlut1ich gezeigt tm. da& lieh 
1n dir F"ft dM mlliWlMft Widlmeftds 
keiM $plltunf awilr:Mn OrtllcMn unct 
anctenn WAA-Gignem ~ 
liel. hlme su.ua WOhl _.." ....ut. 
I'IICh ct. C&PNmiiM vom Ott.rmorrllf 

-,-IIIUIIIIfftUI'IIInftlLIIICJtfOI 
Ist.- dat ,..._ AKW, üs hops 
flht. hilrbel UMindlriROICaht. .• da 
wlre eine noch Wlhlr mllftlrisilnt Polf. 
Hi doch wohl pnz brauchblrMo 

018 .. bli dln Mltzfic:Mn Wtf&n 
und Gltltltn wohl nicht nur um dln 

" 

Die Antwort der Oberpfälzer 
-Wir-------------------
sind einfach 
immer wieder da 

(und von Mal zu 
Mal besser 
ausgerüstet ... ) 

lnVIfiChledlntn T~ 
kotmte INß MICh Pfinpten 11111\ dll 
sichdlt,.OJ'tlß~"dnPfintlt­
eamps. bzw. die ,.81-SchwMdorf", bzw. 
lin Rlmlndieh fiiRIMMI VOflttndlmit. 
IJIIId dlrMidMin 81 '10ft dln Aulllno 
andiJIIUUßllln dfnanziert hinan - dll 
hltMn lit zwao aue OlfMo flblr dlm war 
ilblfhlupt'nicht 10. Oeutlldtwirddnn 
nur, vril wiChtig• fiir dil ,.Mr6ffent­
licht. Meinung" in. lifte. WWIR auch 

nidtt vorfiMdlnl Trwnnung twitChln 
.. Gewaltlt..-n" und 6rtlidllr 81v61k• ...... -Oit EntiChloslenhlit dir Oblrpfllar, 
die WAA zu wrtliftdlrn und die Er­
ktnntnb. daC dll nicht 1lblr APIIII .n 
Sltaul m6Qiich iSC. sone11m daC delir 
MICh OlfMiMIIR Hlnd .....,._ Wlfdtn 
mu8. warblrlitlvorT~vor­
hondon. 

TICNrnobyl hlt llterdlnp drutilch 
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Solidaritätserklärungen 
Zum Prozeß gegen das bayerische Anti-Atom-Magazin RADI-AKTIV 

Die bayerisehe Staatsregierung steuert unbeirrt den Kurs der weiteren Nutzung der Atomenergie, der Wiederaufarbeitung des Atom· 
staates an. 

Um den Widerstand gegen diesen atomaren Wahnsinn zu zerschlagen, wird der Widerstand kriminalisiert, die Diskussion von Wider· 
standsformen und die Vorbereitung von Aktionen verbo18n. 

Das RADI·AKTIV berichtet seit zwei Jahren über den Widerstand gegen die WAA, in Wackersdorf, über staadiche Repressionen 
und die Gefahren von Atomanlagen. Es versteht sich als Diskussionsplattform aller Widerstandsformen. 

Mit gesetzlichen und juristischen Repressionsmaßnahmen soll jetzt das weitere Erscheinen des RADI-AKTIV verhindert werden. 
Dabei schreckt die Staatsanwaltschaft nicht vor willkürlichen Konstruktionen zurück, um die Anklagen zu begründen. 

Der Prozeß gegen die presserechdich Verantwortlichen des RADI-AKTIV soll sein weiterer Schritt bei der Zerschlagung der WAA· 
Widerstandstrukturen werden. Rechtsstaatliche Grundsätze spielen dabei keine Rolle. 

Staatsanwälte und Richter sind in diesem Prozeß die Vollstrecker der von der bayerischen Staatsregierung gewollten Zensur radika· 
ler oppositioneller Meinungen. Sie sind Handlanger derjenigen, denen das Grundrecht auf Pressefreiheit, das Demonstrationsrecht 
und die Versammlungsfreiheit nichts gilt, wenn es um die Durchsetzung ihrer politischen Ziele geht. Das Verbot der Buko, der Ver· 
waltungsgerichtspraxis, die skandalösen Urteile gegen AKW·/WAA-Gegner sind nur einige Beispiele. 

Wir pro18Stieren gegen die Anklageerhebung gegen die presserechdich Verantwortlichen des RADI-AKTIV und fordern die sofortige 
Einstellung aller Verfahren. 

Dieser Prozeß stellt einen Eingriff in die Presse- und Meinungsfreiheit dar. Er reiht sich nahtlos in die skandalöse Kriminalisierung 
all derjenigen ein, die konsequent für die Verhinderung der WAA eintreten. 

- Wir werden diesen Prozeß verfolgen und wenn möglich, auch im Gerichtssaal anwesend sein. 
- Wir werden Justizskandal benennen und öffentlich machen. 
- Wir werden weiter gegen die WAA in Wackersdorf und gegen alle Atomanlagen Widerstand leisten. 
- Wir werden das RADI-AKTIV unterswtzen und verbreiten, damit es auch in Zukunft mit dem bisherigen Konzept erscheint. 

Bernd Engelmann (Schriftsteller), Antje Vollmer (Grüne); Dieter Schöffmann (KO-Ziviler Ungehorsam); Jutta 
Ditfurth (Bundesvorstand Grüne); Hanegret Hönes (MdB· Fraktionsvorstand); H. Dann (MdB); Norbert Mann 
(MdB); Wolfgang Daniels (Grüne); E. Bueb (MdB); H. W. Senff (Mdb); A. Vogel {Mdb); Mathias Künzel; Claudia 
Roth (Pressesprecherin d. Grünen); Sieglinde Frieß (Grüne); BIWAK-Regensburg; LAKO Clandeskonferenz der 
bayerischen Bürgerinitiativen); Die Grünen KV-Duisburg; Die Grünen (Ratsfraktion Duisburg); Koordinationsstel· 
le Ziviler Ungehorsam; Initiative f. politische Bildung (München); Die Grünen (KV-München-Mitte); Whyl Info­
Zentrum; Die Grünen, Kreistag (Kelheim); Anti-Strauss-Komitee; Recycling-Gruppe (Fürth); Wissenschaftsladen 
Nürnberg; Christiane Fischer; Gabi Schröder, K.-H. Brendl; H.-P. Semmler; Harald Fischer; Klaus Schmidt; H. 
Wahner; Günther Kretschmer; Hellwig Manfred; Monika Tausch; Mathias Heid; Judith Ertel; Thomas Schichtet; 
Karotine Lippold; R. Koeferel; A. Baumann; E. Stegerer; Ursula Süßmann; Maria Schmidt; Jutta Wiener; Elisa­
beth Ebert; Christine Strobel; J. Rödel; D. Seifert; Wolfgang Eglmeier; Hans Wilhelm; Dr. Werner Fembacher; 
Norbert Luschka; Josef Wimmer; Giseta Wandling-Lenz; Andrea Kühn; Franz Schön; Karin Priller; Michael Ves­
per; Claudia Roth; Paul Bock; J. Hellwig; Bernd Missinger; Manfred Stumpf; Franz Sachsenmeier; M. Jäger; M. 
Johannes Blume; Hartmut Gessner; Elvira Stempfle; Gabi Neff; Swen Wittich; Bärbel Butsch; A. Praetzel; Marion 
Mayle; Iris Lippert; Soren Peper; Rudolph Ratko; Klaus Peter Berndt; Britta Siese; Lars Martins; Elke Schmidt; 
Jan Bettels; Manfred Wallwitz; Sigrid Jebschat; Bernd Höller; Marion Fleuti; Bärbel Ott; Britta Temberg; lngmar 
Peper; Joachim Ulm; T. Ullmann; C. Schmidt; Julia Fundinger; Georg Fundinger; Helmut Reusch; D. Fellinger; 
Eberhard Aubel; Doris Plötz; W. Bangert; Hans W. Wendel; R. Viereck; Heinz Frauenschläger; Dirk Rullkötter; 
Franz P. Jakob (Mdl Hessen); Ernst Teuber; Rene Wiedmann; Guide Pankoke; Rita Hausmann; Thomas Klein; 
Virginia Wölfet; Bernd Richter; Christian Hehl; Ute Weidinger; Dirck Rothe; Ralf Köpke; Dr. Ursula Dreysse; 
Prof. D. W. Dreysse; Heinz J. Eichholz; Anette Dadzio; N. Rose; Anton Neureiter (Uni Salzburg); Kerstin Keller­
mann; Brigitte Allerstorfer; Josef Michlmayr; Gerald Abi; Michael Wieser; Gerhard Patzelt; Angelika Ertl; Dr. 
Siegtried Hettegger; Paul Schwaiger; Michaela Bartsch; Veronika Verzetnitsch; Ulrike Gastager; Klaus Brückner; 
Joachim Bieranski; Christel Brock-Stelzer; Gisela Bechtel; Erich Schwarz; Wieland Volkmer; Gisela Deinzer; Man­
fred Stelzer; Thomas Rueß; Herbert Baier; Katrin Blisse; Anne Schutz; Clemens Back; Kollektiv ökologische 
Backwaren (München); Elisabeth Ramthun; Petra Vogelsang; Sigurd Leeping; Thomas lrmer; Frank Lausch; Gun­
dolf Plischke; Oskar Gehrsitz; Susanne Kreuzer; Egon Eyrich; Andrea Weiß; Alexander Weiß; Freddy Ermberger; 
A. Büschel; Gerald Kreipe; Frank Valder; M. Wenzel; Jörg Claus; Harald Emmerichs; Kathrin Heublein; Ruth Tur­
ner; lngo Schneider; G. Fersch; Alois Gietl; Rudolf Schuster; Peter Weindler; Robert Meul; Alois Fersch; Brigitte 
Beer; Christa Bauer; .lirgen Merks; Christoph Mücke; Franz Fey; Michael Zemann; H.-J. Motsch; Klaus Hoff. 
mann; Th. Godlewsky; Sabine Müller; Vera Licher; Peggy Dant; Birgitt Decker; Helmut Keil; Klaus Neubauer; 
Dieter Beck; Dorothea Bauer; Roland Ruckgaber; Franz Eggert; Silvia Hereth; Gerhard Weltner; Jan Schulz-Hus­
mann; B. Bahlmann; Frank Hillig; Liane Paulick; Reinhard Hertel; Gerhard Schroll; Ulli Krauße; Wolfgang Müller; 
Renate Böhm; Kay Osterloh; Markus Harm; Christoph Stark; Detlef Hadac; Michael Schweiger; Wolfgang Gra­
bein; Joachim Räuber; Waltraud Spakler; Hans Schmid; B. Bosch; Michael Wild; Judith Vajda; M. Tauberschmitt; 
Geord Diederichs; Gudrun Jänicke; Michael Rieger; Josef Jaud; Bernhard Baudler; Rainer Peschel; Walter Rosnit· 
schek; Renate Huber; Annemarie Venus; Reinhard Böhme; Georg Simet; Wollrab, Brockmann; Klett; Hirsch­
mann; Allendorf; Sylvia Seyfried; Gerhard Seyfried; Gertraud Geißler 
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Bestellungen 
Und ein bißchen mehr! 

Um zu zeigen, wie wichtig für uns auch 
die ,,kleinen" Leser/innen-Briefe sind, 
haben wir mal wahllos in unseren Be· 
steii-Ordner gegriffen und ein paar Bei· 
spiele rausgesucht. Hier eine kleine Aus· 
wahl: 

HaOo, liebe Radi-Aktiv-Leute! 
Eigentlich wollt ich ja mein Abo nicht 

mehr verlängern, da mich die vielen 
Schilderungen von Aktionen ( ..• ) zuneh­
mend gelangweilt haben. Doch mit eurer 
Nr. 11 habt ihr bei mir einen Volltreffer 
gelandet. Gut eure Berichte über den 
neuen Paragraphen 130a, die Kronzeu· 
genregeJung und den Paragraph 129a. 
Infos, die in vielen Zeitungen der kon­
ventionellen Presse unterschlagen wer· 
den. Das beste aber ist die Offenlegung 
der Schweinerei um die Festgelder. 
( •.. ) S. F., München 

Liebe Anti-WAA-Freunde, 
( •.. ) Was ich in Radi-Aktiv lese, inter­

essiert mich sehr. Als heute 54jähriger 
habe ich den Hit/er-Staat bis fast mei· 
nem 13. Lebensjahr selbst erlebt und ha­
be - als Kind - nichts Schelchtes daran 
gefunden. Was man hinterher dann so 
erfahren hat, hat auch heute wieder sehr 
ähnliche Parallelen und bis auf ein paar 
kleine Unterschiede ist manches ganz 
gleich. ( ... )Seid nicht so streng mit den 
Sozis und den Grünen, sie sind auf alle 
Fälle das kleinere Übel, denn vollkom­
men ist leider nichts.( ... ) Macht weiter 
so, es lebe der Widerstand! 

E. T., Leinburg 

Liebe Radi-Aktiv-Leute, 
die Radi-Aktiv gefällt uns sehr gut, um 

ständig auf dem laufenden zu sein und 
um eure Arbeit zu unterstützen. haben 
wir beschlossen, die Radi-Aktiv ab so­
fort als Förderabo zu beziehen. 

ASTA der FH Fulda 

Liebe Leute von der Radi-Aktiv, 
nach vielen, vielen Jahren hab' ich 

mich letztes Wochenende mal wieder 
aufgerafft, um auf 'ne Demo zu gehen 
(von ein paar ,,Latschdemos" zwischen­
durch mal abgesehen) - zu NUKEM 
nach Hanau. Von dort hab ich eine der 
vorigen Ausgaben von Radi-Aktiv mitge· 
bracht. Ich bestelle hiermit ein Jahres· 
abo... B. P., Karlsruhe 

Guten Tag! 
Hiermit möchte ich Eure Zeitung 

abonnieren. Ich hoffe, Ihr könnt die 
Radi-Aktiv auch trotz Anklagen und Be­
schlagnahmungen herausgeben. Leider 
hört man hier im ,,Ausland" sehr wenig 
darüber, was z. B. in und um Wackers­
dorf oder sonstwo abläuft (außer ab und 
zu in der taz). Falls das Erscheinen der 
Radi-Aktiv nicht möglich sein sollte, so 
seht den überwiesenen Betrag als Spende 
für Eure Arbeit an. Viel Glück und Er­
folg bei Eurem Kampf gegen Atomanla­
gen! B. S., Wannweil 

Liebe Leute von der Radi-Aktiv! 
Aus Solidarität mit Euch abonniere ich 

nun Eurer ("unser") Magazin. Auch in 
Tübingen rührt sich ordentlich Wider· 
stand. Leider gibt es noch keine festen 
Verkaufsstellen für Euer Blatt. ( •.• )Mit 
solidarischen Grüßen und weiter so, 

M. F., Tübingen 

Liebe radiaktiv·Leute, 
ich hab' heute in der taz von den neu· 

en Kriminalisierungwersuchen gegen 
euch gelesen und wollte euch nur ein 
paar ,,aufmunternde" Worte schreiben. 
Ich finde diese ganze Hetze, die im Mo· 
ment so läuft, total zum Kotzen. Für 
euren/unseren Kampf viel Kraft und 
alles Liebe, 

A. R., Bad Segeberg 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir bitten Sie, uns von o. a. Publika­

tion ein Exemplar so bald wie möglich 
zuzuschicken. Lieferung und Rechnung 
erbitten wir an: Westdeutscher Rund­
funk, Köln. 

Hey! 
Ich möchte die näXten fünf RADI­

AKTIV-Nummern abonnieren, also ein 
Jahresabo. 

K., Hospitalsslokkan, Norwegen 

Liebe Leute von der RADI-AKTIV! 
Der Kriminalisierung der Zeitung wol­

len wir in Marburg auch ein Stück weit 
etwas entgegensetzen. Wir wollen die 
RADI-AKTIV in Marburg in Zukunft 
noch etwas bekannter machen und erhö­
hen dafür erstmal unsere Bestellungen. 

BIGAM 

Liebe Anita, 
ich schicke die beiliegenden Exemplare 

zurück, die wir nicht mehr loswerden 
(mangels Interesse aufin Land}. Darüber 
sind wir sehr traurig, aber was willste 
machen? ( ... ) Ich bin sehr enttäuscht 
über das V erhalten der grünen Bundes­
versammlung in Nümberg wegen der 
München-Demo! Ich will euch stellver­
tretend trotzdem ermutigen weiterzu­
machen. Ich fahr' auf jeden Fall hin und 
schäme mich, daß DIE GRAUGRÜNEN 
derart heruntergekommen sind. 

U. K., DIE GRÜNEN, Rheinberg 
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Terrorgesetze 

gegen jede 
Widerstandsbewegung 

Der r1eue Paragraph 129a StrafgesetzlJu eh 

Zur Geschichte des§129a 
Strafgesetzbu eh 

Der § 129 bzw. 129a Strafgesetzbuch 
(StGB) hat eine Geschichte, die schon 
ausreichend Auskunft darüber gibt, ge­
gen wen er sich richtet und welche 
Funktion er im politischen Strafrecht 
hat. 

Der § 129 StGB, der die Beteiligung an 
einer Kriminellen Vereinigung unter 
Strafe stellt, ist der Grundtatbestand. 
Dieser Paragraph befindet sich schon 
seit 187J im Strafgesetzbuch, welches 
damals noch Reichsstrafgesetzbuch 
hieß. Besonders zur Zeit der Sozialisten· 
gasatze fungierte er als strafrechtliches 
Kampfmittel gegen die damalige demo­
kratische Partei. Allerdings war damals 
die Strafdrohung noch wesentlich gerin· 
ger als heute (bei Mitgliedern einer Kri­
minellen Vereinigung bis zu einem Jahr, 
bei Gründern und Vorstehern bis zu 
zwei Jahren Freiheitsstrafe). 

Als die BRD gegründet wurde, galt das 
alte Reichsstrafgesetzbuch weiter. Zwar 
hatten die Alliierten durch das Kontroll­
ratsgesetz vom 30. 1. 1946 nationalso­
zialistische Staatsschutzbestimmungen 
außer Kraft gesetzt, nicht a~fgehoben 
aber wurde der § 129 StGB. Als be-
16 

zeichnenderweise erste Strafrechtsre­
form wurden dann im Jahre 1951 neue 
Staatsschutzbestimmungen verabschie­
det. 

Im wesentlichen handelte es sich da­
mals bereits um Vorschriften, die "die 
ideologische Unterminierung, die geisti­
ge Sabotage" erfassen sollten - es 
wurde also damals bereits strafbares 
Verhalten vorverlagert in den Bereich 
von Ansichten, Absichten und Äußerun­
gen. 

Im Zusammenhang mit den neuen 
Staatsschutzbestimmungen wurde auch 
Sinn und Zweck des alten, "glückli­
chen" hinübergeretteten § 129 StGB de­
finiert: "Die der staatlichen Ordnung 
drohenden Gefahren, gehen von den 
Menschen als Mitgliedern eines Kollek­
tivs, gehen von Organisationen aus" (so 
die Begründung der Regierungsvorlage). 

Das Bundesverfassungsgericht argu­
mentierte 1969 in die gleiche Richtung; 
nicht der Einzelne, der bestimmte politi­
sche Ziele vertritt, solle vom politischen 
Strafrecht betroffen sein. Sein Handeln 
werde erst gefährlich durch die von 
einer Organisation ausgehenden Wir· 
kung. Deshalb "soll sich die Abwehr 
nicht gegen die Handlung eines Einzel· 
nen als solche richten, sondern gegen die 
mit ihr verbundene Stärkung einer Orga­
nisation." 

Ganz in diesem Sinne erhielt der § 129 
StGB Anfang der 50er Jahre, in Zeiten, 
als es eine starke Bewegung gegen die 
Wiederbewaffnung gab, und später in 
der Anti-Atom-Bewegung, wieder eine 
wichtige Bedeutung. Insbesondere ge­
gen die KPD und ihre Massenorganisa­
tionen wurden zahlreiche Verfahren in 
die Wege geleitet. 

ln einer Rede vor dem Bundestag 1975 
erklärte Alfred Dregger noch einmal 
recht deutlich Sinn und Zweck des poli· 
tischen Strafrechts: "Es geht doch nicht 
um die Gefährlichkeit eines anarchisti· 
sehen Bombenlegers ... Es ist doch ganz 
klar, daß nicht die Einzelkämpfer die 
Gefahr für die freiheitliche Demokratie 
in unserem Lanae darstellen, sondern 
die organisierten Verfassungsfeinde, und 
zwar die disziplinierten mehr als die 
Chaoten." Gegen wen das politische 
Strafrecht sich richten soll, war also spä­
testens seit 1951 immer wieder deutlich 
formuliert worden. 

Bis 1976 gab es nur den § 129 StGB, 
der ja die Kriminelle Vereinigung be­
trifft - eine Vereinigung, die allgemein 
zur Begehung von Straftaten gegründet 
wird und sich in diesem Sinne bestätigt. 

Im Zuge der Anti-Terrorismus-Kam­
pagne der 70er Jahre wurde dann 1976 
der § 129a StGB geschaffen, der höhere 
Strafen für eine sog. terroristische Ver· 



einigung vorsieht. Mit dem § 129a wur· 
de entsprechend der Zielgruppe auch ein 
politischer Begriff in das Strafrecht ein· 
geführt, nämlich der des Terrorismus. 
Sondergerichte, Sonderhaftbedi ngun· 
gen, die Anwendung des gesamten 
Staatsschutzapparates ließ sich mit Ein· 
führungdes Terrorismus-Begriffes in die 
Rechtsprechung begründen; Personen, 
die wegen Taten nach § 129a StGB ver· 
dächtigt wurden, sollten entsprechend 
ihrer Gefährlichkeit für den Staat einer 
verschärften Behandlung ausgesetzt wer· 
den. 

Was ändert sich am 
§ 129a? 

Der § 129a stellt unter Strafe die 
Gründung, die mitgliedschaftliehe Betel· 
ligung, die Unterstützung oder Werbung 
für eine terroristische Vereinigung. Ter­
roristisch ist eine Vereinigung dann , 
wenn deren Zwecke oder Tätigkeit dar· 
auf gerichtet sind, in § 129a aufgezählte 
Straftaten zu begehen. 

Oie dort aufgezählten Straftaten waren 
bis jetzt: 

Mord, Totschlag oder Völkermord 
Geiselnahme oder erpresserischer 
Menschenraub 
Brandstiftung, Herbeiführung einer 
Kern· oder Sprengstoffexplosion 
Mißbrauch ionisierender Strahlen, 
Herbeiführung einer lebensgefährll· 
chen Überschwemmung, Angriff auf 
den Luftverkehr, gemeingefährliche 
Vergiftung. 

Dieser Straft.aten·Katalog wird jetzt 
um drei Punkte erweitert: 
1. w ird aufgenommen der § 315 StGB, 

der gefährliche Eingriffe in den Bahn·, 
Schiffs· und Luftverkehr unter Strafe 
stellt; begründet wird diese Erweite· 
rung mit den gehäuften Anschlägen 
auf Bundesbahnstrecken. 

2 . wird der§ 316b StGB aufgenommen, 
der die Störung öffentlicher Betriebe 
unter Strafe stellt. Strafbar ist die 
Störung des Betriebs z . B. durch Be· 
schädigung einer Sache, die dem Be­
trieb dient. Von diesem Gesetz ge· 
schützt werden sowohl Verkehrsein· 
richtungen als auch Versorgungsun· 
ternehmen, z. B. laufende AKWs, als 
auch Einrichtungen, die der öffentli· 
chen Sicherheit und Ordnung dienen 
wie z. B. Einrichtungen der Polizei . 

3. und das fällt meist unter den Tisch in 
der öffentlichen Debatte, wird der 
Brandstiftungsparagraph geändert. 
Der § 308, der die Brandstiftung un· 
ter Strafe stellt, und zwar an be· 
stimmten Sachen wie Gebäuden , 
Schiffen, Bergwerken etc., wird 
erweitert um .,Personen· und Last· 
krattwagen und Baumaschinen". Da· 
mit ist das Anzünden eines Fahrzeu­
ges jetzt ein Verbrechen und fällt 
nicht mehr wie früher nur unter das 
Vergehen der Sachbeschädigung. 
Da der § 308 StGB schon immer im 
Straftaten-Katalog des § 129a aufge· 
führt war, können somit Vereinigun· 
gen, die z. B. Anschläge auf Baufahr· 
zeuge begehen, als terroristische Ver· 
einigung verfolgt werden. 

Schwammige Definition 
gegen unbequeme politische Aktivitäten 

Schon der Begriff der Vereinigung. wie 
er von der Rechtsprechung definiert 
wird, räumt der Justiz einen weiten 
Spielraum ein. Eine Vereinigung setzt 
nämlich nicht etwa feste, in Statuten ge· 
regelte Strukturen voraus, es geht ja 
nicht um einen Kleintierzüchterverein . 
Zur Kriminalisierung genügt vielmehr 
ein lockerer Zusammenschluß ohne 
, ,Ober· und Unterordnungsverhältnisse". 
Erforderlich ist lediglich .,der erkennba­
re Wille, gemeinsame politische Ziele 
und Interessen gemeinsam zu verfolgen, 
ein Organisationsbewußtsein". Denn da· 
durch erhalte .,der bloße Einzelkämpfer 
die von organisierten Verfassungsfein­
den ausgehende erhöhte Gefahr". 

Diese weitgefaßte Definition sei be· 
sonders deshalb notwendig, um .,staats· 
feindliche Arbeitsteilung effektiv er­
fassen zu können. 

ln der Anti·WAA·Bewegung läßt sich 
sicher ohne Schwierigkeiten erkennbar 
der Wille zur Verfolgung eines gemeinsa· 

men politischen Ziels, nämlich der Ver· 
hinderung der WAA, ausmachen. 

Besondel'$ ausufernd sind die verschie· 
denen Formen der Täterschaft, wie sie 
im § 129a aufgeführt werden : 

- Was unter Gründung einer solchen 
Vereinigung zu verstehen ist, ist noch ei · 
nigermaßen vorstellbar, wobei die Kom· 
mentare und die Rechtsprechung aber 
betonen, daß nicht nur führende und 
richtungsweisende Personen hierunter 
fallen . Der Endzweck einer Vereinigung 
sei irrelevant, maßgeblich sei nur, daß 
Straftaten die im § 129a aufgeführt 
sind, als Mittel zu irgendeinem Zweck 
begangen werden sollen. 

- Das Sich-Beteiligen an einer terrori· 
stischen Vereinigung meint die Mitglied· 
schaft'. Für die Mitgliedschaft ist ein 
Sich-Beteiligen (d. h. ein konkretes Be· 
gehen einer Straftat) nicht erforderlich . 
Nach dem BGH genügt eine .,auf Dauer 
gerichtete, wenn auch vorerst einmalige 
Teilnahme am Verbandsleben". Das 
Zahlen von Mitgliedsbeiträgen (etwa.s 
anderes kann sich der Bundesbürger für 
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Vereine kaum vorstellen) genügt, um als 
Mitglied zu gelten. 

- Noch schwammiger wird es bei der 
Untentützung einer terroristischen Ver­
einigung. Diese wird nämlich folgender­
maßen definiert: 

Nicht erforderlich ist es, daß die Un­
terstützung den angestrebten Erfolg hat 
oder der Organisation objektiv Nutzen 
bringt. Es genügt, wenn die Unterstüt­
zung irgendwie vorteilhaft ist und die 
Mitglieder in ihrem Zusammenwirken 
bestärkt. Unterstützung ist z . B. das zur 
Verfügungstellen von Schlafplätzen, die 
Versorgung mit Essen, das Verleihen 
eines Autos. um nur einige Beispiele zu 
nennen, die zum solidarischen WAA­
Widerstand als Alltäglichkeit gehören. 

- Zuguterletzt gibt es dann noch das 
Werben für eine terroristische Vereini­
gung. Hierunter wird .,jede zu keinem 
nachweisbaren Erfolg führende offene 
oder versteckte Propagandatätigkeit" für 
die Vereinigung verstanden. Sollte die 
.. Propaganda" zu einem nachweisbaren 
Erfolg führen , dann liegt wieder Unter­
stützung oder Mitgliedschaft vor. Erfaßt 
werden kann damit also wirklich alles, 
was in irgendeiner Form mit einer 
sog. terroristischen Vereinigung zu tun 
hat. 

Beweise-

ein leidiges Problem 

Was den § 129a StGB aber so inter­
essant für d ie Ermittlungsbehörden 
macht, ist die neu geschaffene Möglich­
keit der Beweisumgehung. Denn be;m 
§ 129a StGB muß dem Angeklagten 
nicht die Begehung einer bestimmten 
Tat als Mitglied oder Unterstützereiner 
terroristischen Vereinigung nachgewie­
sen werden, sondern es genügt allein die 
Annahme der Mitgliedschaft oder Unter­
stützung der Vereinigung, um zu hohen 
Haftstrafen verurteilen zu können. Die 
Taten, die eine Vereinigung irgendwann 
begangen haben soll, wird dem Betrof­
fenen als Mitglied zugerechnet. 

( 

-··--=-----)/1 . .. 
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Folgen des§ 129a StGB 

Der schon länger als sog . .,Ermittlungs­
paragraph" bezeichnete 129a bedeutet 
nicht nur höhere Strafen. Vielmehr 
zieht er eine ganze Palette von verfah­
rensrechtlichen Einschränkungen, Ver­
schärfungen und Überwachungsmöglich­
keiten nach sich. 

Vor allem diese an den § 129a anknüp­
fenden Verschärfungen stellen einen 
wichtigen Grund für seine Erweiterung 
dar: 

Konnte der Staatsschutzapparat in vol­
lem Umfang bisher - jedenfalls auf le­
galer Grundlage - nur gegen einige we­
nige eingesetzt werden, so ermöglicht 
nun die Erweiterung des § 129a StGB 
die Anwendung dieser Vorschriften ge­
gen einen wesentlich größeren Teil von 
Kriminalisierten. Die Funktion ist eine 
massive Einschüchterung und Überwa­
chung der sog. Scene, was auch offen 
zugegeben wird. Im folgenden die ein­
zelnen Punkte dieser Verschärfung, die 
in der öffentlichen Diskussion bisher 
gänzlich unter den Tisch gefallen sind. 

1. Die Zuständigkeit für alle Ermitt­
lungsverfahren nach 129a wird weg von 
den .,kleinen Provinzstaatsanwaltschaf­
ten" der Länder auf den Generalbundes­
anwalt und über ihn auf das BKA verla­
gert. 

Darüberhinaus hat der derzeitige Gene­
ralbundesanwalt Rebmann aber noch 
weitergehende Kompetenzen erhalten : 
denn er konnte zwar schon die Verfol­
gung terroristischer Vereinigungen an 
sich ziehen; wenn aber z . B. Anschläge 
von Einzelpersonen oder Gruppen, de· 
nen nun nicht im entferntesten ein Or­
ganisationscharakter nachgewiesen wer-

den kann, begangen wurden, dann wa­
ren die örtlichen Staatsanwaltschaften 
zuständig. Diese nach Rebmanns Worten 
uneffektive Ermittlung hat ein Ende: 
durch die Änderung des Gerichtsverfas­
sungsgesetzes kann Rehmann auch zen­
tral gegen die von ihm so bezeichnete 
Guerillia diffusa ermitteln . Dies führt zu 
einer weiteren Zentralisierung des Si· 
cherheitsapparates, denn über Rehmann 
hat dann immer das Bundeskriminalamt 
seine Hände im Spiel. 

2. Bei Strafverfahren nach § 129a ist 
der Rechtsweg um eine Instanz kürzer. 
Bisher. so auch in den derzeit laufenden 
Verfahren gegen WAA-Gegner, gab es 
die erste Instanz, das Berufungsverfah­
ren und die Möglichkeit der Revision. 
Erste Instanz ist bei einem 129a-Verfah­
ren das Oberlandesgericht, gegen dessen 
Urteile nur noch die Revision vor dem 
Bundesgerichtshof möglich ist. D. h., 
daß nur noch in der ersten Instanz eine 
sog. Tatsachenverhandlung stattfindet, 
Zeugen vernommen werden oder Be­
weisanträge gestellt werden können. ln 
der Revisionsverhandlung werden nur 
noch Verfahrensfehler oder eine der bis­
herigen Rechtsprechung widersprechen­
de Gesetzesauslegung behandelt. 

3. ln den Verfahren nach § 129a sind 
Sondergerichte - nämlich die Staats­
schutzkammern, zuständig. 

4. Personen, die nach § 129a StGB ver­
folgt werden, können ohne Haftgrund in 
Untersuchungshaft genommen werden. 
Während in anderen Ermittlungsverfah­
ren zumindest eine Flucht- oder Ver­
dunkelungsgefahr festgestellt werden 
muß, genügt hier der Verdacht einer 
Straftat nach § 129a. 

Immerhin gab es bislang nur relativ we­
nig Haftbefehle gegen WAA-Gegner. 
Dies lag u. a . auch daran, daß es den 
Richtern schwerfiel, wenigans einiger­
maßen logisch eine Flucht- oder Ver­
dunkelungsgefahr zu begründen. Mal wa­
ren es mangelnde soziale Bindungen, 



weil ein Angeklagter in einer WG lebte 
oder als Künstler ein ungeregeltes Leben 
führte. 

5. Für den Umgang mit nach 129a ver· 
dächtigen Personen waren und sind Son· 
derhaftbedingungen kennzeichnend: 

- So wird der Briefverkehr mit den 
Verteidigern überwacht; ist der Anwalt 
damit nicht einverstanden, werden die 
Briefe nicht mehr transportiert. 

- Besucher von nach 129a Verfolgten 
sowie deren Verteidiger können sich nur 
über Trennscheiben mit Löchern ohne 
Schlitze mit dem Inhaftierten verständi· 
gen. Diese entwürdigende Besuchssitua· 
tion wird damit begründet, daß die 
Übergabe von Schriftstücken oder ande· 
ren Gegenständen verhindert werden 
soll. Neben der Trennscheibe bei Besu­
chen können Kameras zur optischen 
Überwachung eingesetzt werden. Das 
Mithören von Gesprächen mit Freunden 
und Angehörigen ist grundsätzlich zu· 
lässig. Dies gilt nicht für Verteidigerge­
spräche. Gleichwohl wurde bekannt, 
daß 1977 auch Verteidigergespräche in 
Stammheim abgehört wurden. 

- Besonders katastrophal ist für die 
nach § 129a Verfolgten die bislang fast 
immer angeordnete Isolationshaft. Von 
der UNO-Menschenrechtskommission 
als Folter geächtet, zielt die Isolations· 
haft darauf ab, den Gefangenen zu zer­
mürben und vor allem seiner politischen 
Identität zu berauben. ln einem grund· 
legenden Beschluß des BGH heißt es in 
diesem Sinne, die Gefangenen hätten 
sich ihre Haftbedingungen selbst zuzu­
schreiben, weil sie durch ihr Verhalten, 
sprich ihre politische Haltung, ihre 
Nichtbereitschaft zur Kooperation mit 
den Ermittlungsbehörden, andere Haft· 
bedingungen nicht möglich machen wür· 
den. 

Die Sonderbehandlung bedeutet im 
einzelnen: 

-strenge Einzelhaft 
- Leerstehen der Zellen neben, unter 

und über der Zelle des Gefangenen, also 
akustische Isolation 

- täglich eine Einzelfreistunde unter 
Abschirmung von allen anderen Gefan· 
genen 

- Ausschluß von Gemeinschaftsveran· 
staltungen 

- laufende- auch nächtliche- Kon­
trollen der Zelle 

-Post· und Besuchsverbot. 
6. Das Kontaktsperregesetz, welches 

zu Beginn der Schleyer·Entführung im 
September '77 durch den Bundestag ge­
peitscht wurde, knüpft ebenfalls an den 
§ 129a an. Es stellt sozusagen die Spitze 
der Sonderhaftbedingungen dar. 

Kontaktsperre kann angeordnet wer­
den, wenn z. B. eine Entführung durch 
eine terroristische Vereinigung vorliegt. 
Kontaktsperre kann dann für alle wegen 
§ 129a in Untersuchungs- oder Strafhaft 
sitzenden Personen angeordnet werden. 
Sie kann außerdem ausgedehnt werden 
auf Gefangene, die wegen einer in § 
129a aufgeführten Straftat einsitzen 
(z. B. Umsägen eines Strommastes) C?der 
die wegen einer anderen Straftat einsit· 
zen, die im Zusammenhang mit dem 
§ 129a steht. 

Kontaktsperre bedeutet im einzelnen: 
-Verteidiger können den Gefangenen 

nicht besuchen, haben kein Anwesen­
heitsrecht, z. B. bei Haftprüfungstermin 
bzw. erfahren auch nichts von solchen 
Terminen. 

- Der Gefangene kann sich nur an den 
Richter, den Staatsanwalt oder das Ge· 
fängnispersonal wenden, Verteidiger ha· 
ben keine Einsicht in Schreiben des Ge· 
fangenen an einen Richter oder ähnli· 
ches. 

Das heißt, daß ein Gefangener wäh· 
rend der Kontaktsperre den Ermitt· 
lungsbehörden völlig ausgeliefert ist. 
Auch die letzte Verbindung zur Außen­
welt, die bei der Isolationshaft noch be· 
steht, nämlich der Kontakt mit dem 
Verteidiger, ist bei der Kontaktsperre 
abgebrochen. 

7. Was die Strafverfahren nach § 129a 
kennzeichnet, ist die massive Einschrän­
kung der Verteidigung, die in solchen 
Verfahren aufgrundzahlreicher Gesetze 
aus den 70er Jahren praktiziert wird. 

- Dazu gehört die erheblich erleichter· 
te Möglichkeit, den Verteidiger aus 
einem Strafverfahren auszuschließen. 
Für einen Ausschluß genügt der einfache 
Verdacht, daß ein Verteidiger an einer 
Straftat beteiligt war, die Gegenstand 
des Prozesses ist oder den Verkehr mit 
seinem Mandanten zur Begehung der 
Straftat mißbraucht. ln anderen Verfah­
ren muß ein solcher Verdacht zumindest 
so dringend sein, daß eine Anklage ge­
gen den Anwalt erhoben werden kann. 

- Welche Zielrichtung die Regelung 
über den Verteidigerausschluß hat, zeigt 
die Begründung für die Änderung der 
Strafprozeßordnung 1974: Es handele 
sich um "Maßnahmen zur Bekämpfung 
des Terrorismus"; hierfür sei es nun ein· 
mal erforderlich, "schnellere, wirksame­
re und griffigere Strafverfahren" zu er· 
möglichen. Es gehe um den "Mißbrauch 
von Verfahrensrechten durch Angeklag­
te und Verteidiger in Staatsschutzpro­
zessen." Der Begriff Terrorismusbe· 
kämpfung legitimiert schlichtweg jede 
Beschränkung von Rechten des Ange­
klagten. 

ln diesem Zusammenhang spielt auch 
das Verbot der Mehrfachverteidigung 
(§ 146 StPO) eine Rolle: d. h., die ge­
meinschaftliche Verteidigung mehrerer 
Beschuldigter durch den Verteidiger. 
Mit der offiziellen Begründung, den An­
geklagten durch diese Vorschrift vor ln­
teressenskollisionen beim Verteidiger zu 
schützen, dient dieses Gesetz tatsächlich 
aber der Verhinderung einer organisier­
ten Verteidigung, wie sie für Strafverfah­
ren gegen Organisationen notwendig ist. 

Soweit zur Einschränkung der Rechte 
des Angeklagten und der Verteidiger, 
die durch den § 129a zur Farce verkom­
men. 

Viel weitergehende Möglichkeiten er­
öffnen sich durch die Erweiterung des 
§ 129a aber auch für die legale Über· 
wachung des sog. terroristischen Um­
feldes und völlig unbeteiligter Dritter: 

8. So kann z. B. eine Telefonüberwa­
chung jetzt auf gesetzlicher Grundlage 
angeordnet werden und zwar nicht nur 
gegenüber nacb § 129a StGB Verfolg-

ten, sondern mit Einschränkung auch 
gegenüber anderen Personen. Der quali· 
tative Unterschied zu ohnehin sicher 
illegal praktizierten Abhöraktionen ist 
dadurcn gegeben,daß legal Abgehörtes 
auch in Prozessen als Beweismaterial 
verwertet werden kann. 

9. Die Polizeiüberfälle in Burglengen­
feld und Ponholz oder die vor kurzem 
durchgeführte Razzia in Düsseldorf kön­
nen in Zukunft wesentlich häufiger 
stattfinden. Sog. Wohnblockdurchsu· 
chungen werden durch § 103 I 2 StPO 
auch bei unverdächtigen Personen er· 
leichtert, wenn die Durchsuchung auf· 
grund einer Fahndung nach einem mut· 
maßliehen 129a-Täter läuft. 

10. Weiterhin können zu Fahndungs­
zwecken auf öffentlichen und öffent· 
lieh zugänglichen Plätzen und Straßen 
sog. Kontrollstellen eingerichtet werden. 
Sämtliche Personen, die in diese Kon· 
trollstellen geraten, müssen sich identi­
fizieren und sich und das Auto durchsu· 
chen lassen, wenn es sich um eine Fahn· 
dungwegen § 129a-Tätern handelt. 

11. Mit diesen Kontrollstellen hängt 
auch die sog. Schleppnetzfahndung zu­
sammen. Als Teil des Sicherheitsappara­
tes wurde diese Fahndungsmethode im 
April '86 verabschiedet. Gemeinsam mit 
dem Schleppnetzparagraphen § 153d 
StPo wurde das neue Personalausweisge· 
setz verabschiedet. Maschinenlesbarer 
Ausweis und Schleppnetzfahndung tre­
ten zwar erst im April '87 in Kraft, er· 
weitem aber dann die griffige Überwa· 
chung von sehr vielen Personen in kürze­
ster Zeit. 

Die Schleppnetzfahndung kann übri· 
gens bei der bekannten "Gefahr im Ver­
zug" auch von der Polizei oder der 
Staatsanwaltschaft angeordnet werden, 
wenn eine Straftat nach § 129a began­
gen worden ist. 

Alle gewonnenen Daten können drei 
Monate und länger gespeichert werden. 
Erklärtes Ziel dieser Fahndungsmethode 
ist die Erfassung eines sog. terroristi· 
sehen Umfeldes (die gesamte Ober· 
pfalz?). 
12 . Zusehtechterletzt ist auch das 

Nichtanzeigen einer geplanten Straftat 
nach § 129a strafbar, und zwar auch für 
Rechtsanwälte! Ein denkbares Beispiel 
dafür: eine Flugblattaktion zu Strom­
mastanschlägen, die als Werbung unter 
§ 129a StGB fällt, müßte angezeigt wer· 
den! r~~ 

OEiiiii;;$
1 



,..-----------Dokumentation-------------, 

Der neue § 129a ("Bildung terroristischer Vereinigungen") 

Efttwutf eines Gesetze• 
lW' Bekämpfune de• Terrorismus 

Der. Bundestar hat mit Zustimmune de• Bun­
desrates du folaende Gesetz besehlo~sen: 

Artlkel1 
Anderuna d~• Strafcesetzbuches 

Das Strafcesetzbuch ln der Fassune der Be­
kanntmachunc vom 2. Januar 1175 (BGBI. I S. 1), 
zuletzt crindert durch ••• (BGBL I S ••• ), wird wie 
folgt ceändert: 
1. t 120. wird cefa.Dt: 

1120. 
Bildune terroristischer Vereiniruncen 

1) Wer eine v,reirilcunc cründet, deren Zwecke 
oder deren Titickeitdaraul cerichtel sind 

I. Mord, Totaehl11 oder Völkermord (§§ 211, 212, 
220a). 

2. Straftaten cecen die pers6nliche Freiheit in 
den Fillen des §230 a oder des S 230 b oder 

:S. gemeingefihrliche Straftaten in den Flillea 
der§§ 3011 bis 308, 310b Abs. 1. des I 311 Abs.l, 
des f31.1a Abs. 1, der§§ 312, 315 Abs. 1, 318b 
Abs. 1, 318c Abs. 1 oder des flif zu beceiiiß 
oder wer sich an einer solchen Vereinteune als 
Mltrlied beteiligt, wird mit Freiheitsstrafe voa 
einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. 

2) Gehört der Täter zu den Rädelsführern 
oder Hintermännern, so ist auf Freiheilsstrefe 
nicht unter drei Jahren zu erkennen. 

3) Wer eine in Absatz 1 bezeichnete Vereini­
rung unterstützt oder für sie wirbt, wird mit 

Freiheilsstrafe von teehs Monaten bla zu filnl 
Jahren bestraft. 
4) DBJ Gericht lcann bel Beteillpn. ~n 

Schuld rerinr und deren Mitwirkune von unter­
ceordneter Bedeutunc ist, ln den Fillen der 
Absätze 1 und 3 die Strafe nach seinem Ermessen 
(§ 49 Abs. 2) mildern; 

5) § 120 Abs.ll gilt entsprechend. 
II) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens 

sechs Monaten kann das Gericht die Fähigkeit, 
örtenUiche Ämter zu bekleiden. und die Fihlc­
keit, Rechte aus öUenUichen Wahlen zu erlancen, 
aberkennen(§ ~5 Abs. 2). 

7) ln den Fällen der Absätze 1 und 2 kann das 
Gericht Führungsaufsicht anordnen(§ 118 Abs. 1). 

Neu vom § 129a betroffene Gesetze 

§ 315. Gefährliche Eingriffe in den Bahn-, Schiffs- und Luftver­
kehr. (I) Wer die Sicherheit des Schienenbahn-, Schwebebahn-, Schiffs­
oder Luftverkehrs dadurch beeinträchtigt, daß er 
I. Anlagen oder Beförderungsmittel zerstört, beschädigt oder beseitigt, 
2. Hindernisse bereitet, 
3. falsche Zeichen oder Signale gibt oder 
4. einen ähnlichen, ebenso gcfährlicht'n Eingriff vornimmt, 
und dadurch Leib oder leben eines anderen oder frt'mde Sachen von 
bcdeutt'ndt'm Wert gt'fährdet, wird mit Freiheitsstufe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren bcstrafr. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Handelt der Täter in der Absicht, 

1. einen Unglücksfall herbeizuführen oder 
2. eine andere Straftat zu ermöglichen oder zu verdecken, 
s~ ist die S.tra!e Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr. in minder schweren 
Fallen Freiheusstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

.(4) ~er in .de!l Fällend~ Absatzes I die Gefahr fahrtissig verursacht. 
wtrd mu Freiheusstrafe b1s zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(St~er in den Fällen des Absatzes I fahrlässig handelt und die Gefahr 
fahrlaSSig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(6) Das Gt-richt kann in den Fä1len der Absätze I bis 4 die Strafe nach 
seinem Ermessen mildern (§ 49 Abs. 2) oder von einer Bestrafung nach 
diesen Vorschriften absehen. wenn der Täter freiwillig die Gefahr 
abwendet, bevor ein erheblicher Schadt'n entsteht. Unter derselben Vor­
aussetzung wird der T~tcr nicht n2eh Absatz 5 bestraft. Wird ohne Zutun 
des Täter\ die Gehhr abgewendet, so genügt sein freiwilliges und ern<t­
haftes Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

§ Jt6b. Störung öffentlich"" Betriebe. (I) Wer den Betrieb 
I r-iner Eisenbahn, der Post oder dem öfft'ntlichen Verkehr dienender 

Unternehmen oder Anlagen, 
2. einer der öffentlichen Versorgung mit Wasser, Licht, W:irme oder 

Kraft dienenden Anlage oder eines für die Versorgung der Bevölke­
rung lebenswichtigen Unternehmens oder 

3. einer der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit dienenden Einrichtung 
oder Anlage 

dadurch verhindert oder stört, daß er einc dcm ßctricb dienende Sacht­
zerstört, beschädigt. beseitigt. verändert oder unbrauchbu macht oder 
die für den Betrieb bestimmte elektrische Kraft entzieht, wird mir Fr..-i­
heitsstrafe bi~ zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bcstrJft. 

(2) Der Versuch ist m~fbu 

Zensur-Paragragh 130a StGB 
Auf der Hut sein sollen in Zukunftall 

diejenigen, die eine Berichterstattung 
über oppositionelle Bewegungen, deren 
Aktivitäten und Widerstandsformen be· 
treiben. Auch wenn diese für einen Teil 
notwendiger Pressearbeit gehalten wird, 
so laufen Journalisten und ihre Zeit· 
schritten Gefahr, durch derartige Berich­
te "die Bereitschaft anderer", bestimm· 
te Straftaten zu begehen, ,,zu fördern 
oder zu wecken". Durch die Verab· 
schiedung des neuen Paragraphen 130a 
Strafgesetzbuch (StGB) wird ein solches 
journalistisches Treiben unter Umstän­
den zu einem hohen Sicherheitsrisiko. 

Der § 130a StGB stellt die "Anleitung 
zu Straftaten" unter Strafe. Danach 
kann eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jah· 
ren gegen diejenigen verhängt werden, 
die in Schrift, Bild oder Ton etwas ver· 
öffentlichen, was "geeignet ist, als An· 
Ieitung zu einer in§ 126 Absatz 1 StGB 
genannten rechtswidrigen Tat zu die· 
nen" und ·dem Inhalt nach dazu be­
stimmt ist, "die Bereitschaft anderer zu 
fördern oder zu wecken, eine solche Tat 
zu begehen". 
20 

Neu aufgekocht: 

130a 

ln ähnlicher, aber - und das wird 
meist in der öffentlichen Debatte unter­
schlagen - nicht so weitgehender Form 
gab es § 130a StGB schon einmal. Zu 
Zeiten der sozialliberalen Koalition wur­
den von SPD und FDP am 22. 4. 1976 
die §§ 88a und 130a StGB verabschie· 
det. § 130a stellte damals ebenfalls die 
"Anleitung zu Straftaten" unter Strafe; 
§ 88a StGB war noch deutlicher als ZeR· 
surmaßnahme, als Gesinnungsparagraph 
gekennzeichnet: danach war die "verfas­
sungsfeindliche Befürwortung von Straf· 

taten" strafbar. Damals wurde die Not· 
wendigkeit dieser Gesetze "in der Ge­
fährdung der Allgemeinheit durch die 
Schaffung eines psychischen Klimas, in 
dem schwere Gewalttaten gedeihen und 
nachgeahmt werden", gesehen. Die Vor· 
schriften sollten darüber hinaus dem 
Zweck, "die öffentliche Sicherheit, aber 
auch das Gefühl der Rechtssicherheit zu 
schützen", dienen. Der seinerzeitige 
Bundesjustizminister und heutige SPD· 
Fraktionsvorsitzende Vogel zum Ziel 
der Gesetze im Jahre '76: "Ich bin da· 
für, ( ... ) daß wir auch klarmachen, es 
geht um den Schutz des inneren Frie­
dens in unserem Land, nicht um die Fra· 
ge, ob Gewalt unter Umständen sogar 
notwendig ist." 

Bereits im Jahre 1981 wurden aber 
beide Verfolgungsgrundlagen wieder aus 
dem politischen Strafkatalog gestrichen. 
Zwar waren 111 Ermittlungsverfahren 
eingeleitet worden, allerdings war es bis 
dahin lediglich zu einer Verurteilung 
(FR, 1. 11. 1986) gekommen. Damit 
war die praktisch-repressive Bedeutung 
der Vorschriften relativ gering. Gelun· 



gen war freilich dennoch - und das war 
schließlich auch beabsi::htigt - ein Kli· 
ma der Einschüchterung durch zahlrei· 
ehe Durchsuchungen, Beschlagnahmun­
gen etc. zu schaffen. Eine Rolle für die 
Abschaffung spielte aber wohl auch der 
anhaltende Protest der linken und 
demokratischen Öffentlichkeit. Schließ· 
lieh hielten auch Rechtsexperten die 
Gesetze für problematisch, da sie häufig 
zu ernsten Konflikten mit der durch das 
Grundgesetz garantierten Meinungs· und 
Pressefreiheit führten. So weit zur Ge­
schichte des § 130a StGB. 

Zwischen den Zeilen gelesen 

Der nun verabschiedete § 130a StGB 
knüpft so wie die alte Fassung an den 
§ 126 Abs. 1 StGB an; darin sind Straf· 
taten von Mord und Totschlag, über 
Völkermord und Straftaten gegen die 
persönliche Freiheit bis hin zu sog. ge· 
meingefährlichen Delikten wie etwa 
Brandstiftung und gefährlicher Eingriff 
in den Straßenverkehr aufgezählt. Eine 
Anleitung zu diesen Straftaten fällt 
demnach unter§ 130a StGB. Allerdings 
ergeben sich gegenüber der alten Fas· 
sung drei erhebliche, einschneidende 
Verschärfungen: 

1. Erforderlich ist nicht wie früher, 
daß eine Schrift die Anleitung zu einer 
Straftat wirklich in eindeutiger Form 
enthält; vielmehr genügt es, wenn die 
Schrift den Ermittlungsbehörden als ge­
eignet erscheint. Zur Beurteilung der 
Geeignetheit berufen sind Staatsanwälte 
und Richter. Damit dürften fröhliche ln· 
terpretationsanstrengungen in den Ju­
stizbehörden vorprogrammiert sein. Ein 
Ende hat es mit mühseligen Rechtskon· 
struktionen, wie sie bislang noch z. B. 
gegenüber der RADI-AKTIV praktiziert 
werden. Kriterien für die Beurteilungen 
dürften Grundsätze sein, die der Bundes· 
gerichtshof in früheren Urteilen festge· 
legt hatte: "Bei der Beurteilung des ln· 
halts der Schrift sind daher auch solche 
Gedanken zu berücksichtigen, die der 
verständige Leser erkennt, selbst wenn 
sie nur zwischen den Zeilen stehen" 
(BGH St 16, 53 zum al18n § 93a StGB). 

Zum anderen hat ein beinahe verblüf· 

1975 in der Strafrechtskommission zum 
Begriff der Befürwortung deutlich ge­
macht, wie an den Begriff der "Geeig· 
netheit" justiziell herangegangen werden 
könnte: 

"Erstens gibt es Befürwortung in Form 
der direkten Aufforderung, zweitens ... 
in der Form scheinbarer Distanzierung, 
drittens Beschreibungen strafbarer 
Handlungen mit Nachahmungstendenz, 
viertens Befürwortungen in der Form 
der Billigung eines historischen Ereignis· 
ses in der Absicht, es als nachahmens· 
wertes Beispiel hinzustellen, fünftens 
Befürwortung von Gewalt in der Ankün· 
digung oder Vorhersage von Gewaltta· 
ten mit Nachahmungs18ndenz und sech­
stens Befürwortung von Gewalt in der 
Form des Abdrucks fremder Meinun­
gen". Leicht lassen sich diese Punkte 
übertragen, was die nun erforderliche 
Geeignetheit einer Schrift zur Anleitung 
zu Straftaten anbelangt. ln diesem Sinne 
ist auch schon gegen die RADI-AKTIV 
vorgegangen worden, denn auch hier 
wurden Leserbriefe, Dokumentationen, 
der Abdruck von taz-Artikeln zur 
Grundlage für die Anklageschriften her­
angezogen. 

2. Im Rahmen der durch die am 
5. 12. 1986 im Bundestag verabschiede· 
ten Gesetze erfolgte Neudefinition des 
politischen Kampfbegriffes "Terroris­
mus" wurde auch eine Erweiterung des 
Brandstiftungs-Paragraphen 308 StGB 
vorgenommen. Durch die Aufnahme 
von "Personen- oder Lastkraftwagen, 
Baumaschinen" in § 308 StGB ist nun 
das Anzünden solcher Gegenstände 
nicht mehr nur Sachbeschädigung, son· 
dern Brandstiftung. Da § 308 StGB 
ebenfalls im Katalog des § 126 StGB 
aufgeführt wird, dieser § wiederum An· 
knüpfungspunkt für den neuen § 13ba 
StGB ist, wird die Berichterstattung bei­
spielsweise über Anschläge auf Fahrzeu­
ge der am Bau der WAA beteiligten Fir· 
men ein riskantes Unternehmen. Denn 
eine solche Schrift könnte u. U. als ge­
eignet zur Anleitung zum lnbrandsetzen 
von Fahrzeugen betrachtet werden. 

3. Mit dem 2. Absatz des neuen § 130a 
StGB werden auch sog. Umgehungsde-

von denen die Ermittlungsbehörden 
aber behaupten, daß dies das eigentliche 
Ziel der Äußerung sei, können verfolgt 
werden. "Auf den Gesamtzusammen­
hang der Äußerung kommt es an", so 
der CSU-Abgeordnete Fellner. Daß die­
ser Gesamtzusammenhang in einer be­
stimmten politischen Haltung einer Zeit· 
schrift liegen dürfte, und daß hierbei 
wohl kaum der "Bayernkurier" gemeint 
sein dürfte, liegt auf der Hand. Der Ver· 
dacht, daß hier eine z. B. konsequente 
Berichterstattung über Aktionen der An­
ti-AKW·WAA·Bewegung schlichtweg 
verhindert werden soll, drängt sich 
förmlich auf. Und selbstverständlich soll 
differenziert werden, um was für ein 
Presseorgan es sich handelt: der Spiegel 
oder Stern sind da schon etwas anderes 
als die RADI-AKTIV, TAZ oder ATOM 
beispielsweise. 

Dies geht auch eindeutig aus Absatz 
3 des neuen § 130a StGB hervor. Durch 
den dortigen Verweis auf § 86 III StGB 
wird die Strafbarkeit von Schriften aus­
geschlossen, wenn darin eine Berichter­
stattung "im Rahmen der Staatsbürger· 
Iichen Aufklärung, der Abwehr verfas­
sungswidriger Bestrebungen oder ähnli­
cher Zwecke vorgenommen wird." 

Was staatsbürgerliche Aufklärung auch 
immer sein mag, diese Prüfung unterliegt 
mal wieder staatlicher Definitionsge­
walt. Gedacht als Schutz des Rechts der 
freien Meinungsäußerung sollen solche 
Äußerungen von der Strafverfolgung 
ausgenommen bleiben, die "sich zeitkri· 
tischoder sonst aufklärend für das Inter· 
esse der Verfassung einsetzen oder deren 
Zweck in der Förderung von Kunst, Wis­
senschaft, Forschung oder Lehre be· 
steht" - so ein juristischer Kommentar 
zu dieser Regelung. 

Daß z. B. RADI-AKTIV kaum in die­
sem Sinne von der bayerischen Staats· 
regierung bzw. den bayerischen Justiz­
behörden betrachtet wird, zeigen bereits 
die zahlreichen Ermittlungsverfahren. 
Insofern wird es absolut notwendig sein, 
eine breite Kampagne gegen diese Geset­
ze zu entwickeln, in der auch relativ si· 
chere Presseorgane wie Spiegel etc. so· 
wie die demokratische Öffentlichkeit 
aktiv gegen diese Zensurmöglichkeiten 
vorgehen. 
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Der neue § 130a ("Anleitung zu Straftaten") 

'.Nach 11311 wird fo11ende VorKhrift ein~Wfült 
l1311a 

Anleltvn1 z:u Sll'aftaten 
(1) Wer eine Schrift (5 11 Abs. 3). die 1eelpet 

Ist, als Anleitllftl zu einer in 1120 Abs.l1enann· 
len rec:hlswidrilell Tat zu dienen Wld nach Ihrem 
Inhalt bestimmt ist, die Bereitschaft anderer zu 
'ördero oder zu wecken. eine 10lcbe Tat zu bece· 
hen. verbreilet, 6Uentlicb auaslellt, anachlllt. 
vorfilbrt oder -onst ft~linllich macht, wird mil 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jabren oder mit Geld· 
swafe bPstraft. 

(:ij Ebenso wird besll'alt, -r 
1. eine Schrift (111 Abs. 3). die ceei1net Ist, als 

Anleitun1 r.u einer in 11211 Abs. l 1enannlen 
rechlswidrlcen Tat zu dianea, verbreilet, öf· 
fenUicb ausslellt, anscblilt. vorführt oder 
10nst zuginclich macht oder 

2. öffenUicb oder in einer Versammlunc zu einer 
in § 1211 Abs. I cenannlen rechtswidrigen Tal 
eine Anleitung 1ibt, um die Bereitschaft ende· 
rer zu fördern oder zu wecken, eine 10lcbe Tat 
zube1ehen. 
(3) § 811 Abs. 3 gilt entsprechend. 

3. ln I 140 wird dla Verweisun1..§l28 Abs. 1 Nr. l 
bis e• durch die Verweiauftl .121 Abs. 1" 
ersetze. 

t. ln 1308 Abs.l werdeo oach 4em Wort .SchiUa" 
dia Worte . ..Per-onen· oder Laatkraftwa1en. 
KraftfabtzeUie Wld Muc:blnen• einlefüct-

Attlkel2 
kcserunc des Gericbtsverfanuncscesetzes · 
Du Gerichtsverfassuncqeset.& in der Fassuni 

der Bekanntmachuni vom 0. Ma110l5 (BQ BI. I S. 
1011), zuletzt 1eindert durch. •• (BOBL I S •••• ), 
wird wie folct 1eändert: 
1.§120Abs.2wirdwiefolctlefaßt: 

1120 (2) Diese Oberlandesierichte sind ferner 
für die Verhendluni und Entscheidune Im erslen 
Rec:htszu1 z:ustindlc 
1. bei den in§74 a Abs. 1 bezeichnelen Straft.elen. 
wenn der Generalbundesanwalt wecen der be· 
10nderen Bedeutvn1 des FaDes nacb I 74a Abs. 2 
die Verlotrune übernhJlmt. 
2. bei Mord (§ 211 des .Slrt.Jgeset.&buches). Tot• 
schla1 (§ 212 des Strafgesetzbuches) und den in 
§ 120 a Abs. 1 Nrn. 2 und 3 des Strafseseubuches 
bezeichneten Straft.elen. wenn die Tat 1eei1net 
Ist, 

a) den Bestend oder die iußere •..der innere SI· 
eherheil der Bundasrepl&blik De\.lt.scnlVld 
lU beeinll'kht11en. 

b) Verfassun111rundsltze zu beaeit11en, au• 
ler Geltllftl&u Mtzen oder lU uraler1raben 
oder 

c) die Sicherhell der ln der Bundesrepublik 
Deutschland st.etionierlen Truppen des 
Nordatlantlk·Pakts. seiner nichtdeutseben 
Vartraasst.ealen und der im Land Berlin an• 
-Mnden Truppen einer der Drel Mlcht.e 
zu beeinll'iichti1en. 

und der Generalbundesanwalt wecen der be10n· 

deren BedeuiUftl des FaDesdia Verfolcun1 übler· 
nimmt. 

Sie verweisen bei der Eröffnun1 des Hauptver· 
Iabrens die Sache in den Fällen der Nummer 1 an 
das Landaericbt, in den Fällen der Nummer 2 an 
das Land· oder Amtsaericht, wenn eine besonde­
re Bedeutun1 des Falles nicht vorlierrt. 
2. S 142 a Abs. 4 wird wie foi1t 1efaJlt: 

..(4) Der Generalbundesanwalt gibt eine Sache, 
die er nach 1120 Abs. 2 Nr. 2 oder I 14 • Abs. 2 
übernommen hat, wieder an die Landesstaatsan­
waltschaft ab, wenn eine besondere Bedeutun&. 
des Falles nicht mehr vorlierrt. • 21 
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1teratur 
Einiges aus der Geschichte der Zensur 

Kirche und Zensur 

"Dergleichen sollen auch die Drucker, 
Verkäufer und Führer der Bücher, so 
den Widerteufferen, Sacramtireren, Got· 
teslesteren oder anderen Verführeri­
schen und aufrüriger Lehranhengig, und 
der alten catholischen Kirchen-Lehr wi­
derwertig, oder sonst Schmeh- und 
Schandtbücher, Schriften oder Gemhels 
weren, dieselben feil zu haben, zu ver­
kaufen oder zu prengen, nit gestatten, 
noch von den unseren gegolden, ent· 
pfangen oder behalten, und diejenige, 
so dagegen zu thun understünden, ... zu 
straffen angehalten werden .... Indem 
auch jemand den Widerteufferen, Sacra­
mentireren oder Auffrürigen Hülff, Rath 
und Furderniß zu thun sich annehme, 
der oder dieselben sollen an Leib und 
Gut nach Gelegenheit gestrafft wer­
den." 

(Anordnungen des Kölner Erzbischofs, 
ca. 1480) 

Die ersten deutschen Zensurerlasse aus 
dem 15. Jahrhundert zeigen die Sorge 
der Kirche vor häretischer Kritik, die ge­
eignet war, Ideologie und Institution, 
d. h. das theologische Dogma und eine 
Amtskirche, die längst weltliche Macht 
geworden war, gleichermaßen zu er­
schüttern. Die Ausweitung der kirchli­
chen Zensur auf die neuen Druckwerke 
ist zuerst in Köln nachzuweisen. Dort 
erlangten "auf ihren Antrag Rektor und 
Dekane der Universität am 17. März 
1479 von Papst Sixtus IV. die Befugnis, 
mit kirchlichen Gensuren gegen 
Drucker, Käufer und Leser häretischer 
Bücher vorzugehen", und vom 1. Juni 
1501 datiert eine Bulle Papst Alexan­
ders IV., die "den Anfang einer mehr 
methodisch durchgeführten Präventiv­
censur und die Grundlage für alle 
spätern Bullen, Reichstagsabschiede und 
landesherrlichen Erlasse gegen die Preß­
freiheit (bildet)." 
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Zeitungsredaktion unter Polizeiaufsicht. 
Anon~·me Karikatur aus dE'm Januar 1843. 



Die von der Kirche geschaffenen Zen­
surmaßnahmen waren allerdings immer 
noch nicht sehr wirksam. Sie waren 
nicht einheitlich und die verschiedenen 
kirchlichen Kontrollinstanzen behinder­
ten sich gegenseitig durch Kompetenz­
schwierigkeiten. Dies zeigte recht deut­
lich der ,.Fall" des Humanisten Johan· 
nes Reuchlin. Er wandte sich in einer 
Polemik - betitelt ,.Augenspiegel" 
(Frankfurter Herbstmesse 1511 ) - ge­
gen die kirchlich gestützte Vorform des 
Antisemitismus, der Verfolgung der Ju­
den und ihrer Schriften. Der Zensor der 
Frankfurter Buchmesse versuchte ein 
Verbot der Polemik durchzusetzen, der 
Erzbischof bestätigte das Verbot nicht. 
Daraufhin wandte sich der Mainzer Zen­
sor an die Kölner theologische Fakultät, 
die Reueblich schließlich der Häresie be­
schuldigte und zum Widerruf aufrief. 
Dieser widerrief aber nicht, sondern er­
läuterte Ostern 1512 sehr publizistisch 
seinen ,.Augenspiegel". Daraufhin er­
wirkten die Kölner vom Kaiser den Zen­
surbefehl für das Verbot der Polemik im 
ganzen Reich. 1513 wurde Reuchlin von 
der Kölner Inquisitionsbehörde vor das 
Ketzergericht geladen, wo der ,.Augen­
spiegel" öffentlich verbrannt werden 
sollte. ln dieser dramatischen Situation 
erschien ein Bote des Mainzer Erzbi­
schofs mit dem Befehl, das Verfahren 
einzustellen. Reuchlich konnte so an 
den Papst appellieren, der wiederum den 
Fall dem Bischof von Speyer übertrug. 
Dieser gab den ,.Augenspiegel" auch 
1514 frei. Doch die Gegenseite appel­
lierte ihrerseits nun an den Papst. Erst 
1520 wurde der ,.Augenspiegel" als ein 
"ärgerliches, frommen Christen anstößi­
ges, den Juden in unerlaubter Weise gün­
stiges Buch" verboten und zur Vernich· 
tung verdammt. Reuchlin wurde zu 
"ewigem Stillschweigen" und zu den 
Prozeßkosten verurteilt. Ein Kompro­
miß letztendlich: Reuchlin wur­
de zwar nicht als Ketzer verurteilt, son· 
dern das Buch als ketzerisch, dies aber 
erst, nachdem es neun Jahre mit Erfolg 
verkauft worden war. 

Mit dem Buchdruck 
gingls erst richtig 

los ... 
Mit den in der Reformationszeh mas­

senhaft aufkommenden Schriften staats­
feindlichen Inhalts (gefördert durch die 
neuen technischen Möglichkeiten des 
neuen Buchdruckverfahrens) sah sich 
die weltliche Macht nunmehr bemüßigt, 
die Zensurgesetzgebung selbst in die 
Hand zu nehmen. Die von der Kirche ge­
schaffene Zensurregelung war für sie zu 
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uneffektiv und zu sehr nur an der Rein­
haltung der kirchlichen Lehren orien­
tiert. Bis 1560 wurde auf den verschie­
denen Reichstagen die rechtliche Grund­
lage für ein umfassendes Zensursystem 
geschaffen. 1570 wurde abschließend 
festgelegt: 

" .••. Zum anderen soll auch kein Buch­
drucker zugelassen werden, der nicht zu­
forderst von seiner Obrigkeit, da er 
häußlich sitzet, darzu redlich, ehrbar 
und aller Ding tuglich erkennt, auch da­
selbst mit sondern leiblichen Eyd bela­
den, in seinem Truckenjetzigen und an­
deren Reichsabschieden sich gemäß ver­
halten. Zum dritten sollen einem jeden 
alle lasterliehe schmähliche Bücher, 
Schriften, Karten oder Gedicht in Truck 
zu geben oder zu trucken, durchaus bey 
hoher Straff, sowohl bey Verlust der Bü­
cher und Truckareyen verboten seyn. 
Zum vierten soll keiner etwas zu 
trucken Macht haben, das nicht zuvor 
von seiner Obrigkeit ersehen und also zu 
trucken ihm erlaubet wäre. Zum fünff­
ten soll derselbe alsdann auch deß Dich­
ters oder Authoris, gleichfalls seinen Na­
men und Zunamen, die Stadt und Jah. 
reszahl darzu setzen." (1570) 

Durch diese Vorschrift, daß jedes 
Druckerzeugnis ein Impressum erhalten 
muß, das also einen Verantwortlichen 
und den Druckort nennt, wurde nun Re­
pressivzensur erst möglich. Es wurde 
schließlich verboten, verbotene Bücher 
zu lesen und ein deutscher Index verbo­
tener Schriften wurde aufgestellt. 

Ein solcher "Catalogus librorum pro­
hibitorum" wurde auch in Österreich 
aufgestellt, allerdings erst zwei Jahrhun­
derte später. Er wurde alsbald ein sehr 
begehrter Führer durch die anrüchige Li­
teratur und wie der Berliner Schriftstel­
ler und Buchhändler Friedrich Nicolai 
mit Recht sagte, "der die schlechten Leu­
te die schlechten und die guten Leute 
die guten Bücher erst kennen lehrte". So 
wurde die löbliche Zensurhofkommision 
~lbst die Verfasserio des gefährlichsten 
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aller Bücher, und es ist erstaunlich 
genug, daß sie erst 20 Jahre nach dem 
erstmaligen Erscheinen zu dieser Er· 
kenntnis kam und daraus den logischen 
Schluß zog: sie setzte den von Samm· 
lern und Buchhändlern vielbegehrten 
Katalog selbst auf den Index. 

Doch zurück zu Deutschland. Im Zuge 
dieser ganzen Maßnahmen wurde Ietzt· 
endlich die polizeiliche Durchsuchung 
von Bibliotheken, Druckereien und Ver· 
lagen legalisiert. Dieses System blieb mit 
Modifikation drei Jahrhunderte lang, bis 
1848 bestehen. 

"Zeter! Zeter! Jammer- Jammer! 

Peter, Peter, Hammer, Hammer 
streut ohnl Ende 

"Solange man Bücher druckt, hat man 
Bücher verboten, und so lange man Bü· 
eher verbietet, haben findige Schriftstel­
ler, Verleger und Drucker Mittel und 
Wege gefunden, hinter die Schule des 
Gesetzes zu gehen, dem Zensor ein 
Schnippchen zu schlagen und dem Fang· 
eisen der Polizei zu entgehen", schrieb 
H. H. Hooben in seinem 1926 erschiene· 
nen Buch "Polizei und Zensur". 

Nach diesen neuen Verordnungen 
flüchteten nun viele, die den Rotstift 
des Zensors scheuten, ins Ausland oder 
es wurde auch ohne Zensurerlaubnis im 
Geheimen gedruckt. Auf den Titeln 
prangten dann Verlogsorte wie "Germa­
nien", "Helvetien", "Babylon" oder 
"Tobolsk". Der Name des Verfassers, 
Verlegers oder des Druckers war wohl· 
weislich verschwiegen oder durch fal· 
sehe ersetzt. Es wimmelte täglich von 
neuen Firmen, die in keinem Handelsre· 
gister verzeichnet waren und auch nie 
um Aufnahme darin ersuchten. 

Im 17. und 18 Jahrhundert wurde po­
litische oder religiöse Oppositionslitera· 
turmeist in Holland gedruckt, aber mit 
französischen oder deutschen Verlagsor· 
ten bezeichnet. Was ganz orthodox er· 
scheinen wollte, es aber keinesfalls war 
und sich unter falscher Flagge ein­
schmuggeln wollte, wählte dazu die Re· 
sidenzen der katholischen Kirchenfür· 
sten. Köln am Rhein war besonders be· 
liebt und unter seinen falschen Verlags· 
firmen gewann der Name Pierre Mar· 
teau, auf deutsch: Peter Hammer, eine 
gewisse Berühmtheit. Die Verlagsanga­
be: "Cölln, bei Pierre Marteau" findet 
sich in der französischen Presse zuerst 
1663, um 1685 auch in der deutschen. 
Ob ein Setzer oder Drucker dieses Na­
mens wirklich gelebt hat, ist ungewiß. 
1786 taucht die Übersetzung "Peter 
Hammer" auf. Seit Anfang der neunzi· 
ger Jahre des 18. Jahrhunderts, also seit 
der französischen Revolution und Napo· 
leons Aufstieg, wurde dieser Name zu 
politischen Tagesschriften immer häufi· 
ger benutzt. Zur besseren Beglaubigung 
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Feuerbrände II 

gab man ihm noch eamge Varianten: 
"Hammers Erben", "Peter Hammer, der 
ältere" und in Köln, Amsterdam, Reut­
fingen, Mainz und Patersburgschien diese 
gewaltig rührige und unternehmende 
Firma Filialen zu haben. Berliner Verle­
ger wie Nicolai und Voß, Leipziger wie 
Fleischer und Hartkoch, legten sich die­
se Maske an. Der junge Verlag Brack­
haus, der sich 1805 in Amsterdam und 
1811 in Altenburg etabliert hatte, be­
diente sich auch für eigene Presseerzeug­
nisse dieser falschen Flagge; sie deckte 
u. a. zwei Schriften, die in Preußen mit 
schwerster Strafe, bis zu 100 Taler pro 
Exemplar, belegt war. 

PETER 11/u'YJVE.:fi. _ 
lknf:_yl!'r dr rvc Tlh:m/m,An:;/c 

~md XII/ r6rimdr. -

Äußerungen gegen den König und hämi· 
sehe Vergleiche zwischen der Österrei­
chischen und preußischen Regierung 
und befand deshalb, daß Heines Buch 
"zu den verwerflichsten gehöre, welche 
wir jemals zu prüfen veranlaßt worden 
sind". Die Vorrede nun erschien unzen· 
siert bei ,Heideloff und Campe in Leip· 
zig'. Trotz eifrigster Recherchen in 
Leipzig, Paris und Nürnberg gelang es 
den Behörden nie, völlige Klarheit über 
diese Firma zu gewinnen. ln Leipzig gab 
es keine solche Firma, nur einen Korn· 
misionär. Dieser erklärte, er bekomme 
"verschnürte Ballen" aus Paris, was dar· 
in sei, wisse er nicht. Der preußische Ge-

Schriften mit falschen Druckorten und 
Verlagsangaben wurden durch das Zen­
suredikt 1788 streng verboten. Neue 
Verfügungen 1812 schärften den Buch­
händlern nochmals ein, keine zweifel· 
haften Neuerscheinungen zu vertreiben, 
ehe die einheimische Zensur ihre aus­
drückliche Erlaubnis dazu gegeben hat­
te. Das half jedoch alles nichts. Im Ge­
genteil: der Verlagsbuchhändler Peter 
Hammer wurde so populär, daß sogar 
ein Proträt des geheimnisvollen Unbe· 
kannten erschien. 

1833 erschien die Vorrede zu Heines 
"Französischen Zuständen". Vor allem 
die Vorrede, fand das Berliner Oberzen­
surkollegium, sei voll von äußerst ver· 
werfliehen Stellen: Verleumdungen gan· 
zer Stände, Verspottung der christlichen 
Glaubenslehren, sogar unehrerbietige 
sandte in Paris, der ein Verzeichnis der 
Verlagswerke der Pariser Firma liefern 
sollte, erklärte, das könne er nicht, die 
meisten davon gingen unter falscher 
Firma hinaus. ln Nürnberg fand sich 
schließlich noch eine ,Kommandite' des 
Pariser Hauses, Friedrich Campe führte 
eine Druckerei. Dieser wies auf Befra­
gung jeglichen Schatten eines Verdachts 
von sich und beteuerte "vor Gott", er 
sei "rein von jeglicher Verbreitung revo· 
lutionärer Schriften" - denn Drucken 
und Verbreiten war ja zweierlei. Die Ak· 
ten darüber schwollen unheimlich an 
und endeten schließlich 1834 mit einem 
Generalverbot sämtlicher Schriften, die 
die verdächtige Firma Heide1oft und 
Campe auf ihren 
Titeln trugen oder noch tragen werden. 
Kleinlich war man nicht, man verbot 
auch schon mal das, was noch gar nicht 
erschienen war. 



Von der Buch- zur Pressezensur 

Am 28. Februar 1792 erging der nach­
drückliche Befehl an alle Berliner Blät­
ter, ,,mit größter Schärfe alle aufrühreri­
schen Artikel zu unterdrücken und die 
Verbreitung aller revolutionären Grund· 
sätze zu verhindern". Dem Zensor Ref­
ner, der seit 1791 die Zensur übte, 
wuchs jetzt die Arbeit über den Kopf; er 
mußte den ganzen Tag bis spät am 
Abend zur Verfügung stehen, wenn er, 
wie das Ministerium von ihm verlangte, 
"bei eigener schwerer Verantwortung" 
für den Inhalt der Zeitungen bürgen soll· 
te. Ohne eine Entschädigung, meinte er 
schließlich, sei das nicht zu machen. So 
bewilligten die Berliner Zeitungsverleger 
dem vielgeplagten Zensor ein jährliches 
Honorar von 100 Talern, aber nur dem 
jetzigen Zensor unter den "gegenwärti· 
gen Zeitläuften", wie sie ausdrücklich 
erklärten. Das Ministerium aber nahm 
statt des kleinen Fingers gleich die ganze 
Hand und erwiderte: die Verleger allein 
zögen den Gewinn aus ihren Zeitungen, 
und sie hätten deshalb auch in Zukunft 
die somit neueingeführte Zensurgebühr 
zu entrichten. 

Von den Berliner Zeitungen nahm die 
,,Spenersche" am stärksten einen "auf­
rührerischen Ton" an und stach auffal­
lend ab von dem "wärmeren, biederen 
Ton, durch den sich die Vossische Zei· 
tung bei den jetzigen Umständen aus· 
zeichne". Zensurstriche allein könnten 
daran nichts ändern, erklärte das Mini­
sterium, die Redaktion habe deshalb 
darauf zu achten, daß von nun an die 
ganze Stimmung jener Artikel 
umgeändert werde". 

Den Höhepunkt der Zensurverschär· 
fung bildete das neue preußische Zen· 
suredikt vom 18. Oktober 1819, die lan­
desgesetzliche Anwendung der "Karlsba­
der Beschlüsse'' und seines Preßgesetzes 
vom 20. September desselben Jahres. Es 
"genirte die Gazetten" wie nie zuvor 
und war für die Zeitungsschreiber ein 
Maulkorbgesetz schlimmster Art. 

,.Frecher und unehrerbietiger Tadel und 
Verspottung der Landesgesetze und An­
ordnungen im StaatB, Verletzung der 
Ehrerbietung gegen die Mitglieder das 
Deutschen Bundes und gegen auawär1ige 
Ragenten und frecher, die Erregung von 
MißverFügen abzwackender Tadel ihrer 
Regierungen" (1819). 

wurde mit Gefän!J1iS· oder Festungsstra­
fen von sechs Monaten bis zwei Jahren 
geahndet. So trug der Redakteur tagtäg· 
lieh seine Haut zu Markt, denn "frech, 
unehrerbietig und Mißvergnügen " wa­
ren, um mit dem Geheimen Oberjustiz­
rat Sack zu sprechen, so schwankende 
und unbestimmte Begriffe, daß unter ih· 
nen ,,alles und jedes Mißfällige subsu­
mirt werden" konnte, "durch das, was 
dann von öffentlicher Schrei~ und Re­
defreiheit übrigblieb, die Wahrheit und 
das Recht nicht immer sonderlich geför­
dert" worden sein dürfte. 
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n artige 

Gedanken 
Seit den Karlsbader Beschlüssen und 

dem entsprechenden preußischen Zen­
suredikt spielten Zensurlücken, die mit 
,,unartigen Gedankenstrichen gefüllt" 
waren, in der Literatur, besonders aber 
in der Tagespresse, eine große Rolle. Ur­
sprünglich waren sie gewiß nichts weiter 
als ein U!chnischer Notbehelf des 
Druckers, denn gewöhnlich wurden Bü­
cher und Zeitungsblätter fertig gesetzt 
und umgebrochen den Zensurbehörden 
vorgelegt. Die Beseitigung von Zensur­
lücken hätte durch Neuumbruch uner­
schwingliche Kosten und für die Tages­
zeitungen Verzögerungen verursacht. Al-

so füllte man die Lücken mit Punkten 
oder Strichen. Diese Hinweise auf eine 
Zensur wurden mit der Zeit aber immer 
beliebter, erwiesen sie sich doch als ein 
Ehrenzeugnis für die liberale Gesinnung 
des Autors oder Verlegers. Hier waren 
Gedanken gestrichen, die man nicht ha­
ben durfte, und diese stummen und 
doch so beredten Gedankenstriche for-

striche 
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derten den Leser auf, das verborgene 
Rätsel zu lösen und die Lücken mit eige· 
nem Gehirnschmalz auszuschmieren. 
Oie Behörde wiederum hatte ein begreif· 
liches Interesse daran, den harmlosen 
Leser erst gar nicht auf solche gefährli· 
chen Gedanken zu bringen und ihn 
nicht auf Schritt und Tritt daran zu er· 
innern, daß die ihm vorgesetzte geistige 
Kost seitens der Obrigkeit für seinen be· 
schränkten Untertanengeist eigens prä· 
pariert war. Oie Zensoren wurden nun· 
mehr angewiesen, solche Gedankenstri· 
ehe keinesfalls zu dulden. 1834 wurde 
die Kenntlichmachuns von Zensur­
lücken verboten. Preußen belegte dar· 
aufhin die Andeutung von Zensurlücken 
mit Strafen, aber noch 1843 mußte ein 
nochmaliges Verbot erlassen werden. 

Doch die Zensurlücken blieben, bis zur 
endlichen Aufhebung der Präventivzen· 
sur im Frühjahr 1848. Als angeordnet 
wurde, die Zensurlücken mit harmlosem 
Text zu füllen, machten sich die Redak· 
teure eine Art Sport daraus, den Zensor 
zu überlisten. So wurden die Lücken mit 
alten Kinderliedern "Ein armes Lämm· 
Iein, weiß wie Schnee", Auszügen aus 
der Polizeiverordnung o. ä. angefüllt. 

Als schon die Straßenkämpfe zwischen 
Volk und Militär begannen, entwarf am 
17. März 1848 das preußische Ministe· 
rium endlich das Gesetz über die Presse· 
freiheit; der König hegte noch immer 
Bedenken und unterzeichnete es erst am 
18. März. Es wurde aber mit dem Da· 
turn des 17. veröffentlicht, damit es 
nicht so aussehe, als ob die Ereignisse 
des 18. dem König dies Zugeständnis an 
die verhaßten Zeitungsschreiber abge· 
trotzt hätte. 

Das Jahr der Revolution brachte zwar 
die Pressefreiheit, der Sieg der Reaktion 
das Pressegesetz vom 12. Mai 1852. An 
seinen generellen Bestimmungen änderte 
sich bis zum ersten Weltkrieg kaum et· 
was. Die direkte Vorzensur blieb abge· 
schafft. Die Zuständigkeit für Zensur 
ging von der Polizei auf die Justiz über 
und damit begann die Zeit der großen Ii· 
terarischen Prozesse. Neue Bestimmun· 
gen wurden eingeführt. Jeder Herausge· 
ber einer Zeitung mußte eine Kaution 
hinterlegen (für spätere Prozesse, Stra· 
fen), die so bemessen war, daß kleinere 
Herausgeber wie Arbeitervereine o. ä., 
keine Zeitung mehr herausgeben konn· 
ten. Desweiteren mußten 24 Stunden 
vor Versendung eines Buches zwei 
Exemplare der Polizei vorliegen. Zusätz· 
lieh wurde von den Buchhändlern eine 
Zuverlässigkeitsüberprüfung von Druck· 
erzeugnissen gefordert. 

Während vor 1848 die bürgerliche Op­
position unterdrückt worden war, rich· 
tet sich die Zensur nach 1850 vor allem 
gegen die Linke. Die politischen Arbei· 
tervereine wurden verboten. Der große 
Prozeß gegen Mitglieder des Bundes der 
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Kommunisten sollte dieser Vereinigung 
ein für alle Mal ein Ende bereiten. Marx' 
Schrift über diesen Prozeß wurde be· 
schlagnahmt. Im Jahr 1864 wurden von 
staatlichen Stellen in Preußen 175 Pro· 
zesse gegen Zeitungen geführt. Dabei 
ging es überwiegend um Beleidigungen. 
Im Jahr 1874 wurden auch die letzten 
Formen der Vorzensur abgeschafft. 
Aber von 1878 bis 1888 (1878 Soziali· 
stengesetze) wurden insgesamt 1 234 
Druckwerke verboten. 

Weimarer Republik 
,,Es findet keinerlei Zensur mehr statt 

nur wenn der Staat es dringendnötig hat 
und auch die Kunst und Wissenschaft 

sindfrei 
das Nähere bestimmt die Polizei" 

Erich Weinert 

ln der Weimarer Republik wurde die 
Meinungsfreiheit erstmals verfassungs· 
mäßig garantiert. 

Der § 118 der Weimarer Verfassung 
besagte, daß es keine Zensur mehr gebe. 
Dieselbe Verfassung enthielt aber auch 
den § 48, der es dem Reichspräsidenten 
ermöglichte, weite Teile der Verfassung, 
u. a. die Pressefreiheit, außer Kraft zu 
setzen. Desweiteren wurde 1922 das 
"Gesetz zum Schutz der Republik", das 
sog. "Notschutzgesetz" erlassen, das an· 
gebtich zum Schutz gegen rechts erlas­
sen - schon bald die Handhabe zur Ver· 
folgung und zum Verbot fast ausnahms· 
los linker und kritischer Schriften gab. 

Der Schauspieler Rolf Gärtner erfüllte 
beispielsweise das Delikt des "literari· 
sehen Hochverrats" nach diesem Gesetz. 
Er wurde 1925 wegen "Vorbereitung 
des Hochverrats" zu Gefängnis verur­
teilt, weil er eine Gedenkfeier der KPD 
künstlerisch gestaltet und Gedichte vor· 
getragen hatte. Auch der Autor einer 
positiven Rezension eines russischen Re· 
volutionsfilms wurde 1926 zu neun Mo· 
naten Gefängnis verurteilt. Begründung: 
Es handle sich um eine in die Form der 
Betrachtung gekleidete Vorbereitung 

des Hochverrats. Die "Rote Fahne" der 
KPD wurde insgesamt neun Mal verbo· 
ten. 

Im Dezember 1926 wurde das Gesetz 
zum Schutz der Jugend vor Schmutz· 
und Schundliteratur wieder eingeführt. 
Oie Warner wie u. a. Thomas und Hein· 
rich Mann sowie Tucholsky behielten 
recht: Dieses wie andere Gesetze konnte 
und wurde ohne weiteres gegen kritische 
Schriftsteller benutzt. 

So wurden schon während der Weima­
rer Publik die verfassungsmäßig garan· 
tierte Rede·, Versammlungs· und Pu· 
blikationsfreiheit wieder abgebaut und 
durch eine Vielzahl von illegalen Zen­
sur· und Einschüchterungspraktiken und 
deren schrittweise Legalisierung ersetzt. 

1931 erhielt die Polizei ihre alte Zen­
surbefugnis zurück in einer Notverord· 
nung, in der die sofortige Beschlagnahme 
von Druckschriften, "deren Inhalt die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung ge· 
fährde", angeordnet wurde. Carl von 
Ossiezky, der Herausgeber von "Die 
Weltbühne" wurde daraufhin verhaftet 
und wegen Hochverrats verurteilt, 
Stücke von Brecht "Oie Mutter", "Oie 
heilige Johanna der Schlachthöfe" und 
der Film "Kuhle Wampe" wurden sofort 
abgesetzt. Verboten wurden 1932 Druck­
schriften, die "lebenswichtige Interessen 
des Staates durch Verbreitung unwahrer 
Tatsachen" gefährden, deren "Inhalt Or­
gane, Einrichtungen, Behörden oder lei­
tende Beamte des Staates beschimpft 
oder böswillig verächtlich macht". 



Die Bücherverbrennung am 10.5.1933 
war insofern kein einschneidendes Da­
tum: die Ausschaltung aller dem faschi­
stischen System nicht passenden Auto­
ren und ihrer Schriften war in den Jah­
ren der Weimarer Republik schon 
Schritt für Schritt vorbereitet worden. 

ln der Nacht des Reichstagsbrandes 
wurden zahlreiche Schriftsteller (u. a. 
Carl von Ossiezky, Erich Mühsam, Ste­
fan Grossmann) nach vorbereiteten 
schwarzen Listen verhaftet. Schwarze 
Listen wurden auch an die Buchhänd­
ler und Bibliotheken gegeben. 

Bis zum Krieg gab es weiter keine Vor­
zensur, die Pressefreiheit blieb offiziell 
bestehen. Die marxistische Presse war ab 
1933 natürlich verboten, ein großer Teil 
der kritischen Redakteure gefangenge­
nommen. Was übrig blieb an Journali­
sten war durch Angst, Opportunismus 
oder Überzeugung gleichgeschaltet. Die 
"Hauptschriftleiter" der Presse waren 
durch die Bank Nazis. Die Zeitungen 
waren bis in den Sportteil Propaganda­
instrument der Faschisten. Erst zu Be­
ginn des Krieges wurde Vorzensur 
schrittweise wieder eingeführt: für Aus­
landsberichte, militärische Fragen usw .• 

Martin Walser: 

Nach Vorstehendem hat also der Censor bei der Frage, ob er Aeußerungen über den Staat, 
seine Einrichtungen, seine Gesetzgebung, seine Verwaltung oder deren Organe zum Druck ver­
staUen dürfe nicht blos auf den Inhalt, sondern auch auf Ton und Tendenz der Schriften zu 
achten. 

ln allen vorgedachten Beziehungen gilt es gleich, ob die feindselige Tendenz direkt kund ge­
geben, oder hinter der Anführung von angeblichen Thatsachen oder von Gerüchten versteckt 
wird. Auch macht es keinen Unterschied, ob Aeußerungen, die nach allem Vorstehenden über­
haupt unzulässig sind, bereits anderwärts gedruckt waren. 

(Preußische Zensurinstruktion v. 31. 1. 1843) 

Wenn du nachsagst, 
was dir vorgesagt wird, 
darfst du sagen, 

nungen mundtod zu machen, als die un­
mittelbar gerichtlich-repressive Bedeu­
tung einer Strafvprschrift. 

Einige Beispiele 
aus dieser Zeit was du willst 

"Erstens gibt es Befürwortung in Form 
der direkten Aufforderung, zweitens ... 
in der Form scheinbarer Distanzierung, 
drittens Beschreibungen strafbarer 
Handlungen mit Nachahmungstendenz, 
viertens Befürwortungen in der Form 
der Billigung eines historischen Ereignis­
ses in der Absicht, es als nachahmens­
wertes Beispiel hinzustellen, fünftens 
Befürwortung von Gewalt in der Ankün­
digung oder Vorhersage von Gewaltta­
ten mit Nachahmungstendenz und sech­
stens Befürwortung von Gewalt in der 
Form des Abdrucks fremder Meinun­
gen". 

"Befürworten" ist ein weiter Begriff, 
er kann als Generalklausel eingesetzt 
werden, wie der SPD-Abgeordnete und 
Vertreter des Bundesjustizministers 
1975 in der Strafrechtskommission in 
dankenswerter Weise klarstellte. 

ln den Jahre 1976 bis 1981 standen 
mit den §§ 88a und 130a schon einmal 
ähnliche Vorschriften wie heute im 
Strafgesetzbuch. 

Im Zuge der Terroristenhetze und der 
aufkommenden Anti-AKW-Bewegung 
sollten diese und vor allem das geistige 
Umfeld bzw. die "Sympathisanten" ein­
geschüchtert und kriminalisiert werden. 
Diejenigen, die "rechtswidrige Taten" 
befürworten bzw. die Bereitschaften an­
derer fördern, "solche Taten für Bestre­
bungengegen den Bestand oder die Si­
cherheit der BRD zu begehen, konnten 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
bzw. Geldstrafen bestraft werden." 

So schwammig die Formulierungen 
waren, so sehr eigneten sie sich bei Be­
darf, flächendeckend eingesetzt zu wer­
den. Ein willkommener Vorwand, um 
Buchläden und Wohnungen, Druckerei­
en und Verlage zu durchsuchen und 
mißliebige Bücher und Zeitschriften zu 
beschlagnahmen. Wobei die allgemein 
einschüchternde Wirkung viel entschei­
dender war als konkrete Verurteilungen 
- von 111 eingeleiteten Ermittlungs­
verfahren wurde nur eines mit einer Ver­
urteilung abgeschlossen. Denn das Da­
moklesschwert jederzeit möglicher Kri­
minalisierung ist oft ein viel wirkungs­
volleres Mittel, um oppositionelle Mei-

- Mitte der 70er Jahre wird Bommi 
Baumanns Buch "Wie alles anfing" we­
gen Verstoß gegen die Zensurparagra­
phen 130 und 140 beschlagnahmt. 

- Im April 1975, nach dem gelunge­
nen Anschlag auf Bundesstaatsanwalt 
Buback, wird eine Hetz- und Krimina­
lisierungskampagne gegen den Göttin­
ger ASTA gestartet. Ein "Mescalero" 
hatte sich in der ASTA-Zeitschrift kri­
tisch mit dem Attentat auseinanderge­
setzt: 

"Um der Machtfrage willen dürfen 
Linke keine Killer sein, keine Brutalos, 
keine Vergewaltiger, aber sicher auch 
keine Heiligen, keine Unschuldsläm­
mer" - so die zentrale Aussage. 

Daneben konnte er sich aber auch die 
"klammheimliche Freude" über den 
Tod von Buback nicht verkneifen. 
Grund genug, daß der damalige Justiz­
minister Vogel, heute Fraktionsvorsit­
zender der SPD, Anzeige u. a. wegen 
§ 140 erstattete. 

- Nach den Stammheimer "Selbst­
morden" wird der presserechtlich Ver-
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antworttiche des "Arbeiterkampf' an­
geklagt, weil Zweifel an der staatlich 
verordneten Selbstmordversion den 
"Staat verunglimpfen" würden (§ 90a). 

- 1978 wird Peter Brückner, Psycho­
logieprofessor in Hannover, vom Dienst 
suspendiert. Vorgeworfen wird ihm, daß 
er zusammen mit 47 anderen bekannten 
Persönlichkeiten den .. Mescalero"-Arti­
kel (s. o .) herausgab und im Vorwort 
diesen Schritt damit begründete, "der 
Kriminalisierung, der lllegalisierung und 
dem politischen Äußerungsverbot entge­
genzutreten". 

,,Der Votwurf der Willkür und der Un­
terdrückung der Meinungsfreiheit unter 
Anspielung auf die nationalsozialistische 
Diktatur ist", so die Begründung der 
Disziplinarkammer des Verwaltungsge­
richts Hannover, "der schwerste Vor­
wurf, der gegen die Bundesrepublik ... 
erhoben werden kann. Deshalb ist er 
maßlos in dem Ausdruck seiner Mißach· 
tung." 

Zensur frei nach dem Motto : Was 
nicht sein darf, kann auch nicht sein. 

1981, als die Anti-AKW-Bewegung ab­
ebbt, die vormals gut organisierte außer­
parlamentarische Linke paralysiert und 
mit den Grünen neue Hoffnungen auf 
den Erfolg eines gewaltfreien Marsches 
durch den Staat aufkeimten, hatten 
auch die Zensurparagraphen 88a und 
130a vorläufig ausgedient. • 
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Erich Fried: 

Ein Ministerwort 

Man darf uns frei kritisieren 
solange diese Kritik 
die Tatsachen sieht wie sie sind 
und in Absicht und Inhalt zutrifft 

Darüber freilich 
was diese Tatsachen sind 
und welche Kritik 
in Absicht und Inhalt zutrifft 

müssen wir die Entscheidung 
uns selbst vorbehalten 
Dazu sind wir bestellt 
und wohim kämen wir sonst 

(aus: So kam ich unter die Deutschen, Harnburg 1977) 



Diskutieren 
verboten 

Bayern verbietet Bundeskonferenz der 
Anti-AKW-Bewegung ------

Seit über 10 Jahren trifft sich die Anti­
AKW- Bewegung in unregelmäßigen Ab· 
ständen zu bundesweiten Treffen, um 
sich kennenzulernen, sich über Ataman­
lagen, den Staat und Widerstandsformen 
zu diskutieren und um Aktionen und 
Demonstrationen vorzubereiten. 

Vom 28.11.-30.11. sollte eine Bun­
deskonferenz der Anti-AKW-Bewegung 
in Regensburg stattfinden. Hauptdiskus­
sionspunkt sollte sein, wie man nach 
Tschernobyl den Protest, die Ablehnung 
von Atomenergie und Atomanlagen ge­
zielt in eine Kampagne konzentriert, um 
mit geschlossenem, aber vielseitigem 
Widerstand die WAA in Wackersdorf zu 
verhindern und die AKW's in der B RD 
stillzulegen. 

Seitdem große Teile der Bevölkerung 
der Beschwichtigungspropaganda des 
Staates nicht mehr glauben und wissen, 
daß wir die besseren Argumente haben, 
gehen die Herrschenden daran, uns sy­
stematisch zu spalten und unsere Struk­
turen zu zerschlagen. Die Antwort auf 
Hanau war Regensburg. Oie Antwort 
auf unsere Geschlossenheit und Solida­
rität mit allen AKW-Gegnern, die die 
Herrschenden viel mehr trifft als hun­
dert Friedensdemos, war das Verbot der 
BuKo. 

Geschickt propagandistisch in den Mit­
telpunkt gerückt, obwohl vollkommen 
aus der Luft gegriffen, wurde behauptet, 
das Buko-Verbot beruhe auf der ,,Anlei­
tung zum Fällen von Strommasten und 
Texten zur Unterstützung von Terro­
risten" (CSU Generalsekretär Spranger). 
Das Schweigen einer Teils der Linken, 
denen Staatsloyalität immer noch wich­
tiger ist als Solidarität gegen Polizeiter· 
ror und Atomstaat, war ihnen so gewiß. 
Das Muster ist klar und hat auch schon 
im Sommer zum Erfolg geführt. Statt 
der Diskussion über die Gefahren von 
Atomanlagen, die Gewaltdiskussion. Die 
Herrschenden wissen da genau, wer auf 
ihrer Seite steht und sie können hier mit 
Bürgerkriegsarmee und bürgerlicher 
Presse kontrolliert manövrieren. Die Li· 

Artike/8 
(I) Alle Deutseben haben das Recht, sich ohne 

Allmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen 
;ru versammeln. 

nie ist klar und setzt sich fort bis zu den 
neuen Paragraphen §129a und §130a. 

Wir sollten uns auch nicht so sicher 
sein, daß das Verbot der Buko eine bay­
rische Eigenheit ist. Wie der Hase läuft 
hat im Bundestag der ansonsten Vor­
zeige-Liberale der FOP Burkhard Hirsch 
deutlich gemacht. "Wenn die Stadt Re­
gensburg unter diesen Umständen den 
Kongress nicht verboten hätte, dann 
hätte sie im Wege der Kommunalauf· 
sicht dazu gezwungen werden müssen .... 
Wir dulden keine Aufrufe, die Gesetze 
brechen und die Rechte anderer verlet­
zen. Wer diese Grenzen überschreitet, 
muß die sich daraus für ihn ergebenden 
Folgen tragen." 

Oder 0-Ton Schäfer (SPO): "Wer sich 
nicht eindeutig von Gewalt gegen Perso­
nen und Sachen abgrenzt, der darf sich 
nicht wundern, wenn er auf der konser­
vativen Seite die Reaktionen auslöst, die 
wir sehen ... . " 

Vielleicht hätte dies alles vorher be­
dacht werden können, aber niemand hat 
vorher an ein Verbot gedacht, geschwei­
ge denn daran, mit welcher Entschlos­
senheit dies durchgesetzt wurde. Die 

(2) Für Versammlungen unter freiem Himmel kann 
dieses Recht durch Gesetz oder auf Grund cines Geset­
zes beschränkt werden. 

Anti-AKW-Bewegung wurde kalt er· 
wischt und die Buko endete im Desa­
ster. Wir müssen dies als Niederlage be­
greifen und unsere Konsequenzen dar­
aus ziehen. Alles andere ist Schönfärbe· 
rei, mit der wir uns blenden, damit wir 
unsere Fehler nicht einzugestehen brau­
chen und so weiter wurschtein können 
wie bisher. 

Daß wir uns nicht spalten lassen an der 
Frage der Widerstandsform ist Konsenz, 
genau so, daß wir unsere Inhalte selbst 
bestimmen. Aber warum standen wir in 
Regensburg so total alleine da? Selbst 
die Oberpfälzer waren zu spontanen So­
lidaritätskundgebungen nicht bereit. 
Vielleicht hat sich die Anti-AKW-Bewe­
gung auch selbst überschätzt, zu sehr ein 
und abgegrenzt und sich zu sehr von der 
Vorstellung leiten lassen, daß weil 
Tschernobyl uns recht gegeben hat, al­
lein 15-jährige Widerstandserfahrung uns 
zur höheren Wahrheit geführt hat. Daß 
von jedem, der zur Buko kommt eine 
reflektierte Kapitalismus und System· 
kritik erwartet wird, einschließlich der 
Ablehnung des Parlamentarismus, hat 
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wohl viel mit Arroganz zu tun. Wir ste· 
hen nicht kurz vor dem Ende des letzten 
Stadiums des Kapitalismus und die 
Staatsgewalt holt nicht zu ihren letzten 
verzweifelten Schlägen aus. Wenn wir 
wirklich die Atomanlagen stillegen wol­
len, wenn wir wirklich eine bundesweite 
Kundgebung am Bauzaun in Wackers­
dorf abhalten wollen, dann müssen wir 
noch vor der Buko im Januar in Nürn­
berg ganz breit Anti-AKW Initiativen an­
sprechen und für die Buko gewinnen. 
Dazu gehören insbesondere die Standort 
Bl 's, die neuen AKW Gruppen, Gewerk­
schaftsinitiativen und Mediziner Grup­
pen. Wenn wir jedoch auf der Buko mit 
Penetranz auf unseren Erfahrungen und 
Vorstellungen beharren, werden wir die­
se Chance vertun und das Ende der 
Anti-AKW-Bewegung in Ruhe abwarten 
können. Nur in einer solidarischen Dis­
kussion wird es uns gelingen eine ge· 
meinsame Kampagne für den Frühsom· 
mer zu beschließen und durchzuführen. 

Polizei verhindert Buko 

Jetzt aber zur verbotenen Buko in Re· 
gensburg! Als bekannt war, daß das Ver· 
sammlungsverbot auch vom Verwal· 
tungsgericht bestätigt worden war und 
die AT-Halle von mehreren Hundert· 
schatten Polizei und BGS abgeriegelt 
war, versammelten sich ca. 500 Demon­
stranten am Donaumarkt zu einer spon­
tanen Demonstration. Die Demonstra­
tion wurde zunächst auch vom Einsatz· 
Ieiter genehmigt. Nach 200 m jedoch 
wurde die Demonstration wieder ge· 
stoppt (wohl auf Anweisung von oben) 
und derselbe Einsatzleiter teilte kreide­
bleich mit, er könne die Demonstration 
doch nicht zulassen, außerdem sei sie ja 
nicht spontan, weil zwei Transparente 
mitgeführt würden und dies ließe auf ei­
ne Vorbereitung schließen. Die Demon­
stration wurde umstellt und aufgelöst. 
Jeder weitere Versuch, sich irgendwo in 
der Innenstadt von Regensburg zu ver­
sammeln, wurde sofort vereitelt und 
mögliche Demonstranten durch die In­
nenstadt gejagt. 

Da klar war, daß man sich in Regens­
burg wohl kaum in Ruhe versammeln 
könne, wurde ein Gasthof in Frohnberg 
bei Schwandorf genannt, um dort das 
weitere Vorgehen zu besprechen. Kurz 
nach den ersten Buko-Teilnehmern tra­
fen auch Polizei und BGS ein, um­
stellten den Gasthof und ließen nieman· 
den rein noch raus. Den ca. 50 im Gast­
haus festgesetzten AKW-Gegnern prä­
sentierte der Amberger Polizeieinsatzlei­
ter Huber eine Verfügung des bayrischen 
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Innenministeriums, wonach die Polizei 
beauftragt sei, die Bundeskonferenz 
überall in Bayern zu verhindern und jede 
Versammlung, die als Folgeveranstal­
tung der verbotenen Buko angesehen 
werden könne, aufzulösen. Mit der 
schon in voller Kampfausrüstung in den 
Saal eingedrungenen Polizei einigte man 
sich darauf, ohne Personalienfeststellung 
abzuziehen. 

An dieser Stelle ist es unmöglich, die 
Vielzahl von kleineren und größeren 
Treffen und deren Ergebnisse zu berich· 
ten, die sich den ganzen Samstag über in 
der Oberpfalz zusammengefunden ha­
ben, um über das Verbot der Buko, so· 
wie das weitere Vorgehen zu diskutie· 
ren. 

ln Regenstauf z.B. trafen sich in den 
Räumen der Bundesfachschaftstagung 
Biologie, d ie aus Solidarität mit den Bu­
ko-Teilnehmern, Prof. Jens Scheer zu ei· 
nem Referat eingeladen hatte, ca 200 
Buko-Teilnehmer. Nach etwa 3 Std. 
wurden der Bundesfachschaftstagung 
die Räume fristlos gekündigt und alle 
Teilnehmer aufgefordert, binnen 30 
min., das Haus zu verlassen. Als Begrün· 
dung wurde von Vertretern der Stadt 
Regensburg angegeben, die Tagung be· 
fände sich in einem Jugendhaus, es wür­
den aber auch Erwachsene teilnehmen. 
Am Abend sollte dann das Buko-Fest 
stattfinden, das als Musikveranstaltung 
mit der Auflage genehmigt wurde, daß 
keine Redebeiträge abgehalten würden. 
Um dies zu überwachen und gegebenen­
falls einzuschreiten, war die ganze AT­
Halle von Polizei und BGS umst ellt und 
der Vorplatz mit Flutlicht taghell ausge­
leuchtet, ln der Halle selbst befanden 
sich jede Menge Polizisten in Uniform 

und in Zivil, mit der festen Absicht so­
fort einzuschreiten und den Saal zu 
räumen, wenn doch eine Rede gehalten 
würde. 

Dennoch gelang es einigen AKW-Geg­
nern eine Erklärung zu verlesen und an­
schließend entschieden sich die meisten 
Leute d ie Halle zu verlassen, einmal um 
einer drohenden Räumung zuvorzu­
kommen, zum anderen, weil der Saal 
und die Umstände sicherlich keinen An­
laß gaben, dort ein Fest zu feiern. Der 
anschließende spontane Protestzug en­
dete schon nach 100 m, wurde zunächst 
für ca. 1 Stunde eingekesselt, dann 
stadtauswärts abgedrängt und aufgelöst. 
Anschließend begann dasselbe Katz und 
Mausspiel wie am Vortag. Zusätzlich 
wurde die ganze Innenstadt von der Po­
lizei abgeriegelt und niemand mehr hin­
eingelassen. 

Am Arnulfplatz wurden ca. 20 Per· 
sonen festgenommen. Einige wegen zu 
häufigen oder zu langsamen Überque­
rans des Zebrastreifens, die meisten, 
weil sie vom Bürgersteig aus zuschauten 
und Parolen gegen die Polizei riefen, 
obwohf die Polizei die Zuschauer zum 
Verschwinden aufgefordert hatte. Unter 
den Festgenommenen befand sich ein 
17jähriger, weil die Polizei sich durch 
Seifenblasen bedroht sah. Nach Äugen­
zeugenberichten wurde diesem Jugend­
lichen auf der Polizeiwache der Kopf an 
die Wand geschlagen, eine ärztliche Un­
tersuchung ergab eine schwere Schädel· 
prellung. Bekannte, die diese Mißhand­
lung beobachtet hatten und Anzeige er­
statten wollten, wurden unter Andro­
hung eines Hundeeinsatzes aus dem Re­
vier geschmissen. 



Nächste Buko wieder 1n Bav.ern 

Am Sonntag konnte mit allen, die 
noch nicht frustriert abgereist waren 
oder keinen Bock mehr hatten, ein 
Rumpfplenum abgehalten werden, ohne 
daß die Polizei eingriff. Einziger Diskus· 
sionspunkt war die notwendige Reak· 
tion auf das Buko-Verbot. Kontrovers 
war erstens, ob die Buko möglichst 
schnell d.h. Mitte Januar und vor der 
Bundestagswahl wiederholt werden 
sollte oder ob man lieber sich länger 
Zeit läßt, um eine breitere Mobilisierung 
und bessere inhaltliche Vorbereitung zu 
gewährleisten. Zweitens, ob man als Re­
aktion auf das Polizeistaatgebären Bay· 
erns, jetzt nochmal versucht in Bayern 
eine Buko durchzuführen, oder ob man 
lieber in ein anderes Bundesland aus· 
weicht, da es zur Zeit wichtiger ist, daß 
die Buko in Ruhe diskutieren kann, als 
daß man sie zum politischen Kristall· 
sationspunkt macht. Oie mehrheitliche 
Beschlußlage kann man so zusammen­
fassen: Die nächste Buko soll am Wo­
chenende 16.-18. Januar in Bayern 
stattfinden. Es ist notwendig, die Buko 
so schnell wie möglich zu wiederholen, 
weil die momentane Empörung und der 
aktuelle Eindruck des Versammlungsver· 
bots die Möglichkeit bieten, breit für die 
nächste Buko zu mobilisieren. Wir kön­
nen unsere politische Defensivposition 
nur dann umkehren, wenn wir auf das 
Geschehen reagieren, bevor die Empö. 

rung verpufft ist. Oie Bundestagswahl ist 
für uns kein Termin, der unser politi· 
sches Handeln bestimmt, aber er bietet 
die Möglichkeit, die Herrschenden in 
Widersprüche zu verwickeln. Oie Buko 
soll wieder in Bayern stattfinden, weil 
Bayern eine Vorreiterrrolle in der poli· 
tischen Repression spielt und es wichtig 
iSt, auch aus Solidarität mit den bay­
rischen AKW und WAA·Gegnern, in 
Bayern auf allen Ebenen Widerstand zu 
leisten. Außerdem besteht die reale Ge­
fahr, daß, wenn wir das Buko-Verbot 
hinnehmen und in eiA anderes Bundes­
land ausweichen, die bayrische Staatsre­
gierung ihren Angriff gegen die Struktu­
ren der Anti-WAA·Bewegung fortsetzt 
und als nächstes die Landeskonferenz 
und exponierte B l's (Biwag, Infobüro 
Altenschwand, ... ) verbietet. 

Es wird nur dann möglich sein, die 
Buko in Bayern durchzuführen, wenn 
ein breites politisches Bündnis die Buko 
unterstützt. Es ist dabei notwendig, mit 
der Problematik der Außerkraftsatzung 
des Grundrechts auf Versammlungsfrei­
heit alle Linken, demokratischen, libera· 
Jen, usw. Gruppen für die Unterstützung 
der Buko zu gewinnen. Nur so kann ein 
politischer Druck erzeugt werden, mit 
dem die Buko auch stattfinden kann. 
Für den Fall eines totalen Verbots der 
Buko sollen in allen Städten Solidari· 
tätsdemonstrationen vorbereitet wer· 

den. Außerdem soll für diesen Fall ein 
Tagungsort außerhalb Bayerns mit vor­
bereitet werden, um dann geschlossen 
dorthin abzuziehen. 

Für die inhaltliche Auseinandersetzung 
auf der Buko ist es wichtig, über die tra­
ditionellen Bukoteilnehmer hinaus, die 
neuen AKW-Gruppen, Elterninitiativen, 
Gewerkschaftler und Mediziner in die 
Buko einzubeziehen. 

ln Frankfurt beim letzten Vorberei· 
tungstreffen wurde das Konzept so be­
stätigt, mit der Einschränkung, daß die 
Buko in keinem Fall in ein anderes 
Bundesland ausweicht, sondern im Falle 
eines Totalverbots soll in Nürnberg eine 
bayernweite Demonstration stattfinden. 
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Anti-AKW-BewegY.Qg; 

Demnächst eine Terroristische Vereinig.Y..Og 

Die Begründung des Buko·Verbots hat 
die Argumentation der neuen "Anti· 
Terror-Gesetze" vorweggenommen, da· 
her wird die neue Buko die erste große 
Veranstaltung unter den Bedingungen 
verschärfter juristischer Repression sein. 
Auch hierfür ist eine breite politische 
Unterstützung notwendig. Die Verbots­
begründung macht klar, mit welcher Ar· 
gumentation wir uns auch in Zukunft 
auseinandersetzen müssen, mit dem Zu· 
satz, daß die Herrschenden es noch viel 
einfacher haben werden, weil mit den 
neuen Gesetzen jeder, der sich nicht aus-
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drücklieh von Gewalt distanziert, per 
Gesetz zum Unterstützer einer terroristi· 
sehen Vereinigung gemacht werden 
kann, mit allen möglichen Konsequen· 
zen. 

"Die Stadt Regensburg geht nicht da· 
von aus, daß alle Versammlungsteilneh­
mer oder auch nur eine Mehrheit der 
Teilnehmer die zu beanstandenden An­
sichten bei der Bundeskonferenz äußern 
werden. Für die Bejahung der Verbots­
voraussetzungen genügt es, daß zumin­
dest die Duldung entsprechender Auße­
rungen durch einzelne Versammlungs­
teilnehmer mit an Sicherheit gren.zender 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. Dies 
tiifft zu, weil solche Außerungen im 

"Reader" mehrfach enthalten sind, weil 
die Vertreter von Auffassungen, die die 
Gewaltanwendung bejahen, erfahrungs­
gemäß in besonderem Maße bestrebt 
sind, ihre Meinungen zur Geltung zu 
bringen, und weil die BIWAK die Auße· 
rungenden Teilnehmern als Diskussions­
grundlage zur Verfügung stellt und zu 
erkennen gibt, daß sie sich nicht von 
solchen Außerungen distanziert" (. .. ) 

"Die Stadt hält es für durchaus mög­
lich, daß Außerungen strafbaren Inhalts 
durch einzelne Veranstaltungsteilneh­
mer zu widersprechenden Erwiderungen 
anderer Versammlungsteilnehmer führen 
würden. Dies genügt aber gerade nicht, 
um die Gefahr einer Duldung solcher 
Außerungen auszuräumen. Vielmehr 



geht es darum, daß solche Äußerungen 
gar nicht erst abgegeben werden dür­
fen." 
(Aus der Verbotsbegründung der Stadt 
Regensburg) 

"Dem Veranstalter waren in der Erör­
terung die Versammlungsräume der ver­
schiedenen Arbeitsgruppen nicht be­
kannt. Der Antragsgegner in war es des­
halb auch nicht möglich, durch ge­
ringere Eingriffe, wie etwa durch Ent­
sendung von Polizeikräften in die Ver­
sammlungsräume, mit dafür zu sorgen, 
daß gegebenenfalls Aufrufe zur Gewalt 
verhindert werden können." 
(Aus dem Urteil des Verwaltungsge­
richts in Regensburg) 

(Die kriminellen Zitate entnehmt bitte 
dem Extra Kasten) 

Die Verbotsbegründung ist ein gezielter 
Schlag gegen die Anti·AKW·Bewegung. 
Im Zusammenhang mit den neuen Ge­
setzen soll die Anti-AKW·Bewegung zur 
Entsolidarisierung und Spaltung ge­
zwungen werden, um so den Zugriff des 
Staates auf den radikaleren und mili­
tanten Teil der Bewegung zu ermögli· 
chen. Das Urteil soll eine Bresche schla­
gen für den Repressionsapparat des 
Staates, um nach Belieben Zusammen­
künfte von 81's, Konferenzen und Ver· 
anstaltungen sowie deren Inhalte zu 
kontrollieren, notfalls zu verbieten 
und zu kriminalisieren. 

Zu Kritisieren ist hier auch das juristi· 
sehe Vorgehen der Biwag und Jens 
Scheers. Anstatt das Grundrecht auf 
Versammlungsfreiheit einzuklagen und 
mit einer politischen Strategie Druck 
auf die Justiz auszuüben, wurde klein· 
karrriert darum gefeilscht, wer Ver· 
sammlungsleiter sei und daß man not­
falls bereit sei, einzelnen Rednern das 
Mikrophon zu entreißen oder sogar die 
Polizei einzuschalten. Auch wenn derar· 
tige Äußerungen im Gericht nur taktisch 
zu verstehen sind, ist doch klar, daß wir 
bei diesen juristischen Winkelzügen im· 
mer den kürzeren ziehen. Bei juristi· 
sehen Auseinandersetzungen haben wir 
nur dann Erfolg gehabt, wenn es uns ge­
lungen ist ein politisches Klima zu schaf· 
fen, in dem eine breite Offentliehkelt 
die politische Qualität von Urteilen be· 
griffen hat. Dies ist keine Erfolgsgaran· 
tie, aber es ist auch für die Buko in 
Nürnberg die einzige Möglichkeit die ju· 
ristische Auseinandersetzung zu führen. 

Die nächste Buko wird am Wochenende 
16.- 18. 1. 87 in Nürnberg stattfinden. 

Wenn wir das so meinen, wie wir das 
beschlossen haben, ist es notwendig, daß 
in allen Städten noch eine Menge an Mo­
bilisierung sowie Bündnis und Öffent· 
Iiehkeltsarbeit geleistet wird. Der politi­
sche und juristische Skandal des Verbots 
der Buko in Regensburg muß breit be­
kannt werden. 

Es ist notwendig, daß in allen Städten 
viele Gruppen und Einzelpersonen den 
Aufruf: "Ermöglicht die ungehinderte 
Durchführung der Bundeskonferenz der 
Anti·AKW-Bewegung" unterzeichnen. 
Es ist notwendig, daß alle Buko-Teil· 
nehmer auf jeden Fall zur Buko nach 
Nürnberg anreisen und niemand zu Hau­
se bleibt, weil die Buko möglicherweise 
verboten ist. 

Es ist notwendig, daß ihr überall Soli· 
daritätsaktionen ankündigt und durch· 
führt, wenn die Buko verboten wird. 

ln Nürnberg wird auf jedenfall am 
Samstagmorgen eine Kundgebung statt· 
finden, zu der Bayernweit mobilisiert 
werden soll. Für den Fall des Buko-Ver· 
bots findet eine Protestdemonstration 
statt. Der politische Preis eines erneuten 
Buko-Verbots muß der bayrischen 
Staatsregierung bekannt sein. Die Buko 
muß in den Köpfen möglichst vieler 
Leute sein und die Durchführung als 
Kristalisationspunkt in der Auseinander· 
setzung um die Einschränkung von 
Grundrechten sowie die Stillegung von 
Atomanlagen begriffen werden, damit 
ein mögliches Verbot nicht wieder so 
klammheimlich durchgesetzt werden 
kann. a 

Erklärung zum Verbot 

der 

Bundeskonferenz 

der 

Anti-AKW-Bewggung 

Die Bundeskonferenz der Anti·AKW· 
Gruppen (BUKO) wurde am letzten No­
vember-Wochenende in Regensburg ver· 
boten und ihre Durchführung mit mas· 
sivem Polizeieinsatz verhindert. 

Acht Monate nach Tschernobyl sollen 
Treffen u. Diskussionen der Anti·AKW· 
Bewegung nicht mehr stattfinden dür· 
fen. Der Widerstand gegen Atomkraft· 
werke und die Wiederaufbereitungsan­
lage in Wackersdorf soll so lahmgelegt 
werden. 

Dies ist ein bayrisches Vorspiel für das, 
was ab dem 1. Januar 87 überall in der 
Bundesrepublik möglich sein soll: Mit 
Hilfe der sogenannten "Anti-Terror-Ge­
setze" Versammlungen und Konferen· 
zen zu verbieten und Oppositionsbewe­
gungen als "Terroristische Vereini· 
gungen" zu kriminalisieren. Schon mor· 
gen können mit ähnlich fadenscheinigen 
Begründungen Beteiligte an Aktionen 
Zivilen Ungehorsams, gewaltfreien Bio· 
ckaden oder anderen Protestaktionen 
Opfer staatlicher Willkür werden. 

Der Koordinierungsausschuß der Frie­
densbewegung protestiert entschieden 
gegen solche Versuche, Oppositionsbe­
wegungen mit polizeistaatliehen Mitteln 
zu bekämpfen. 

Wir rufen die demokratische öffent· 
Iiehkelt auf, solchen Repressionsmaß· 
nahmen entschieden entgegenzutreten. 
Die für den 17./18. Januar 87 in Nürn· 
berg geplante BUKO muß auch im 
"Frei"·Staat ungestört stattfinden kön· 
nen. 

Koordinierungsausschuß der Friedens­
bewegung 
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DOKUMENTATION 

Die Verbotsverfügung 
der Stadt Regensburg 

Das Verbot der Bundeskonferenz wird von der Stadt Regens­
burg begründet mit Aussagen aus dem Konferenzreader. Dieser 
enthielt: 

,Aussagen, die im Falle ihrer Abgabe auf der Bundes­
konferenz von amtswegen zu verfolgende strafbare Hand­
lungen zum Gegenstand haben". 

Wobei die Stadt Regensburg nicht einmal davon ausgeht 
"daß alle Versammlungsteilnehmer oder auch nur eine 
Mehrheit der Teilnehmer die zu beanstandenden Ansich­
ten bei der Bundeskonferenz äußern werden. ·: •. "Die 
Stadt hält es durchaus für möglich, daß Äußerungen straf­
baren Inhalts durch einzelne Veranstaltungsteilnehmer 
zu widersprechenden Erwiderungen anderer Versammlungs­
teilnehmer führen würden. Dies genügt aber gerade nicht. 
Vielmehr geht es darum, daß solche Äußerungen gar nicht 
erst abgegeben werden dürfen." (Hervorhebung atom) 

Als ,,Äußerongen strafbaren Inhalts" sieht die Stadt Regens· 
burg an: 

1. Äußerungen zugunsten von Blockaden zu denen in der 
Verbotsverfügung festgestellt wird, sie würden ,,nach der 
jüngsten Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 
11.11.86 den Tatbestand der Nötigung (§ 240 STGB) er­
füllen, so daß entsprechende Aufforderongen den Tatbe­
stand des § 111 STGB ((Jffentliche Aufforderong zu Straf­
taten) verwirklichen." Aus den Diskussionspapieren des 
.,Readers" werden dazu angeführt: 

"Walter Mossmans im Sommer in der Taz gemachter und 
-auf der Frankfurter BuKo von den Autonomen nochmal ... 

eingebrachter Vorschlag, bundesweiter Grenzblockaden, 
sollte besprochen werden, ebenso aber, ob als erste Ak· 
tion an allen BRD·Grenzen nicht etwas weniger Schwier­
iges laufen sollte .. :Wenn das gut klappt, können Aktionen 
vor/in Gebäuden der Atommafia, beiderseits, und so 
folgen" (S. 51). 

Aus dem Diskussionsvorschlag zu einer Blockade des AKW 
Stade: 

"Die Idee einer großen Blockade anläßlich des Brennelemt· 
wechsels im Frühjahr geistert schon lang durch die Reihen 
der Anti-AKW-Bewegten. Der Charakter der Aktion sollte 
aber vernünftigerweise erst zwei bis drei Monate vor der 
Blockade im einzelnen ausgearbeitet werden. Die polit­
ische Diskussion über die Zielrichtung und Machart der 
Aktion sollte aber so früh wie möglich beginnen. Die Aus· 
wertung der Arbeit bis zum Jahresende muß unbedingt 
berücksichtigt werden" (S. 109) 

Aus dem Vorschlag für einen ,,Aktionstag" gegen die Atom­
firma KWU: 

"Im Frühjahr nächsten Jahres könnte es massivere Aktion­
en geben. Vorgeschlagen wurde bis jetzt eine zweitägige 
Blockade (im Sinne des Wortes!) und ein überregionaler 
Aktionstag an den vier Standorten der KWU in Mühl· 
heim, Offenbach, Erlangen und Berlin (Oberpfälzer/innen 
machen ,,Putz" in Moabit) ••• Der Vorschlag wird auf der 
nächsten Bundeskonferenz im Nov. eingebracht." 

2. Propagierung von symbolische gewaltfreien Aktionen: 
Als öffentliche Aufforderung zu Straftaten nach § 111 STGB 
wird folgende Äußerung aus einem Papier der ,.Aktions­
gruppe Steinberg" gewertet: 
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"Wir müssen unseren Protest und Widerstand also noch 
verstärken und das nicht nur verba/radikal!! An diesen 
Gedanken anknüpfend, haben einige Personen aus der 
Aktionsgroppe Kreis Steinburg, Bl·ltzehoe, gewaltfreien 
Aktion und kirchlichen Anti-AKW-Groppen aus Harnburg 
angefangen, einzelnt? Schrauben von Strommasten zu 

lösen, und sich zu ihrer Tat vor der Presse zu bekennen. 
Durch diese Veröffentlichung üben wir starken politischen 
Drock auf die Atommächtigen aus. Um diesen Druck noch 
zu erhöhen, und einer Diffamierongskampagne entgegen­
zuwirken, suchen wir Leute, die schon geschraubt haben 
bzw. noch schrauben werden, um gemeinsam in verstärk­
ter Form an die Offentlichkeit treten zu können!" 

3. Äußerungen, die ,jedenfalls in ihrem Gesamtzusammen· 
hang die Aufforderung zu rechtswidrigen (strafbaren) Hand· 
Iungen" enthalten: Dazu zählt die Aussag aus einem Papier 
zu ,.Widerstandssamstagen": 

"Es wird keine Distanzierungen geben. Vom Büchertisch 
bis zur Handsäge sei vieles möglich, hieß es." (S. 28) 

aus einem weiteren Papier zu .,Bundesweiten dezentralen 
Widerstandstagen": 

"Trotzdem gibt es mehr verdeckt, aber auch offen 
(Wackersdorf) Verständnis für einen außerparlamentarisch· 
en, radikalen Widerstand, einen Widerstand, der praktisch 
wird, der Spaß macht, und vor allem eingreift in den rei­
bungslosen Ablauf der A tombetreiber ... "(S. 15) 

aus einem Papier zur "Gewaltfrage", das sich u.a. mit Dis· 
kussionen und Solidarität bzw. Verständnis für "Steinewerfer" 
und den Widerstand in Wackersdorf auseinandersetzt: 

"ln die Diskussion um das jeweils taktisch richtige Vor· 
gehen • verbunden mit unbedingter Solidarität nach außen · 
gehören auch die mit einbezogen, die den Steinwurf als 
Element der Befreiung empfinden ... " (S. 15) 

aus einer Kleinanzeige für Aufkleber im Reader die neben· 
stehenden beiden Aufkleber: 
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3. Als "Werbung für eine kriminelle Vereinigung" (§ 129 
STGB), ,.Verunglimpfung des Staates" (§ 90a STGB), "ver­
fassungsfeindliche Verunglimpfung von Verfassungsorganen" 
(§ 90b Abs. 1 STGB) werden folgende Passagen aus einer 
,.Erklärung der Angehörigen von politischen Gefangenen 
in der BRD" (S. 46) gewertet: 

"Wir sind heute vor das Bundeskanzleramt in Bonn gegan· 
gen und verlangen von der Bundesregierung, die Forderung: 
Zusammenlegung der politischen Gefangenen in große 
Gruppen und Freilassung von Günter Sonnenberg zu er· 
füllen. Wir sind hier hingegangen, weil in der Regierung 
letztendlich die politischen Entscheidungen fallen, in denen 
das grundsätzliche Vorgehen des Staates gegenüber den 
politischen Gefangenen bestimmt wird. " ... "Wir wollen, daß 
die Regierong die Forderong der politischen Gefangenen 
jetzt endlich erfüllt. Dafür stehen wir hier und werden so­
lange herkommen, bis die Gefangenen in großen Gruppen 
zusammen sind; wie die politischen Gefangenen in Spanien, 
d.h. bis sie Bedingungen haben, unter denen sie geschützt 
sind vor dem Mord auf Raten durch die Isolation. Bedin­
gungen, unter denen sie ihre revolutionäre Haltung, ihr 
politisches Bewußtsein, ihre revolutionäre Moral und 
Menschlichkeit, also ihre politische Identität behalten 
und entwickeln können." 



Ermöglicht die ungehinderte Durchführung der 
Bundeskonferenz der Anti-AKW-Gruppen! 

8 Monate nach Tschernobyl passierte 
in Bayern, womit keiner gerechnet 
hatte: Oie Bundeskonferenz der Anti· 
AKW-Gruppen (BUKOI. die am letz· 
ten Novemberwochenende in Regens­
burg stattfinden sonte, wurde verbo­
ten. Ganze Hundertschaften von Poli· 
zeibeamten sorgten dafür, daß dieses 
Verbot auch durchgesetzt wurde. Jede 
noch so kleine Zusammenkunft der 
AKW- und WAA·Gf'gner wurde nacf, 
kurzer Zeit aufgelöst. Das lnnenmini· 
sterium hatte verfügt. daß sie sich in 
ganz Bayern nicht treffen dürfen. 
Der Kern der Verbotsbegründung lau­
tete: "Die Stadt hält es für durchaus 
möglich, daß Äußerungen strafbaren 
Inhalts durch einzelne Veranstaltungs· 
teilnehmer zu widersprechenden Erwi­
derungen anderer Versammlungsteil· 
nehmer führen würden. Dies genügt 
aber gerade nicht, um die Gefahr einer 
Duldung solcher Äußerungen auszu· 
räumen. Vielmehr geht es darum, daß 
solche Äußerungen gar nicht erst ab­
gegeben werden dürfen." 
8 Monate nach Tschernobyl soll die 
Anti·AKW-Bewegung sich nicht mE>hr 
treffen und nicht mehr diskutieren 
dürfen. Jede weitere Planung von Akti· 
vitäten gegen Atomkraftwerke und die 
WAA will der Staat verhindern. ln 
die gleiche Richtung zielt auch das 
Vorgehen gegen das bayerische Anti· 
Atom-Magazin .,Radi-Aktiv", von dem 

bishertae Unterzeichnerrinnen aus Nltrnbera: 

fast alle bisher erschienenen Ausgaben 
beschlagnahmt worden sind. Denk· 
und Diskutierverbot, Zensur und Ver· 
folgung stehen wieder einmal auf der 
Tagesordnung. 
Das Ganze hat aber noch eine andere, 
viel größere Dimension. Was auf den 
ersten Blick wie ein typisch bayeri­
scher Exzeß aussieht, ist in Wirklich· 
keit nur ein Vorspiel für bundesweite 
Entwicklungen. Ab dem 1. Januar 
1987 wird es überall in der BRD mög­
lich sein, mithilfe der soeben verab­
schiedeten sogenannten "Anti-Terror· 

Wes ist die BUKO? 

Seit über 1 0 Jahren hat es in unregel· 
mäßigen Abständen immer wieder 
Bundeskonferenzen der Bewegung ge· 
gen Atomanlagen gegeben. Die BUKO 
ist Treffpunkt aller Initiativen, Grup· 
pen und Organisationen, die gegen At 
Atomanlagen Widerstand leisten. ln Ar· 
beltsgruppan und Im Plenum wird auf 
der Grundlege verschiedenster Diskus· 
sionspapiere über die weitere Form und 
die Ziele unseres Widerstandes garedet. 
Wir suchen die gerneinsame Auseinan­
dersetzung und die konstruktive Kritik. 
Oie Ergebnisse unserer Diskussion h• 
ben das ~andeln und das Bewußtsein 
vieler Menschen beeinflußt und werden 
das auch weiter tun. Wir können darauf 
verweisen, daß unsere Bewegung das 
Verhältnis zur Umwelt und zur Natur 
und das Bewußtsein über die harr· 
sehenden Verhältnisse nachhaltig ver· 
ändert hat. (Aus einer Erklärung zum 
Verbot der BUKO in Regensburg) 

Gesetze" Versammlungen, Konferen­
zen und Zeitschriften zu verbieten und 
ganze Bewegungen zu ,.terroristischen 
Vereinigungen" zu machen. Diskussio­
nen über Perspektiven des Widerstands. 
Berichte über Demonstrationen und 
Aufrufe zu Blockaden sind dann vom 
Wohlwollen des Staates abhängig und 
nicht mehr unveräußerliches demokra­
tisches Recht. 
Um zu verhindern, daß das BUKQ.Ver· 
bot gewissermaßen als "T estlauf" für 
die neuen Gesetze unwidersprochen 
durchgeht, rufen die Unterzeichner die 
demokratische Öffentlichkeit auf, ihr 
Möglichstes zu tun, um die Durchfüh­
rung der BUKO am 17./18. Januar in 
Nürnberg zu gewährleist~Jn. Nur wenn 
ein großer politischer Druck erzeugt 
wird, besteht eine Chance, den folgen­
schweren Versuch, Versammlungsrecht 
und Meinungsfreiheit drastisch zu be­
schneiden, abzuwehren. Wenn nicht 
bereits jetzt und sofort gegen diese 
Entwicklung protestiert und der Wi­
derstand entwickelt wird. wird es spä­
ter um so schwerer werden, das verlo­
rene Terrain wieder zurückzugewin­
nen. 
Wir rufen dazu auf, mit allen zur Ver· 
fügung stehenden Kräften dafür zu sor· 
gen. daß die Bundeskonferenz der An­
ti-AKW· Initiativen ungestört stattfin­
den kann - ohne Schikanen und ohne 
Zensur. 

AK Frieden und Abrllstulll (SPD Nbl.). AK ge,en Atomanl&~en bei Triumph-Adler, Anti-NATO·Inltlatlve, Blll!lerlnltlatlve 5. März- Bll111er beo· 
bachten Polizei und Justiz, Blge,en die WAA. DFG/VK. Elterninitiative Pseudo-Krupp, Fränkisches Blldunaswerk fllr Friedensarbeit e.V .. Frauen 
geeen M!Utarlamus. Frledensl.nltlatlve Gostenhof, Gewaltfreie Aktion, Die Grllnen (Kreisverband und Stadtrat!lfraktlon), Jugendcluh Courage, 
Kommunistischer Bund (KB), Kulturladen Nord (KUNO), Mütter ge,en Atomkraft, Netzwerk Franken. öDP, ökumenische Arbelt!lllruppe Homo· 
sexuelle und Kirche e. V., Radi· Aktiv (Redaktion), Rosa Flieder (Redaktion), Schwulena:ruppe Fllederlich, Schwulenreferat an der Uni Erlanaen/ 
Nllrnbere. Selbstol!lanlsatlon der Zivildienstleistenden, StadtteDzentrum DESI, Verein zur Förderunader Städtepartner San Carlos·Nümbera e. V., 
Wl!l.wnschaftsladen. Gerd Lobodda (1. BevoUmll.chtlatl'r IG Metall Nbg.), DeutlOChe Friedensunion ( Bezirksverband Nbg.), Hans Günther Schramm 
(MdL die Grllnen, FriedenHste Friedensinitiative Nordost, Institut für psycholoa:tsche Beratung und Therapie, AK Frieden u. Abrüstung (SPO 
Uß..Nbg), 
Die Forderuna nach der Durchfllhtulll der Buko wird unterstlltzt von: 
GEW BezlrksversammlullC Mlttelfranken. Bürgerkomitee Verteldlaulll der Gtundrechte- Aufhebu111 der Berufsverbote. 
bishertae Unterzeichnerrinnen außerhalb Nltrnbergs: 
AK gegen Atomanlacen Frankfurt, Alexander Schubart, Amberger Bürgerinitiative ge,en die WAA, Aktion Eltern aeeen Umwelt&lfte Bonn. Anti· 
W AA-Frauen Wiirzbura, Arbelt!lllemeln!OChaft Jurl'lten geaen Wald· und Menschensiechtum e, V. Bonn, ArminStolle (Vorsitzender SPOtUnterbezirk 
Bremen Ost), Bamberaer Initiative gegen Atomanlacen. BIWAK (Reeensl>ul!l). BI gegen die Fluahafenerweltetung Frankfurt (Rheln/Main), Bonner 
Frledensplenum, Brlaitte Heinrieb (Europaabgeordnete der Grllnen), Bundesverband BUrgerinitiativen Umweltschutz (BBU). BundeskonferPnz 
unabbälll!lal'r Frleden!lllruppen (Trli&erkreh), DFG/VK Bundesausschuß, Die Grllnen (Bundesvorstand und Vorstand der Bundestagsfraktlon), GAL 
Bambera (KV Stadtratsfraktlon), GAL Forehhelm, GRUNE/GAL Hambu111, Initiative Umweltschutz Hanau, Jens Scht'er, Koordination Ziviler 
Ungehorsam. Landeskonferenz der bayerisehen Anti-W AA·Büraerlnltlatlven. Robert Junak, Klaus Traube, Dietrich Kittner (Kabarettist), Gregor 
Witt (DFG/VK), Dr. Andreas Buro, Franz Josef Deeenhard, DFGNK LV-Bayern. Deutsche Junademokraten LV Berlln. Greenpeace Bambt'r&, 
Fellcitas Antelmann (Frauen f. d. Frieden), Dietrieb Antelmann (ohne Rüstung Leben, Berlln), Klaus Vack (Sekretär des Komitees für Grundrechte 
und Demokratie), Dr. Armin Rieser (Pfisldent des Bundes Frelrellalöser Gemeinden Deutschlands), Heike Blnne (Ge!OChlifhfiihrerln der Christen für 
Abrllstuna). Cbrlstin Hönemann (Faeharuppe Frieden/GAL HH), Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), Heinrich N'lesporek, Kurt 
FaDer, U1111eborsam, Ralner Trampert, Jutta Ditfurt, Chrlstlne Merke! (alle Bundesvorstand Die Grllnen), Bonner Frledensplenum, Rainer von 
Heucbelun~. Kari-Helnz Koppe, Tbomu Scbmldt, Martin Si!lle, Klaus Seherenbera (BBU·Vorstand), Jan Brabmsp (Juso-UB Bonn), Anti·Atom 
Plenum München, Jan Bresinsky (BN·Juaend), Wacker!dorf Akttonsplenum Mllnchen, Die Grllnen Mllnehen, Stadtratsfraktion Grllne/AL, Freiraum, 
StadtteU!nitiatlven SendUili/Neuperlaeb/MUbertsbofen/Ramer!ldorf/Haldhausen, Fotogruppe Zaunkönige, Anti·Strauß.Komltee, Anarchllrtisehe 
Arbeiter Union (AAU), Robln Wood Milrlcben. Landtagsfraktion Die Grllnen Bayern. Koordlnatlonsbllrp Tschernobyl Mllnehm, Die Grünen OV 
Grevenbrolch, Undine von Blottnltz (Europaabgeordnete der Grllnen), 
bisherige Unterzeichner aus Köln und Umaebung: 
Anti-AKW-Pienum, Ehrenfelder StadtteU!nltlatlve aeeen Atomanlacen, Nippeser BUrger aegen Atomanlacen, Elterninitiative ln der Slldstadt, 
Nlppeser Grllppcben aeaen Atomanlacen, Porzer Initiative aegen Atomkr.aft, Initiative .,StörfaU" /Bei&L•ches VIertel, Anti·AKW Initiative Agnesvler· 
tel. Gruselaruppe, Gewaltfreie Aktion Köln. AK Chemische Industrie, RWE-Koordlnatlon. Frauen ge,en Ge- und Reproduktlonsteehnologle, 
Forum gegt'n Auslinderfeindlicbkelt, Kolumblenaruppe Köln. Nlcaracua Koordl1111tlon Köln. Verein zur Förderune der Städtepartnerschaft Köln­
Corlnto, Kötner Sildafrika Komitee, Arbeitskreis neue Medlen/Kabylon. Komitee .. Kappt die Schleppnetze", gegen Slcberhelt!lllesetze und Volks­
zllhluna. Kötner Volksblatt-Verlaa, BltroAlltac, Geschichtswerkstatt Köln, Stadt-Revue, Der andere Buchladl'n. Buchladen Neus!!ler Str .• Buch· 
bandlulll Neuer Kurs, Frauenpresa, Rheinisches Journalistenbllro, Factum/Kölner JournallstenbUro, latf•Pres!!lea&entur, 
Selbstoraanlsatlon der Zivildienstleistenden, Netzwerk/Köln, Fachachalt Bloloale/Köln. Asta Uni Köln. Alternativl' Liste/ Uni Köln, ökoproJekt 
Asta/Uni. Verein für Sport und Körperkultur, Kölner Straßenmusiker/Klaus der Gelaer, Rosarote Knasthilfe /Köln, Bunte Hilfe, Neues Linkes 
Plenum, Partelinitiative die Andere ParteL Anarchistisches Plenum/Köln. Kommunistischer Bund/Köln, SSK-Sozlalistlsche Selbsthilfe Köln 
Verelntate Sozialistische Partei. Buchbandluna Blbabun/D'dorf, Cafe Grenzenlos/D'dorf, KV Die Grilrlen/D'dorf, Ua·lnfo/Bonn, Autonome 
liOziallstlscbe Jugendaruppe/Dilren. Frauen helfen Frauen/Köln, Bioladen "Was die Bäume saaen"/Köln, Asta Uni/D'dorf, Ju110s D'dorf, Kölnt'r 
Volksblatt, Marlanne HUrten, IG-Chemle, BetrlebsraUmltalled Bayer Leverkusen. Grllne Dlrektkandidatln Iu Köln, Klaus Roth, Betriebsrat Bayu 
Leverkusen, Han•Pt'ter Peten-MIIhr, Vertrauensmann IG Chemie, Volker Phillpp, Mitglied des Hauptpersonalrates beim BMJFFG. Mitglied des 
PerliOnalrates und ö'l'V Vertrauensmann im Bundesamt für den Zivildienst, Harry Lauber, Mitalled der VlrLeltun& öTV in der Rhelnl!OChen Landes· 
klinlk Lalllenfeld, WoU1ana Zlmmerman. Personalratsvorätzender der Rheinischen Landesklinik Lanaenfeld, öTV Rheln-Wupper Kreisvorstando­
mitglied, Margot Steuber, öTV • Vertrauensleutesprecherin, Rheinische Landesklinik LaflCenfeld, Ursula Krämer, öTV • Kreistrauenausschuß 
Krelsdelealerte, Anne Spre1111er, öTV • Krel!deleeierte, Ute Abraham, Vorsitzende des öTV • Krelsfrauenausschußes Rbeln•Wupper GEW·Betrlebs­
a:ruppe an der intearierten Gesamtschule Paffrath. 

Spendenkonto: 
Christoph Seils, Stadtsparkasse Nümberg, BLZ 760 SOl Ol, Konto l 145 830, Sonderkonto "BUKO" 35 



JETZT ERST RECHTI AUFRUF ZU EINER NEUEN BUKO IN BAYERN 

Seit über zehn Jahren hat es in unregelmäßigen Abständen immer wieder Bundeskonferenzen (BuKo) der Bewegung gegen Atomen· 
lagen gegeben. Die BuKo Ist Treffpunkt aller Initiativen, Gruppen und Organisationen, die gegen Atomanlagen Widerstand leisten. 
ln Arbeitsgruppen und Im Plenum wird auf der Grundlage verschiedenster Diskussionspapiere über die weitere Form und die Ziele 
unseres Widerstands geredet. Wir suchen die gemeinsame Auseinandersetzung und die konstruktive Kritik. Die Ergebnisse unserer 
Diskussion haben das Handeln und das Bewußtsein vieler Menschen beeinflußt und werden das auch weiter tun. Wir können darauf 
verweisen, daß unsere Bewegung das Verhältnis zur Umwelt und zur Natur und das Bewußtsein über die herrschenden Verhältnisse 
nachhaltig verändert hat. 

Um spezielf über unseren weiteren Widerstand nach der Katastrophe von Tschernobyl und die weiteren Aktionen in der Oberpfalz 
gegen die WAA zu reden, haben wir die BuKo nach Regensburg gelegt. ln einem Überraschungscoup verboten staatliche Instanzen 
noch nicht einmal 24 Stunden vor Beginn die lang geplante BuKo. Als Grundlage für dieses Verbot diente der Stadt und dem Ge· 
richt ein willkürliches Sammelsurium von Zitaten aus Beiträgen der unterschiedlichsten Anti-Atom-Gruppen zur Form und dem Ziel 
des weiteren Widerstands gegen den Bau und Betrieb von Atomanlagen. Diese Beiträge wurden allen Interessierten in einem vorab 
erstellten Reader zur Verfügung gestellt, um eine intensive Diskussion auf der Konferenz zu gewährleisten. 

Am Freitag wurde der Versuch einer gegen diese Verbotsverfügung spontan organisierten Protestdemonstration mit polizeilicher 
Obermacht unterbunden und eine kurzfristig anberaumte Versammlung in Schwandorf nach einer Ausdehnung des Veranstaltungs· 
verbots auf ganz Bayern und anschließender Umzingelung des Gebäudes durch BGS.Einheiten aufgelöst. Trotz der vorhandenen 
polizeilichen Obermacht gelang es dennoch Teilen von uns, zusammenzukommen. 

Oie Geschichte sämtlicher Widerstandsbewegungen in "unserer Republik" (und auch in der Zeit davor) ist geprägt von den massiv­
sten Repressalien, die nicht nur auf bestimmte Aktionsformen, sondern wie jetzt bei der BuKo, berei~s auf die Dl*ussion üb• 
Aktionen abzielen. Die Unterdrückung hat System. Noch vor Weihnachten wurden die neuen erweiterten Terrorismus-Gesetze 
verabschiedet. Diese Gesetze zielen auf oppositionelle und außerparlamentarische Bewegungen ab. So wird der § 129a (Bildung 
und Unterstützung von terroristischen Gruppen) nicht nur Sabotage (Masten-Kippen ... ), sondern auch Blockaden (als Eingriff in 
den Straßen· und Schienenverkehr) zu "terrroristischen Aktionen" stempeln. Aber nicht nur das: Durch weitere Paragraphen, wie 
z.B. 130a (Billigung von Straftaten) soll jede Form von Diskussion über unseren Widerstand kriminalisert werden. Di_.e Gesetzes­
änderungen bedeuten: Uneingeschränkte Durchsuchungs·. Überwachungs· und Festnahmebefugnisse für die staatlichen Organe, 
sowie verschärfte Haftbedingungen u.v.m. Außerdem sollen weitere Paragraphen zur Bekämpfung der Bewegungen eingesetzt, 
Datenschutzbestimmungen eingeschränkt werden. Mit d•esen Gesetzen gilt es dann" eine politische Massenbewegung in die 
Illegalität zu treiben und dort zu zerschlagen. ln diesem Sinn stellen sich die Regensburger Ereignisse im Nov. 86 als Vorgriff auf 
zukünftige Vorgehansweisen gegen oppositionelle Gruppe" dar. 

Wenn wir uns nicht mehr gememsam treffen und miteinander diskutieren können, riskieren wir, aktions-und handlungsunfähig zu 
werden. Um genau dies zu verhindern werden wir alles daran setzen, um eine neue BuKo in Bayern zu organisieren und 
durchzusetzen. 

Das Ziel der neuen BuKo ist, zu verhindern, daß diese alles kriminalisierende Linie zum bundesdeutschen Alltag wird. Wir werden 
verseucht, verstrahlt, zubetoniert und ausgebeutet, aber den Widerstand dagegen zu diskutieren und zu organisieren werden wir uns 
von niemandem verbieten lassen 

Wie soll die neue BuKo aussehen? 

Oie Inhalte, deretwegen diese BuKo verboten wurde, lassen wir uns nicht nehmen. Grundlage bleibt der jetzige Reader, speziell die 
Diskussion um die Effektivierung des Widerstands und die Durchsatzung der sofortigen Stillegung aller Atomanlagen. Wir streben 
eine Erweiterung und Vertiefung der Diskussion und damit der Bewegung an. Wir werden versuchen, Initiativen aus dem Spektrum 
der sog. 3. (ausgebeuteten) Welt· und Friedensbewegung und der neuen Anti·AKW·Bewegung, entstanden nach Tschernobyl, für 
eine inhaltliche Debatte auf der BuKo zu gewinnen. Gleichzeitig müssen die vorhandenen BI-Strukturen in der Oberpfalz mobilisiert 
werden. Auch die radikalen Teile der Bewegung sind gefordert, sich für die Organisierung unserer Diskussion massiv einzusauen. 
Wir werden die Versuche unsere Auseinanderseuung in die Illegalität zu verdrängen, nicht hinnehmen. Wir fordern alle, die das 
Recht auf Versammlungs· und Redefreiheit für die Anti·AKW·Bewegung und andere gesellschaftliche Bewegungen unterstützen, 
dazu auf, im Falle eines erneuten Verbots massiv und dezentral gegen die Politik der bayerischen Staatsregierung zu protestieren 
und zu demonstrieren. 

- Sofortige Stlllegung all8r Atomanlagen und 
andarar labensfalndllcher Industrieanlagen I 

- Schluß mit der Kriminalisierung von Atom­
kr.tlgegnerinnan und • ...,.ml 

- Ersatziota Streichung •r Pa,..raphan 
129a und 130al 
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geplanter Ablauf der Bundeskon­
ferenz der Anti-AKW-Bewegung 
vom 16. 1.-18. 1. 87 in Nürnberg 

Freitag 16. 1. 87 
19.00 Uhr Veranstaltung zum Thema 

Repression und Kriminali· 
sierung 

Samstag 17. 1. 87 
10.00 Uhr bayernweite Demonstration 

und Kundgebung vor der 
Lorenzkirche 

12.00 Uhr Komm Königstr. Beginn der 
Bundeskonferenz mit Ein­
teilung der Arbeitsgruppen 

Tagung der Arbeitsgruppen 

Abends Bul(o-Fest 

Sonntag 18. 1. 87 
10.00 Uhr Buko-Pienum 

- Bericht aus den Arbeit• 
gruppen 

-Diskussion 



DJU(Nbg} fordert: I A n h a n g 
Einstellung des Verfahrens l 

Im folgenden die Stellungnahmen der 
Nürnberger Ortsverbände der Deutschen 
Journalistenunion (dju) und des Verban· 
des der SchriftsteHer in ihrem Informa­
tionsblatt vom Juli 1986: 

Im Schreiben der dju heißt es u. a. 
.,mit Befremden erfuhr der Ortsvorstand der 
dju von der Beschlagnahme der Zeitschrift 
.,Radi Aktiv". 

Nach den uns vorliegenden Informationen 
müssen wir befürchten, daß hier mit der Begrün­
dung, Straftaten verhindern zu wollen, eine 
kleine, kritische Zeitschrift finanziell trocken· 
gelegt und damit mundtot gemacht werden 
könnte. Dies erstaun& umso mehr zu einem Zeit· 
punkt, da durch die Atomkatastrophe von 
Tschernobyl in der Öffentlichkeit ein wachsen· 
des Interesse an Informalionen zum Komplex 
Atomindustrie aus verschiedenster Sicht festzu· 
stellen ist. 

Die vom zuständigen Ermittlungsrichter vor­
gebrachten Begründungen der Beschlagnahme 
erscheinen uns nicht stichhaltig. So wird als Be­
leg hierfür u. a. der Aufruf auf S. 3 der Zeit· 
schrift herangezogen, geheimgehaltene Planun· 
gen im Polizei·, Justiz· und Regierungsapparat 
im Zusammenhang mit der WAA mitzuteilen. 
Wie zahllose Beispiele (z. B. die Veröffentlichung 
der ebenfalls als geheim eingestuften SDI·Papie­
re) zeigen, kann das Interesse der Presse an öf· 
fentüch nicht zugänglichen Informationen noch 
keinesfalls als kriminell bezeichnet werden. 

Auch eine unkommentierte Aufstellung von 
Namen der am Bau der WAA beteiligten Firmen 
(S. 73) kann wohl kaum als illegal bezeichnet 
werden, sondern erfüllt ein durchaus legitimes 
Informationsinteresse der Öffentüchkeit. Der in 
diesem Zusammenhang ebenfalls inkriminierte 
Aufsatz erschien bereits in der bundesweit ver· 
triebenen Tageszeitung .,taz:" - bislang ohne je· 
de Reaktion irgendeiner Staatsanwaltschaft. 

Verwundert registrierten wir auch das Vor· 
gehen der Poüzei in einem so sensiblen Bereich 
wie der Pressefreiheit. Obwohl der Beschlagnah­
mebeschluß schon am 22.04.86 ausgestellt wor· 
den war, konnte acht Tage später nicht erst die 
Wohnungsinhaberin aufgesucht werden. Statt· 
dessen wurde die Wohnungsdir aufgebrochen. 

Begründung und Vorgehen bei der Beschlag­
nahme lassen die Vermutung aufkommen, daß 
es hier weniger um die Verfolgung von Strafta· 
ten geht, als um einen unangemessenen Eingriff 
in die Freiheit der Presse, der an einem relativ 
kleinen und ökonomisch schwachen Organ wie 
dem .,Radi Aktiv" leichter durchzuführen ist, 
als bei einem potenteren Blatt. 

U. E. darf die Pressefreiheit nicht beietablier· 
ten Zeitungen halt machen. Sie ist unteilbar 
und muß auch und erst recht für engagierte Zei· 
tungsmacher gelten - ganz gleich, welche politi· 
sehe Richtung sie im Einzelfall verfolgen. Des­
halb kann es aus der Sicht der Journaüsten im 
vorliegenden Fall nur die sofortige Einstellung 
<tes Verfahrens geben." 

Durchsuchung bei ~~Rad/ Akt/v--Redakteurin 

Polizei brach 
Wohnungstüre auf 

Staatsanwaltschaft zögerte mit Aktion eine Woche - Vor­
wurf: Aufruf zu Straftaten - Zeltschriften beschlagnahmt 

AJs einen ,.handfesten Skandal" bezeichnet es Anita Asc:henbreDDer, Redak­
teurin der Zeitschrift .,Radi Aktiv", was sich ,.Staatsanwaltschaft und Polizei am 
vergangeneo Mittwoch geleistet haben": Meine WohnWlg wurde von Polizeibe­
amten aufgebrochen und durchsucht. Die Durchsuchung fand zur gleichen Zeit 
noch in zwei anderen Wohnungen - ebenfalls verantwortlicher Redakteure des 
Magazins- statt. Insgesamt wurden bei der Aktion 1200 Exemplare der Ausgabe 
7 (April/Mai) gescblagnahmt. 

.,Offensichtlich haben Polizei und 
Staatsanwaltschaft zu einem Zeit­
punkt. als nach einem Super-GAU in 
der Sowjetunion über Europa eine ra­
dioaktive Wolke steht. nichts Besseres 
zu tun, als sich nun auch an der ,Radi 
Aktiv' auszutoben", heißt es in einem 
Flugblatt. das seit gestern aufgrundder 
.. Aktion" in der Stadt kursiert. 

Zur Vorgeschichte: Am 22.April hatte 
der Ermittlungsrichter beim Amisge­
richt Nürnberg eine Beschlagnahme 
der Zeitschrift .. Radi Aktiv" (Ausgabe 7, 
April/Mai) angeordnet . .,weil dort zur 
Begehung von Straftaten aufgefordert" 
werde, heillt es in dem Beschluß. Auf 
Seite 3 des Magazins werde - laut Er­
mittlungsrichter - gefordert, der "Re­
daktion geheimgehaltene Planungen 
und wichtige Dokumente aus dem Be­
reich der Polizei, Justiz und Regierung 
zuzuspielen". Hierdurch würden Amts­
träger zur Verletzung des Dienstge­
heimnisses aufgefordert, folgert der 
Richter. 

Auf Seite 73 der Zeitschrift findet 
sich eine "schwarze Liste" von Firmen, 
die für die Wiederaufarbeitungsanlage 
tätig sein sollen. Zu Aktionen gegen die 
dort genannten Firmen werde auf Seite 

62 aufgerufen." Unter den entsprechen­
den Aktionen seien auch Sachbeschä­
digungen und Brandanschläge zu ver­
stehen", heißt es in dem Beschluß. 

Über den Vorgang selbst berichtet 
Anita Aschenbrenner: "Da ich am Mitt­
woch nachmittag nicht daheim war -
als insgesamt acht Beamte (darunter 
zwei Polizisten in Uniform und zwei 
Staatsanwälte) anrückten - wurde 
meine Wohnungstür einfach aufgebro­
chen. Obwohl der richterliche Durchsu­
chungsbeschluß vom 22. April stammt, 
wurde die Aktion erst eine Woche spä­
ter durchgeführt." 

Aschenbrenners Meinung nach sei 
eine Aufforderung .,zur Begehung \'On 
Straftaten" nirgendwo aus den ange­
fiihrten Stellen zu erkennen • .,OUen­
sichtlich ist die Konstruktion auc.b de-r 
Staatsanwaltschaft schwergelallen, 
denn erst eine Kombination der Seiten 
ließ sie aktiv werden", erklärt Anita 
Aschenbrenner. Die Gründe für die 
Aktion liegen ihrer Ansicht nach viel­
mebrdarin:.,Die Zeib-chrift soll krimi­
nalisiert werden, weil sie sieh zu dem 
kritischen Anti-WAA-Organ entwik· 
kelt habe, das vornehmlieh in der 
Oberpfalz seine Leserschaft hat." 
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Beschlagnahme 

Wg. Aufrufs 
zur Gewalt 
lOmberger Polizeiaktion 
gegen das Anti·Atom­
Mapzln •tlladl Aktlvcc 

Ausgerechnet an jenem Tag. da in 
Bayern die Wolken aus Tschernobyl 
die Geigerzähler am lautesten zum 
Prasseln brachten - es war der 30. 
April 1986-. kam die Nürnberger 
Polizei auf die glänzende, um nicht 
zu schreiben strahlende Idee. im 
Auftrag von Ermittlungsrichter 
Wahl rund 1200 Exemplare der 
April/Mai-Ausgabe des bayerischen 
Anti-Atom-Magazins Radi Aktiv zu 
beschlagnahmen. Und weil die ver· 
antwortliche Redakteurin an jenem 
jodgeschwängerten Nachmittage 
nicht- wie es doch angesichtsder ra­
dioaktiven Lage mehr als geboten 
gewesen wäre- in ihrem strahlenge­
schützten Räumlichkeiten ver­
brachte. drangen besorgte Schutz­
leute zum Behufe der Durchwüh­
lung in ihre Wohnung ein. nicht oh· 
ne vorher hi}ßich aber bestimmt an 
die gläserne Eingangstüre geklopft 
zu haben. 

Natürlich wundern Sie sich. lieber 
Leser. längst nicht mehr darüber. 
daß unser Recht!l.~taat. der ja be-

Vom Nürnberger Staatsanwalt indiziert: 
das Anti-Atomkraftmagazin 
•Radi-Aktiv•. 

kanntermaßen streng für das Atom 
eingestellt ist, ein Magazin indiziert, 
das anti. mithin gegen das Atom an­
schreibt. Beschlagnahme also ok. 
aber. Kernfrage. warum ausgerech­
net an jenem strahlendschiinen 
Frühlingstage?'!? Schlußfolgerung: 
Wenn der Rechtsstaat Sie vor 1200 
Exemplaren dieses Anti-Atom-Ma­
gazins schützen muß. dann zeigt dies 

nur um so deutlicher. a) wie sicher 
deutsche Kernkraftwerke. b) wie 
ungefährlich selbst russische - und 
damit kommunistisch verseuchte -
durchgeschmolzene Atomanlagen 
für uns Konsumenten sind. Oder ist 
Ihnen vielleicht bekannt, daß Stron­
tium-, cäsium-oder jodverseuchtes 
Blattgemüse bzw. Frischmilch auf 
dem freien Markt der Möglichkeiten 
beschlagnahmt worden wären? 

Ehen, und daran können Sie un­
trüglich erkennen, wie gefährlich es 
ist; wenn gleich auf Seite 3 des ein­
g~zogenen Objektes zu folgenden 
Ubeltaten aufgerufen wird. Zitat: 
,. Viele von Euch sitzen an wichtigen 
und interessanten Informations­
quellen. Die Öffentlichmachung von 
geheimgehaltenen Planungen und 
wichtigen Dokumenten in Polizei-, 
Justiz- und Regierungsapparat ( ... ) 
ist für die WAA-Gegner sehr wich­
tig.« Gehen Sie's doch ruhig zu. es 
wäre einfach unverantwortlich. 
wenn Sie. lieber Leser. beispielswei­
se gewisse Details über geheime Ka­
tastrophenschutzpläne erführen. 
Denn wenn Sie wüßten ...• was mit 
Ihnen im atomaren Ernstfall so alles 
katastrophengeplant ist - immer 
vorausgesetzt Sie gehören zu den 
unglücklichen Oberlebenden -. Sie 
künnten sich glatt eine Gänsehaut 
holen; ja mehrere von Ihrer Sorte 
kiinnten gar in Panik geraten. einen 
Aufruhr auslüsen ... - ein echter 
Supergau für die Regierenden! 

Gar an den Grundfesten unseres 
freiheitlichen marktwirtschaftli­
ehen Ahendlandes rüttelt folgender 

Satz. der die akribisch Radi Aktiv 
lesende Staatsanwaltschaft auf der 
Seite 62 belohnte: »Sämtlichen Fir­
men, die glauben. sich an der W AA 
eine goldene Nase zu verdienen, 
muß mit verschiedensten Mitteln 
deutlich gemacht werden. daß lang­
fristig ihre Verluste größer sind als 
ihr Gewinn.« Sicher ist es eine Sa­
che. Menschen vor Verstrahlung 
und Versartung zu schützen. ein 
ganz wesentlicheres Ding aher ist es. 
wertvolle Produktionsmittel. mithin 
Firmen vor jeder möglichen Schmä­
lerung ihres sauer verdienten Ge­
winns zu bewahren. Wo kämen wir 
denn hin. wenn unsere Firmen kei­
nen Profit mehr machen könnten. 
egal mit was"! 

Um das Strafmaß übervoll zu ma­
chen. sind auf der Seite 7 ~auch noch 
Adressen und Telefonnummern von 
IM Unternehmen aufgelistet. die al· 
lesamt mit der Wiederaulherei­
tungsanlage in Wackersdorf ihren 
Reihach machen. Fazit: - l.ieher 
Leser. einerseits w1ihnt Sie also der 
Staatsanwalt fiir hinreichend intelli­
gent. um sich durch geschickte Kom­
hination der Seiten 62 und 73 einen 
bestimmten Reim zu machen. durch 
den Sie sich zu Straftaten aufgerufen 
fühlen künnten. Das mag Ihnen 
durchaus schmeicheln. Andererseits 
hiilt er Sie jedoch fiir viel 7U hlilde. 
die von ihm unterstellten Zusam­
menhänge auch ohne die Lektüre 
von Radi Aktiv zu erkennen. Das 
wiederum sollte Ihnen zu denken 
geben. - Prozeßherichterstattung 
folgt. R. M. 

P1ärrer Juni 1986 

Niirnberger Staatsanwaltschaft ließ 
Anti-Atom-Zeitschrift beschlagnahmen 

Nilrnberg. Die Giftwolke 
über Tschernobyl war gera­
de entwichen und begann 
sich über deutschenLanden 
auszubreiten, da schlug die 
Nürnberger Staatsanwalt­
schaft zu und ließ am 30. 
April die bayerische Anti­
Atom-Zeitung RadiAktiv in 
der Wohnung einer Nürn­
berger Redakteurin be­
schlagnahmen. Obwohl der 
Durchsuchungsbeschluß 
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schon eine Woche alt war, 
hatte man es an diesem Tag 
dann doch so eilig, daß man 
die Wohnungsinhaberin 
nicht an ihrer Arbeitsstelle 
benachrichtigte, sondern 
gleich die Tür aufbrach. 

Inzwischenliegtnun auch 
eine Anklage gegen drei 
presserechtlich Verantwort­
liche vor: Verbreitung von 
Schriften, die zu rechtswid­
rigen Taten auffordern. 

Worum geht es? Die bis­
her in acht Ausgaben er­
schienene RadiAktiv befaßt 
sich vor allem mit dem Wi­
derstand gegen die atomare 
Wiederaufbereitungsanlage 
in Wackersdorf. In einer 
Auflage von 5000 Exempla­
ren wird sie bei Bürgerinitia­
tiven in ganz Bayern vertrie­
ben. In der beschlagnahm­
ten Nummer wird zum ei­
nen das Interesse der Redak-

Nürnberger Nachrichten 

23.10.1986 

,,Radi Aktiv'' beschlagnahm.t 
Ennittlungsrichter ordnete das Verfahren gegen die Zeitschrift der WAA-Gegner an 

Der Ermittlungsrichter beim Amtsgericht 
Nürnberg hat die Beschlagnahme der Zeitschrift 
"Radi-Aktiv" Nummer 10/1986 angeordnet. 

Zwei Polizeibeamte und ein Vertreter der 
Staatsanwaltschaft verschafften sich gestern ge­
gen 8 Uhr gewaltsam Zutritt in den Kulturladen 
Rothenburger Straße, wo sich die Redaktions­
räume befinden. Dort griffen sie sich die beiden 
IeUten noch aufliegenden Exemplare und ent­
fernten daraus zwei Seiten, die beanstandet wor­
den waren. Das aufgebrochene Schloß reparier-
ten sie wieder. . . 

Ein weiterer Besuch galt einem we1bbchen 
Mitglied der Redaktion. Der Durchsuchungsbe­
schluß lautete auf Wohn- und Geschäftsräume, 
Nebenräume und Personenwagen. Auch dort 
fand die Polizei nur zwei Exemplare. 

Entfernt wurde die Seite 46 mit einer Liste 
von Firmen, wozu der Richterbeschluß besagte: 
Dem Verfasser komme es darauf an, die Firmen 
durch Drohungen mit Boykottmaßnahmen, .,ins-

besondere aber wirksamer durch direkte Sach­
beschädigung in größerem Umfang" davon abzu­
halten, Arbeiten an der Wiederaufarbeitungsan­
lage Wackersdorf zu verrichten. 

.,Radi-Aktiv" wird von der Landeskonferenz 
der bayerischen Anti-AKW-Bürgerinitiativen 
herausgegeben. In einer Presseerklärung be­
klagte die Redaktion, daß sie durch eine Kam­
pagne kriminalisiert werden solle: .,Nicht der 
konkrete Inhalt, sondern die vermeintliche Fä­
higkeit, die Kunst des Gedankenlesens zu be­
herrschen, dienten der Beschlagnahmungsbe­
gründung." 

Eine kommentarlose Dokumentation über 
stattgefundene Anschläge im Zusammenhang 
mit der W AA, wie sie in vielen Zeitungen nachzu­
lesen sei, werde bewußt falsch als .,Erfolgsüber­
sicht" zitiert. .,Radi-Aktiv" solle durch hohe Pro­
zeßkosten finanziell ausgetrocknet werden, er­
klärte die Redaktion. 



der Anti­
Bayern ver-

Das Verbot geht A I I e an I 
Was ist passiert ? 
Dokumentation der Verbotsverfüg­
ung 
Wie weiter nach dem BuKo- Verbot? 

II. Kriminalisierung 
§ 129 a I 130 a StGB • Gesetze 
gegen radikale Bewegungen 
Diskussionen zum Unfall beim 
Strommastumknicken , 
Radi - Aktiv erneut beschlagnahmt 
Wendland: Anklage nach § 129 be­
antragt 

111. Atomfabrik Hanau 
Neuer Kristallisationspunkt 
Scherben bringen nicht immer Glück 
Demo und Kundgebungsbeiträge vom 
8.11.86 (u.a. von Robert Jungk, 
Kari-Heinz Roth, Autonomer Bei­
trag ... ) 

- RBU: Hauptsache Koalitionsfrieden 
- Alkem: Plutoniumabzweigung nicht 

zu verhindern 

· Eine. Havarie nach der 

zweimonatlich, 68 Seiten, 
Abo kostet 25 DM (5 Ausgaben} 
kann bestellt werden bei: 

Arbeitskreis gegen Atom· 
Postfach 1945, Reinhäuser 

24# .3400 Göttingen, 

llclltunfl 

wichtig - wichtig - wichtig wichtig -

Dringender Aufruf 
Für das neueste Ermittlungsverfahren, das 
gegen die Nr.B <Pfingstnummer> gerichtet ist, 
brauchen wir Eure Unterstützung: Im Artikel 
"übergriffe, Repressionen und Mißhandlungen 
der Polizei" auf S. 18 f <vergl. 8.12 in 
dieser Nummer>, haben wir verschiedenste Be­
troffenenberichte zusammengefaßt. Die Ermitt­
lungsbehörden werten diesen Artikel als Belei­
digung, üble Nachrede bzw. Verleumdung zum 
Nachteil von Polizeibeamten. 
Die Betroffenen bzw. Leute, die etwas zu den 
dort genannten Vorfällen wissen, sollen sich 
im RADI Aktiv Büro melden. 

Eine Information der Bürgerinitiativen 

OKTOBER 1986 

Konrad-Steckbrief 

Standort: 
Aufgabe: 
Kapazität: 
Art d. Einlagerung: 

2. Auflage 

Niedersachsen, Salzgitter-Slackenstadt 
Endlager für Atommüll 
600 000 qm Atommüll, erweiterbar 
nicht rückholbar 

1,- DM 

Atommüllqualitäten: alle, außer stark wärmeentwickelnde Abfälle 
- 95% des gesamten BAD-Atommülls 

jährl. Einlagerungs­
leistung 
Gesamtbetriebs· 
dauer: 

die ersten 6 Jahre: 40 999 qm, später 25 000 qm 

20 Jahre, erweiterbar 

Inbetriebnahme: 1990/91 

INHALT Seite 

Wozu Konrad . . . . . . . . . . . 2 
Schwungrad der 
Atomindustrie . . . . . . . . . . 3 
Hintergründe • . . . . . . . . . . 4 
Der Filz .............. 5 
Vom Putzlappen zum 
Plutonium . . . . . . . . . . . . . 7 
PTB-Maßanzug für Konrad . . 7 
GSF·Untersuchung . . . . . . . 8 
Mord auf Raten . . . . . . . . 10 
Solidarisch handeln . . . . . . 12 
Bürgerbeteiligung . . . . . . . 13 
Kleine 
Atommüllkunde . . . . . . . . 14 

NEU- aktualisierte Kompakt-Info 
14 Seiten; 1,- DM, ab 10 Ex. 0,60 DM 

Zu beziehen bei: 
Werner Gent, Buchenwall6, 
3325 Lengede, Tel.: 05344/6563 
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8000 I'Nm:hen 
099127 17 ~1 4 

Al fr4KI • orbletn 
En.gelh&rdstr. 4 
9000 H..,.nchon 70 

90lu.1otraße 4 
800Q t'I<U'IC:hon Z 
0891~1 44 88 

HDI''-l Felqnttf" 
T,.inHOf"•tr.8 tl. 
8070 ln.golstadt. 
0841-33 703 

l'olorl H•41!Wr 
6atqenbP,.9 :S 
84JI t•llmun: 
09473110 SI 

KRUMeACH c/o JO €dOr' 
l'h ttvhthwilbhc::he Schlollberv 7 
ln1l1oltJve O· d. WAA 9908 trulflb•c:h~Hoh01'U"an•u 

OOZ82-S8t8 

t~U..MBACH RegH>I'Ialbuf'O Obedl'<lnJ..on 
Dte Gr-untn RPQiOf'•t- Oborv Stadt 27 
bUf"o ob•,.fr•n' •" 86:50 rul.t~.ac::h 

092'21-83:581 

LANDSHUT 111. Woltl.aden 
8UrqerforWII L•ndshut freyunq 6.24 

8300 Lto\nd'lhut 
087116~ 886 

LAtiDSHUt Gftrnot. H.lub1tln 
Bvrg.,.fOf'"VIll t.•,ndshut Bun.vds\.r. Z 

8311 Al tfr.-unhofon 
081~110 ~ 

LANDSHUT Seop Fled 
BUrgwfDr'uM L.ndshul Alll Pf..-,.engof" 6 

ntTTERTEJW 
81 "'ttef"le• eh 

8}00 HoturnecJqll.ofvn 
08?1152 ~~ 

lr-.gard l'tlt•n 
t'arlatr. 8 
9590 H.td tr~ ... t t,_; 
097311611M 

11uNCHE'tf CIO H.P.Hafflt'".Or'n 
11unc::he-n.cl'" lnt U a.ti v~ 1ap11!f"•tr. 38 
qeqen At011t r•ftwer$ e 9000 München 10 

tl<.iNCHEII 
v.u. j:j, Hunch~tt~ 

'"'NCHEN 
t.•ndeav•l"bAn.d Cl'or 

KuUCHEN 
Bund N•tursc:t.ut: 
Baye,.n e.v. 

tlüNCHEN 
At< Ut1~1!:Ll Ia 
Arbet hl.ret s 

nuHC~fl 
Juo~dol"g.."tntlon 
Bund ll•tu,.schut: 

NAJLAIBAD STEEiEN 
Fn ed~tn•9~""UPPtt 
H•1 UIS.d Shb90 

NEUttARKT 
81 Ntu .... dt/ 
Du' 6runeo 

lEUSTADT lAiseM 
9.\lr'Q:ttr'tnltt•tlve 
qeg~ Atocnat~S.-gen 

N"""SE"G 
RadJ-A\ct1v 
B..-o 

0991 76 28 79 

t'-'Jrl rwo..•nn 
11"tzttr. 11 
9000 HoJtKtten 
069/48 01 374 

••thalaschM t.•ndJu-gcrnd 
.,.,Nuld~str.l.tl 

9000 11•Jnch4!n 19 
069-172S60 

H. Stetntnge-r 
ScMnfeldel'st.t·. 8 
eooo tt~o~nchwo n 
089/~ 4:; 71 

&eohind~t•lnrbOlt •• v. 
Schml dt-t'oc::hel-St!'. Z 
9000 "unchen 70 

tandnJu9Qndlot tung 
lhOI'"f!''itl'nstr, 'ZJIJII 
8060 ttuncheo ' 
0991 2e ~>."10 n 

clo Wolf gang Hut Jett' 
Bodoruilr~Or' WOijl 6 
Sb7:S S..d Stlfob.m 

HtH\~ Mot~ 

Spenqerhrstr. 11 
8:500 Nvt'nbC!',.g 
0911/2'6 00 04 

Eddu NOMf.. 
Ww1d"'wanq 41 
8434 S.nh1ng 
09179/'56/J~ 

clo Buchladt'n Hobtut 
Wvr-::burqer Stl'. 2J 
~I) ttovst•dtln1 .eh 
0916115?90 

clo Yulturl;aden SOd 
Rothonburgor Str. 106 
~ UUrnberg 
0'911/~ 89 46 

NYRNSER6 c/o t1o1u• & Bocl· 
Nu.rf'lbeno;i!r f1 t gegen Kr•t• ngt.tr. 45 
Clte WAA ~ U\l.rnbVf"g 10 

091 "l5 6'1 4b 

NuRNBEFtG 
l\lnd Natur•coot:. 
Hor"dbaye,.n 

08ERV1€CHTACH 
9f OCor'viechtath 

9a:uernfelndstr.:U 
8SOO NiJrnbcrrq 50 
09u-u sa n 

Fn tz 8111 en,.oth 
Bur I h•rdsbero 1 
8-'78 Teun: 
0967JJt2 56 

PAPPENiE IM VoU tr Sc:tlllrd 
Umwoltvl"upp~t PolJ)penh Or.Dr. Bwth.a- t tPf•vlltO:rl 

9834 P•pptnht'a• 
09143-61~ 

PASSAIJ 
V•l'"•i n ~ . FOrderung lnnstr, 8a 

d.K. B.J."· 8390 Pf.Uillu 
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PASSAU 
Du Gr'UnOI"' 
t"V Pu•uu-Sudt 

PEGNJTZGRUNO 
81 Peqn1 t:o,.uncl 

lnn•tr . 8a 
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~1/3.4 44 41 

8'561 Eschenb•c:h 71 
09154 ... 8$ 64 

~~~ 9I~·~o 
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0941/5$ ~s=5 
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REGENS~ 9"9"" d1e WM 
St.-udl!f'llt•clwr Untslr. 3J 
Al uoo•ausschutl 8400 R.-gctnmurg 

0941/94 32 24l 

ROSEmEU1 Stehn t -dler 
Anti-WAA-Pienwa •looc:Jelsu. 3 

~00 Rot-enhellt 

SCifi.rANDORF c:/o Het-..t Welh,.auch 
Or'liQI"upp• W•d ef'l- O.ser~t..-. 1 
dod 8464 w.,. er-.dod 

SCHWAUDORF' Daoter Hrstano 
91 ljleQM di 0 NM t 'tltiH'&bllti"'Q~lr . t 
Schw•ndorf I VOI"atO\nd 8460 Sch••ndOI'" f 

094~1/8':546 

SCHNAffDORF ),•r-lh•lt'l: '".l.r'ger••tw 
Orts9ruppe Rosenst.r. 19 
Schw.tndorf 8460 Schw.111dOt"f4ront:.,-.; 

0943112() ·~ 

SOfWAflDOAf' th el.,. I' 1 rpal 
Clr' t ·~l"upp• !·h t t..-nau S•nd~ 2 

8415 N1tten.au 
()Ci'4'36/ .. !)3 

SOJWAt.'DORF Bar b ",. .a :iC:hllll t ~ 
Ot'tsvruppv Rotls~v1nstr. '2 
Stoldtltdreacl 8418 Teobht: 

094?tl9n~e 

SCHWANDORF 
OrlSQr'uppe 
Schw.tr:o-nfold 

SCHNANO~ 
0r t s9ruppe Nabburq 

SQr;fAI4'.DOI\F 
Ort•oruppe NJbbut'O 

SCHWANDORf 
Ortsgruppe p.f,.et.CS 

Stt«ANOORF 
Ortsqruppv 
tteun~rq v.W. 

Kttht•l 110hr 
M~lCIIitr. 3 
B472 Scht.lv·::.~tnf•td 

0'94~120 96 

Hen~ B.....-1 
Sc::h•ndqUSP 5 
8470 N:abbur-g 
0943:16:' 50 

Agne• Oaet: 
.,_,dlb&d~ St.,. , 
8470 t.l•bbu,.g 
(1'9475.317 50 

li&n.nel er• t.an: 1 
Ht,.tonstrde 
8473 Pfro'.-d 

Alou Herraat~n 
Uf..,.hl ::.:; 
846~ tlounbuf"Q v . w. 
0967'2'/1:' 11 

S•ndstral'l-e 1 
8460 Schtt&ndorl 
~4-1/10 29 

SCHWANDORF fretes W.ac:l<trl and 
€R"ITTLUUGSAUSSCHUSS Altenschwand q>J 
c:/o Info-Bur'o 8445 llod.nwohr 

SOMANDORF 
INFO-&.IRO 
Fre1os W•cJ erhnd 

SOio/M~ 

Ortgruppe ElrucJ. 

SCHW,V4~F 

Ortgruppe Bruc• 

Sf.11DtEOAEIECK 
Jug•nd::ent,..um lltl 

Shdtcdre1 ecl 

0943413:#68 

Altenschwand 91 
846S Bodonwohr 
09414/ll 69 

Sa.c;~fn ed tt.user 
r.. Holfeld 24 
B4b6 Bruc:J 

tt.an.a. Schmid 
9ll'$01'11ofe9 17 
84!~ thtten•u 

Postfach 1174 

SloRtlSlEIN H.l.n• ,,..u.1l 
nossl!"•tr.2 

81 SlOERf'JSlEIN 8491 Stor-nste1n 

SULZBACli~ROSENE!ERG 

81 Sul::b•c:h•ROS.O" Poslfo11th 132'5 
berg 84S8 Sul :bach-Rosenberg 

StA.lMClf .. ROSEt:eE"RG clo Ralner Herbst 
Ot • GrlP1tn Sul::bKh- 91 ndergat.se ? 

Rosenberg 94~ Sul.:.bf.Ch•RoHnb..-q 

lRAUftSlEifl c/o .,.,-got Steful.1 
Dte Grul'i..-.,J.V Tr•un- Oberptrillch 1 
•tv1n 8091 Frillbltf'tlht• 

08624/1320 

UCI ERSOORF 
rr11uen QeQtn du WAA c/o Uc:"-e,.sdorf 1 

Vlt.SlllFEH 
Burc;~erlOI"\•111 
u.-ett. e.v. 

WEIDEN 
BI W.ldtn 

WENDElStEIN 

WuRZBURG 
Anti IMA Gruppe­
lk)nt•ql 1• 

84~7 UcJ•,..S-dod 
096751557 

BBA - lnfol•d-" 
r;/o H. Heu•r 

Pr-euehutte 
11utl6nQm 

Anti-AAW-Bu,..o 
110--Fr. 18-2\') lkl,. 

AlOIVIuLL-YONFEREtfl 
AtO!Molllli<onfet".n: 

BADEU-MDEN 
Ant1 .. N<'N .. lnl tu.tt ve 

DJEI€LSTADT 
Antl .. Atoaburo 

FREleuf«; 
Anti "'lfM...Pi tnum 
cluc.hh.anCilvnq 

St.P•ullnr 10111 
2900 8r•!11fP1'1-0st.4H"tor 
0-421-7001 44 

c/o Fn edn eh Erb•chft" 
Forstst.r .3 
107~ ttutiAngen 
07171-76210 

clo S.ubll,.o v.A.U.l 
Cul'r'ylt,., 2$ 
1000 SiPf'ltn 34 

S.rvh•a...,..v. 1?5 
b900 He1delb~9 
Ob22111:! 861 

Anelte Rted 
L•noestr•ße 14 
l$JoO W~.l"burg 

O:Sb41/66b4 

c::/o D•rue1 hnwwrNnn 
Waldt~Ht~tr. 1 
7570 9.i.d*""8old~ 
07211/2 67 1H 

c.Jo WoHQ•ng D1na•1• 
Bu:ndesh01ous 
!5300 Bann 
0Z!8"'149307 

Auf d .. Dr'l 10 
~9 Dt•mt"lst•dt-Wetl'l-en 
05694/737 

"Ja. Frtt:• 
Wtlh•l•str. l~ 
7800 Freaburg 

FREJBUF.'G tlo Folbnlr 
":(1\l-lnfo-ZtH'Itru• H•bsburg.,..t,..9 

7800 Freaburg 
0761/551280 

GOTTtNG€U 8ernd We1 tm.ann 
Gott1noer- AK qegen HOf'"rf!lann·Fogeweo; 14l 
AtOINI'\erg\e 3400 Gothnqen 

HANI<ENSS...TTEL 
BUrOet' Q~!fn ~"Ull Postfach 11 26 
-laenh•qener l.md- 3122 H•nl<enlbuttel 

HA."-:!40VER 
Gruppe a~ologa H•n- 1.-.nga,.ten<&t.l". ll 
nov~ tGöU :WOO ~nover 1 

tFIDEL9ERG 
Ant t-~ w-Buro 
tto.•Fr', 18•20 Uh,. 

0Zill69 63 1~ 

9et'Qhel...- Str". I~ 
6900 Hetdelberg 
062'21/1:' 8bt 

Y.ARt.SRUHE U~Mfoel t::~tru• 
euuo Fteglon•l>~..,.bolnd UnU,.e Str. ~ 
11H tJ .,..,. (lbe,.rnet n 7$00 .-:'at"hr"he 21 

on1-~ so 5t 

~ASSEL 

Um...el t:..ntrum K .. sol E1 fb1,1t:h.-n•tr. 18 
3500 K•uel 
OS6ll77 53 07 

t.UOWIGSHAFEN clo W1Jter S.J;fnod 
Jn1t1at1 ve 9e;en den Kan•ltt,.., 17 
AtOI'Itod M,annh~llll 6700 ludwig•hafeft 

062tl 62 n '2 

luCHOW-~EMIERG 

Bt Luchow-O.nnenbctrg Dr•w.-hn•r•tr .3 
3130 l,.l,ic::hoN 
~41-4684 

S.&btne Rots.c.h 
SUltenM"eg 53 
2120 Luneburo 
041.)1-48360 

MR8URG c/o KFZ 
&I gegen AtOOI.'nUltlen Sthulstr. b 
"arburq 35~ tt.arbUI'O 

11ETTINGEN :.Nd. ttull..,. 
81 ;eg~m At0111energ1e R~toratr. 18 
f1etttngan 4530 lbb~~nbu,.ltn 

~4$1122 620 

ttoRFELDEN 
81 gec,en dlt Ftuo­
h•fen.,.-•tterung 

MUHSTER 
lk!wel t:entr"ua 
Mut~tter 

SAARBRua<EN 
llnt.a-WM-8\IIf'o Su,. 
Al to Ff'Uorw•che 

SAt.ZGITTER 
UM"EL TSCI4J'T ZFORUK 
Sch•cht ron.l"ad 

HtiQ& Arnold 
1h I hel N-leuschflerst,.. SO 
6082 nodeldttn 
06l(e-37 26 

Schunhontst.r. 57 
4400 Mun•t..-
0~1152 11 12 

QOOf fnot r Mo-Do 17-20. oo 
Alt Landweh,.pl•tt 
6600 S.urbr\lck." 
0681/35 958 

clo K•t"ttn Traube 
8ro~ •tedterstr. 6 
3320 s .. tzgatur-Ble-c::lc."st 
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